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Dämmerlicht ...



Coronabewältigungsbezogen scheinen in diesen Zeiten die Argumentationen
und Hauptdiskussionsangebote von vornehmlich sämtlichen politischen
Parteien und medialen Standorten aus gesehen zum Gebot der Stunde zu
werden, um offenbar im allgemeinen Interesse den relevanten
machtpolitischen Positionen und ihren Weichenstellern im wachsenden
Ausmaß nur allzu leichtfertig überlassen zu werden.

Kaum könnte es einen klassischeren Vorwand für die Fädenzieher und
Machtinhaber dazu geben als eine globale Pandemie wie jene, die derzeit
die Menschheit mit ihren Wissenschaften und ihren Verfügungsstrukturen
vor sich hertreibt, um das Heft mehr oder weniger in die Hand zu bekommen.

Die Gefahren, die da ganz offensichtlich im Schatten der
nachvollziehbaren, gut begründeten und erklärbaren Maßnahmen, deren
Notwendigkeiten logisch unabwendbar sind, lauern, dürfen auch in solchen
Situationen auf keinen Fall verschwiegen oder kleingeredet werden.

Wie schnell und schleichend gleichermaßen so etwas gehen könnte, lässt
sich mit einem alten Zitat aus dem Werk "Farm der Tiere" von George
Orwell anschaulich vor Augen führen, das da lautet: "Alle Tiere sind
gleich, aber manche sind gleicher." .

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 22. Juni 2021
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REZENSION/741: Vincent Bevins - The Jakarta Method (Kalter Krieg) (SB)

Vincent Bevins



The Jakarta Method

Washington's Anticommunist Crusade and the Mass Murder Program that
Shaped Our World




Als Kamala Harris am 7. Juni bei ihrer ersten Auslandsreise als Joe
Bidens Vizepräsidentin in Guatemala den armen Menschen Zentralamerikas
mit den Worten - "Do not come. Do not come." - dringend von dem
Versuch abriet, "illegal" in die USA einzureisen, erntete sie sofort
Widerspruch von ihrer Parteikollegin Alexandria Ocasio-Cortez. Per
Twitter kritisierte die junge Galionsfigur der linken Demokraten die
allzu nach Donald Trump klingende Äußerung des ersten farbigen und
weiblichen stellvertretenden Staatsoberhaupts der USA als
"enttäuschend" und begründete die traurige Feststellung wie folgt:
"Erstens ist ein Asylantrag an jeder US-Grenze eine 100% legale
Methode der Einreise. Zweitens haben die USA Jahrzehnte damit
verbracht, in Lateinamerika für Regimewechsel und Destabilisierung zu
sorgen. Wir können nicht dabei helfen, das Haus anderer Leute in Brand
zu stecken, und ihnen dann die Schuld geben, wenn sie fliehen."

Historisch betrachtet kann man Ocasio-Cortez nur Recht geben und sie
dafür loben, die schwerwiegende Verantwortung Washingtons für das
aktuelle gesellschaftliche Chaos südlich des Rio Grande beim Namen zu
nennen, denn davon wollen die allermeisten Vertreter von Medien und
Politik in den USA nichts wissen. Die Probleme, die aus der
US-amerikanischen Einmischung in das politische Geschehen der Länder
Zentral- und Südamerikas sind jedoch weitaus umfassender und
tiefgründiger, als daß man sie allein unter Verweis auf den
sogenannten Antidrogenkrieg, auf den Iran-Contra-Skandal und Operation
Condor erklären könnte. Dessen ungeachtet bilden alle drei genannten
Komplexe wichtige Bausteine einer teuflischen Strategie, mit der die
USA den Kalten Krieg gegen die Sowjetunion gewonnen haben. Diese
Strategie, die leider bis heute unsere Welt mit ihrer krassen
Aufteilung in einen reichen Norden und einen armen, abgehängten und
ausgebeuteten Süden negativ prägt, erläutert Vincent Bevins
meisterhaft in seinem 2020 erschienenen Buch "The Jakarta Method".
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Zwei einschneidende Erlebnisse haben den 1984 geborenen Kalifornier
veranlaßt, das vorliegende Werk zu verfassen. 2016 arbeitete er als
Korrespondent der Los Angeles Times in Brasilien. Damals fand das
Amtsenthebungsverfahren gegen Präsidentin Dilma Rousseff, die frühere
Linksrebellin von der brasilianischen Arbeiterpartei, statt. Im
Kongreßgebäude zu Brasília lief Bevins dem damals im Ausland
unbekannten rechtsoppositionellen Abgeordneten Jair Bolsonaro über den
Weg und fragte ihn im Verlauf eines kurzen, improvisierten Interviews,
ob er nicht befürchte, daß der drohende, mit fadenscheinigen
Korruptionsvorwürfen begründete Sturz der populären Sozialdemokratin
dem Ansehen Brasiliens im Ausland schaden könnte. Bevins schreibt über
die sonderbare Begegnung folgendes:

Die Antworten, die er mir gab, lagen derart jenseits des
 Mainstreams, schienen eine absolute Wiederauferstehung von
 Phantomen des Kalten Kriegs zu sein, daß ich das Interview später
 nicht einmal verwendete. Er sagte: "Die Welt wird das, was wir
 heute tun, feiern, denn wir verhindern, daß aus Brasilien ein
 zweites Nordkorea wird."


Das war absurd. Rousseff war eine gemäßigt linke Präsidentin und
 ihre Regierung, wenn überhaupt, den Großkonzernen gegenüber zu
 freundlich gewesen.


Wenige Minuten später trat Bolsonaro ans Mikrophon im Kongreßsaal
 und gab eine Erklärung ab, die das Land erschütterte. Er widmete
 seine Stimme für die Amtsenthebung jenem Mann namens Carlos Alberto
 Brilhante Ustra, der als Oberst während der Diktatur in Brasilien
 die Folterung Rousseffs persönlich beaufsichtigt hatte. Es war eine
 unerhörte Provokation, der Versuch, das antikommunistische
 Militärregime des Landes zu rehabilitieren und sich selbst zum
 nationalen Symbol der rechtsextremen Opposition gegen alles zu
 machen. [3]


Wenige Wochen später führte ich ein Interview mit Rousseff, als sie
 auf die endgültige Abstimmung wartete, die sie des Amtes entheben
 würde. Unsere Unterhaltung wandte sich unweigerlich der Frage der
 Rolle der Vereinigten Staaten in den Angelegenheiten Brasiliens zu.
 Angesichts der unzähligen Situationen, in denen Washington
 interveniert hatte, um Regierungen in Südamerika zu stürzen,
 fragten sich viele von Rousseffs Anhängern, ob nicht die CIA auch
 diesmal dahinterstecke. Doch die Präsidentin verneinte dies - das
 Ganze sei ein Ergebnis der inneren politischen Logik Brasiliens.
 [4] Doch das wäre, nüchtern betrachtet, noch schlimmer; denn das
 hieße, Brasiliens Diktatur hätte eine Art Demokratie
 hervorgebracht, die gefahrlos selbst hochrangige Politiker wie
 Rousseff oder Lula entfernen könnte, welche die wirtschaftlichen
 oder politischen Eliten für eine Bedrohung ihrer Interessen
 hielten, und daß diese nach Belieben die Dämonen des Kalten Kriegs
 für sich in die Schlacht werfen könnten.


Inzwischen kennen wir das Ausmaß, in dem Bolsonaros Gambit
 geglückt ist. Als er zwei Jahre später zum Präsidenten gewählt
 wurde, hielt ich mich in Rio auf. Es brachen sofort Schlägereien
 auf den Straßen aus. Große stämmige Kerle fingen an, tätowierte
 Frauen, die Aufkleber des gegnerischen Kandidaten trugen, zu
 beschimpfen. Sie schrien, "Kommunisten, haut ab! Kommunisten, haut
 ab!"


2017 [...] wechselte ich von Sã�o Paulo nach Jakarta, um für die
 Washington Post über Indonesien zu berichten. Einige Monate nach
 meiner Ankunft plante eine Gruppe Akademiker und Aktivisten eine
 kleine Konferenz, um über die Ereignisse von 1965 zu diskutieren.
 Doch manche Leute verbreiteten über die sozialen Medien das
 Gerücht, daß es bei dem Treffen um die Wiederauferstehung des
 Kommunismus ging, der mehr als fünfzig Jahre später in dem Land
 immer noch verboten ist. Nicht lange, nachdem ich am Abend die
 Veranstaltung verlassen hatte, machte sich eine Horde zum
 Tagungsort auf. Gruppen hauptsächlich islamistischer Männer, wie
 man sie inzwischen des öfteren als Teilnehmer aggressiver
 Straßenproteste in Jakarta erlebt, umstellten das Gebäude und
 schlossen die Leute ein. Meine Zimmergenossin Niken, eine junge
 Gewerkschafterin aus Zentraljava, wurde dort die ganze Nacht
 gefangen gehalten, während die Meute gegen die Mauer schlug und
 "Vernichtet die Kommunisten!" und "Verbrennt sie beim lebendigem
 Leib!" skandierte. Verängstigt schickte sie mir Textnachrichten
 mit der Bitte, publik zu machen, was dort vorging. Das tat ich per
 Twitter. Es dauerte nicht lange, da zog dies Drohungen und
 Anschuldigungen nach sich, ich sei ein Kommunist oder sogar ein
 Mitglied der nicht existierenden Kommunistischen Partei
 Indonesiens. Ich hatte mich in Südamerika daran gewöhnt, genau
 diese Art von Botschaften zu erhalten. Die Ähnlichkeit war nicht
 zufällig. Die Paranoia in beiden Ländern kann auf die traumatische
 Zäsur Mitte der sechziger Jahre zurückgeführt werden.
 
(eBook S.15f. in der Übersetzung des Schattenblicks)


Im Mittelpunkt von "The Jakarta Method" steht Sukarno, der
charismatische, mehrsprachige Gründervater Indonesiens, der bereits
vor dem Zweiten Weltkrieg den Kampf seiner Landsleute um
Unabhängigkeit anführte. Drei Tage nach der Kapitulation des
kaiserlichen Japans im August 1945 rief Sukarno in Jakarta die
Unabhängigkeit Indonesiens aus. Danach widersetzten sich der gelernte
Architekt und seine nationale Bewegung vier Jahre lang dem Versuch der
Niederländer, auch mit militärischen Mitteln ihre alte Kolonie im
indonesischen Archipel wiederzuerrichten. 1949 gaben sich die
Niederlande geschlagen und erkannten die Souveränität der neuen
indonesischen Republik an. Dennoch herrschten weiterhin Spannungen
zwischen Jakarta und Den Haag, weil die Niederländer die Kontrolle
über West Papua behalten und die rohstoffreiche Halbinsel nicht an
Indonesien abtreten wollten. Erst 1962 wurde Westpapua unter
Vermittlung der Regierung von US-Präsident John F. Kennedy zur
indonesischen Provinz.

In den fünfziger Jahren verkörperte Sukarno zusammen mit Ägyptens
Gamal Abdel Nasser, Indiens Jawaharlal Nehru, Jugoslawiens Josip Broz
Tito und Ghanas Kwame Nkrumah auf der internationalen Bühne die
antikoloniale Bewegung, die nach und nach die Unabhängigkeit aller
früheren europäischen Kolonien in Afrika und Asien erstreiten sollte.
Mit Sukarno als Gastgeber kam es 1955 in der javanesischen Stadt
Bandung zur ersten asiatisch-afrikanischen Konferenz, auf der sich die
politischen Vertreter der Hälfte der Menschheit für eine eigenständige
Entwicklung der Dritten Welt jenseits der Konfrontation zwischen der
kapitalistischen Ersten Welt aus USA und deren europäischen
Verbündeten und der kommunistischen Zweiten Welt des Warschauer Paktes
unter Führung der Sowjetunion aussprachen. Die Bandung Konferenz, an
der auch Brasilien als Beobachterstaat teilnahm, bereitete den Weg für
die Gründung der Bewegung der Blockfreien Staaten 1961 in Belgrad.
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John Foster Dulles und Richard Nixon empfangen Sukarno 1956 bei der
Ankunft in Washington D. C.

Foto: 1956 Uncredited. Published by the United States Information Service., Public domain, via Wikimedia Commons.



In Washington begrüßte man zunächst das Unabhängigkeitsstreben der
früheren europäischen Kolonialgebiete, spielten doch die USA nach
eigenem Verständnis durch die Loslösung vom Vereinigten Königreich
1776 den Vorreiter jener welthistorischen Entwicklung schlechthin. Als
Vertreter des großen Siegers des Zweiten Weltkriegs mit seiner enormen
Wirtschaftskraft umwarben die amerikanischen Diplomaten die neuen,
unerfahrenen Staats- und Regierungschefs, um sie und ihre Länder
wirtschaftlich und politisch an die USA zu binden. Deswegen nahm zum
Beispiel US-Präsident Dwight D. Eisenhower 1956 in der Suez-Krise die
Position Ägyptens ein und versagte den Aggressoren Israel,
Großbritannien und Frankreich öffentlich jegliche Unterstützung. Aber
gleichzeitig verzichtete Washington nicht darauf, die Schattenkrieger
der CIA von der Leine zu lassen, sobald irgendwo in der
nicht-industrialisierten Peripherie die Interessen amerikanischer
Großkonzerne beeinträchtigt werden könnten. So hat der
US-Auslandsgeheimdienst 1953 den iranischen Premierminister Mohammad
Mossadegh und 1954 den guatemaltekischen Präsidenten Jacobo Â�rbenz
gewaltsam gestürzt, ersteren wegen der Verstaatlichung der Ölindustrie
Persiens und letzteren wegen einer bescheidenen Landreform zugunsten
der ärmerer Schichten.

Auch in Südostasien waren die USA in dieser Phase paramilitärisch
nicht untätig. Bereits in den frühen fünfziger Jahren half der
CIA-Meister der psychologischen Kriegsführung, Oberst Edward Lansdale,
der konservativen Regierung der Philippinen, einen Aufstand der
marxistischen Hukbalahap-Bewegung niederzuschlagen. Danach ging das
spätere Vorbild für die Hauptfigur in Graham Greenes berühmtem
Indochina-Roman "Der stille Amerikaner" nach Vietnam, wo er als
Verbindungsoffizier die französische Kolonialverwaltung im Kampf gegen
die nationale Erhebung um Ho Chi Minh beriet und den späteren Einzug
der amerikanischen Streitkräfte vorbereitete. 1958 flog eine bereits
länger laufende, umfangreiche Aktion der CIA zur Unterstützung des
ostindonesischen Permesta-Aufstands gegen die Regierung in Jakarta
auf, als ein feindlicher, in den südlichen Philippinen gestarteter
B26-Bomber von einem P51-Kampfjet der indonesischen Luftwaffe
abgeschossen und der amerikanische Pilot Allen Pope gefangengenommen,
angeklagt und der Weltöffentlichkeit präsentiert werden konnte.
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Indonesien und die umliegende Region

Grafik: © 2021 by www.demis.nl, Public Domain via Wikimedia Commons



Die Blamage angesichts der Festnahme Popes veranlaßte Washington dazu,
die direkte paramilitärische Einmischung in Indonesien stark
zurückzufahren und statt dessen die Zusammenarbeit mit der dortigen
Militärführung zu suchen. Auch der Wahlsieg des Demokraten JFK bei der
Präsidentenwahl 1960 gegen den republikanischen Vizepräsidenten
Richard Nixon weckte Hoffnungen auf eine noch entgegenkommendere
Haltung der USA gegenüber den Ländern des globalen Südens, hatte
Kennedy doch als Senator unter Verweis auf seine irische Wurzeln
wiederholt Verständnis für das Streben der kolonisierten Völker nach
Eigenständigkeit und Souveränität geäußert und sich zum Beispiel als
erster US-Politiker von Rang demonstrativ für die Unabhängigkeit
Algeriens von Frankreich ausgesprochen.

Die Hoffnungen sollten sich jedoch zerschlagen. Drei Tage bevor
Kennedy im Januar 1961 ins Weiße Haus einzog, wurde ohne sein Wissen,
jedoch auf Veranlassung der CIA, Patrice Lumumba, der erste
Premierminister der Demokratischen Republik Kongo, verschleppt,
gefoltert und ermordet. An dessen Stelle übernahm Armeestabschef
Joseph-Désiré Mobuto die Macht und verwandelt den Kongo in einen der
korruptesten Staaten der Welt. Nur drei Monate später zettelte die CIA
die Schweinebucht-Invasion rechtsgerichteter Rebellen auf Kuba an,
wohlwissend, daß die Nacht-und-Nebel-Aktion ohne direkte Intervention
der US-Streitkräfte zum Scheitern verurteilt war. Als Kennedy sich
weigerte, in die Falle, die CIA-Chef Allen Dulles für ihn gelegt
hatte, zu tappen und statt dessen damit drohte, den allzu eigenmächtig
gewordenen US-Auslandsgeheimdienst "in tausend Stücke zu
zerschmettern", unterzeichnete er damit sein eigenes Todesurteil.
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Achmed Sukarno und Fidel Castro 1960 in Havanna

Foto: Cuban press, Public domain, via Wikimedia Commons



Gleichwohl haben Kennedys "whiz kids", seine jungen technokratischen
Berater wie Robert McNamara und Walt Rostow, die
"Modernisierungstheorie" formell als alternatives Entwicklungsmodell
zum dialektischen Materialismus der Kommunisten erhoben und ausgebaut.
Fatal an jenem Modell war und ist bis heute die Schlüsselrolle, die
dem Militärapparat als Garanten der Stabilität und Motor des
gesellschaftlichen Fortschritts zuerkannt wird. Ordnungspolitische und
marktwirtschaftliche Maßstäbe gehen vor, die Verwirklichung
demokratischer Prinzipien wird hingegen auf den Sankt-Nimmerleins-Tag
verschoben. In Fort Leavenworth in Kansas brachte das US-Militär
unzähligen aus Asien und Afrika stammenden Offizieren
Aufstandsbekämpfung und "nation building" in einem bei. Für die
Sonderausbildung der den USA wohlgesonnenen Militärs aus Lateinamerika
war die berüchtigte School of the Americas in der panamesischen
Kanalzone zuständig. In "The Jakarta Method" geht Bevins ausführlich
auf die Bedeutung der "Modernisierungstheorie" für die unheilvolle
Entwicklung ein, die der ständige Versuch ihrer Umsetzung in
Lateinamerika, Afrika und Asien nach sich ziehen sollte.
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Kennedy, Johnson und Sukarno auf dem Rasen des Weißen Hauses im April 1961

Foto: © 1961 by White house Photographers, Public domain, via Wikimedia Commons



1963 fällt Kennedy einem Attentat zum Opfer und an seine Stelle tritt
der bisherige Vizepräsident Lyndon Johnson. Im selben Jahr flammt die
sogenannte Konfrontasi zwischen Großbritannien und Indonesien auf, die
bis 1966 dauern sollte. Streitgegenstand ist das Vorhaben Londons, die
Föderation Malaya zusammen mit Singapur und den britischen
Kolonialgebieten im Norden der Insel Borneo, deren Hauptteil zu
Indonesien gehört, zum neuen Staat Malaysia zu fusionieren. Es kommt
zu einer Mobilisierung der Streitkräfte auf beiden Seiten,
gegenseitigen Grenzverletzungen und blutigen Zwischenfällen. 1964
findet der Golf-von-Tonkin-Vorfall statt, den Johnson zum endgültigen
Einstieg der USA in den Vietnamkrieg nutzt. Ins selbe Jahr fällt auch
die Entscheidung Washingtons, Sukarno loszuwerden, dessen Annäherung
an die Volksrepublik China, sein politisches Bündnis mit den Kommunisten im
eigenen Land und seine feindliche Positionierung gegenüber den
britischen Malaysia-Pläne der Johnson-Regierung mißfallen.

1964 wird der Putsch gegen Sukarno bereits in Brasilien erfolgreich
geprobt. Dort stürzt das Militär den sozialdemokratischen Präsidenten
Joã�o Goulart mit Hilfe der CIA unter der Leitung des
US-Militärattachés Vernon Walters. Den Vorwand zur Machtübernahme
liefert ein vermeintlicher Putschversuch linker Unteroffiziere, die
angeblich sowohl mit dem Kommunismus als auch mit satanischen Kräften
im Bunde sind. Während der große Schlag gegen die Verfechter sozialer
Gerechtigkeit im größten und strategisch wichtigsten Land
Lateinamerikas vergleichsweise reibungslos von statten ging, kommt es
1965 beim ähnlichen Vorgang in Indonesien, dessen kommunistische
Partei, die PKI, damals gemäß der Mitgliederzahl nach denen der
Sowjetunion und der Volksrepublik China die drittstärkste der Welt
war, zum größten Massenmord der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts.
Genau wie bei Goulart in Brasilien heißt es plötzlich am 30. September
1965, die indonesische Militärführung unter der Leitung des späteren
Diktators General Suharto sei einem Putsch der Kommunisten
zuvorgekommen. Den Vorwand liefert die mißlungene Entführung einer
Handvoll Sukarno-skeptischer Generäle in Jakarta durch eine Gruppe
übereifriger Anhänger des Präsidenten. Vor allem das britische
Außenministerium versorgt die Weltöffentlichkeit über die BBC, die
linksliberale Sonntagszeitung Observer und die Nachrichtenagentur
Reuters mit Falschmeldungen zu den Ereignissen in der Hauptstadt und
den anderen Teilen Indonesiens.

Genau zu diesem Zweck war vorab der Desinformationsexperte Norman
Reddaway an die britische Botschaft in Jakarta abkommandiert worden.
Er sollte gezielte Falschmeldungen unter den dort arbeitenden
Auslandskorrespondenten sowie der britischen Presse verbreiten. In
einem Brief an den britischen Botschafter Sir Andrew Gilchrist
schreibt Reddaway, daß die westlichen Journalisten "uns alles abnahmen
und ständig neuen Stoff forderten". Über eine fingierte Nachricht
merkt Reddaway hoch erfreut an, daß er "einmal um die Welt und wieder
zurück" gegangen sei. Gemeint ist eine von ihm erfundene Geschichte,
welche die BBC über ihren internationalen Rundfunkdienst wieder in
Indonesien in Umlauf bringen konnte.

Inwieweit der Putsch Suhartos von Washington direkt initiiert wurde,
darüber wird bis heute gestritten. In seinem Buch verweist Bevins
unter anderem auf eine schriftliche Warnung der Regierung Pakistans an
die Kollegen in Jakarta; ein pakistanischer Botschafter in Europa
hatte vorab Wind von entsprechenden Vorkehrungen der NATO-Staaten USA,
Großbritannien und den Niederlanden bekommen. Fest steht jedenfalls,
daß die CIA, nachdem alles losging, die Militärführung in Indonesien
mit Listen Zehntausender zu ermordender Kommunisten laufend versorgte.
2001 vom State Department veröffentlichte, bis dahin vertrauliche
Dokumente enthalten unter anderem eine damalige Mitteilung der
US-Botschaft in Jakarta an das Außenministerium in Washington, in der
es heißt, man habe die indonesischen Sicherheitskräfte mit
Namenslisten der vermeintlichen Staatsfeinde versorgen müssen, weil
sie sonst keine gehabt hätten.

Nachdem Sukarno Ende 1965 unter Hausarrest gestellt worden ist und die
schreckliche Hetzjagd des indonesischen Militärs auf alle Kommunisten
und deren Sympathisanten auf Hochtouren läuft, schickt Lyndon Johnsons
Außenminister Dean Rusk ein Telegramm an die US-Botschaft in Jakarta
mit der Aufforderung, "die Kampagne gegen die PKI" müsse "fortgesetzt
werden". Um dies zu gewährleisten, sollten die US-Diplomaten
klarmachen, daß "Indonesien und die Armee" in Washington "wahre
Freunde" hätten, die "zur Hilfe bereit" seien. Daraufhin schreibt
US-Botschafter Marshall Green an Rusk zurück, man habe "bereits
klargemacht, daß die Botschaft wie auch die US-Regierung dem, was die
Armee tut, wohlwollend bis bewundernd" gegenüberstünden.

Unfähig, in so kurzer Zeit so viele Menschen umzubringen, greift die
indonesische Armee auf die Hilfe muslimischer Fundamentalisten und
rechtsgerichteter Todesschwadrone zurück. Das Morden nimmt ein solches
Ausmaß an, daß die Generäle in Jakarta die "wahren Freunde" in
Washington immer wieder um mehr Waffen und Munition bitten müssen, zum
Beispiel "um muslimische und nationalistische Jugendliche in
Zentraljava für den Einsatz gegen die PKI zu bewaffnen". Es folgen
versteckte Waffenlieferungen der USA an die indonesischen Militärs.
Wie ein ehemaliger Beamter des US-Außenamts der Historikerin Kathy
Kadane später erzählen sollte: "Es hat keinen gekümmert, solange es
Kommunisten waren, die abgeschlachtet wurden." In einem internen
CIA-Bericht zu den damaligen Ereignissen hieß es, man sei auf den
eigenen Beitrag zur "Stabilisierung" Indonesiens "sehr stolz".
Besonders heftig wüten Indonesiens Antikommunisten auf der
mehrheitlich von Hindus bewohnten Insel Bali. Jene Traumstrände, die
heute westliche Touristen in großen Scharen auf die tropische Insel
locken, waren damals monatelang von Blut getränkt und mit Leichen und
Körperteilen übersät.
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Washington schickt zudem üppige Geldsummen an die Todesschwadrone, um
das antikommunistische Inferno am Brennen zu halten. In einer
Mitteilung vom 2. Dezember 1965 an William Bundy, den für
ostasiatische und pazifische Angelegenheiten zuständigen
Stellvertretenden Staatssekretär im US-Außenministerium, stimmt der
US-Botschafter in Jakarta dem Vorschlag zu, der Gruppe Kap-Gestapu mit
50 Millionen Rupien unter die Arme zu greifen. "Die Chancen, daß diese
Unterstützung bekannt oder enthüllt werden könnte, sind so gering wie
bei jedem Schwarze-Kassen-Geschäft", so Marshall Green. In einer
späteren Mitteilung vom 15. April 1966 der US-Botschaft an Washington
heißt es, wegen des Chaos in Indonesien könne man die Zahl der
Getöteten nicht genau beziffern. Weil man nicht wisse, ob die
tatsächliche Zahl eher bei 100.000 oder doch einer Million Menschen
liege, wird Washington geraten, sich auf "die niedrigere Schätzung" zu
beziehen, "besonders bei Fragen seitens der Presse".

Nach dem formellen Amtsantritt General Suhartos als neues
Staatsoberhaupt im März 1966 gerät Indonesien vollends zum
Satellitenstaat der USA. Bezeichnend ist der Umstand, daß die neue
Militärjunta in Jakarta quasi als erste Amtshandlung dem
US-Bergbauunternehmen Freeport die Rechte zur Ausbeutung der größten
Goldmine der Welt namens Grasberg im Westpapua erteilt. Frühere Pläne
Sukarnos zur Einschränkung der geschäftlichen Tätigkeiten
ausländischer Energiekonzerne in Indonesien werden ins Gegenteil
verkehrt. Für Uncle Sam's Geschäftleute wird der rote Teppich
ausgerollt.
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Innerhalb eines Jahres tritt Indonesien wieder dem Internationalen
Währungsfonds (IWF) und der Weltbank bei und erläßt neue Gesetze zur
Begünstigung ausländischer Investitionen. Dafür erhalten Suharto und
die Generäle großzügige US-Finanzhilfe. 1969 beträgt sie bereits 200
Millionen Dollar. In den kommenden Jahrzehnten darf das pro-westlich
ausgerichtete Regime in Jakarta nicht nur unter Duldung, sondern mit
der diplomatischen und rüstungstechnischen Hilfe der USA,
Großbritanniens und Australiens die blutige wie illegale Eroberung
Osttimors unternehmen, die Unabhängigkeitsbewegung Irian Jayas
(Westpapuas) brutal niederschlagen und Abertausende innenpolitischer
Gegner verhaften, foltern und ermorden. Vincent Bevins schätzt die
Zahl der Menschen in Indonesien, die das Massaker von 1965/1966
überlebten, nur um in irgendwelchen Konzentrationslagern zu landen und
dort Monate, wenn nicht sogar Jahre zu verbringen, auf rund eine
Million.

Wie Bevins nachweist, wird "Jakarta" in den nachfolgenden Jahrzehnten
zum nicht ganz heimlichen Codewort, wenn es den Verbündeten
Washingtons darum geht, mit antidemokratischen Mitteln linke
Massenbewegungen in der Dritten Welt zu Fall zu bringen. Der Begriff
taucht in den Grafittis, die im Sommer 1973 an den Häuserwänden der
chilenischen Hauptstadt Santiago den drohenden Putsch Augusto
Pinochets gegen Salvador Allende ankündigten, genauso wie im
vertraulichen, zwischenstaatlichen Schriftverkehr der an der
"Operation Condor" beteiligten Polizisten, Geheimdienstler und
Militärs Südamerikas auf. Bevins zeichnet die starke Parallele in der
Vorgehensweise der Putschisten in Chile und Guatemala nach. Von der
ungeheuren Anzahl der Toten her läßt sich der jahrelange Massenmord an
der armen indigenen Landbevölkerung Guatemalas mit den Vorgängen in
Indonesien absolut vergleichen.

Eine ganz besondere Stärke von "The Jakarta Method" ist Bevins'
Verwendung der Aussagen und Erkenntnisse einiger der mehr als 100
Zeitzeugen und Überlebenden der antikommunistischen Pogrome vor allem
in Brasilien, Indonesien, Chile und Guatemala. Die vom Autor aufwendig
ausgewertete und verarbeitete Geschichtsliteratur wird fabelhaft
ergänzt durch die persönlichen Berichte der Menschen, deren Träume in
der Aufbruchsära nach dem Zweiten Weltkrieg auf ein sozial
gerechteres, friedliches und umweltfreundlicheres Zusammenleben der
Völker von der Vernichtungsmaschine, die wir heute Globalisierung
nennen, regelrecht zermalmt wurden. Die Überlebenden der großen
Säuberung in Indonesien, wo eine kritische Aufarbeitung der Ereignisse
rund um den Sturz Sukarnos bis heute absolut tabu ist, leben noch
immer in Angst vor Repressalien. Zur Anwendung der "Jakarta-Methode"
durch die Mächtigen gegen die Habenichtse dieser Erde kommt es auch im
21. Jahrhundert nach wie vor mit erschütternder Regelmäßigkeit, wie
man aktuell anhand der Angriffe staatlicher Kampfhubschrauber auf
unbewaffnete linke Straßenproteste in der Narcostaatshölle Kolumbien
und der Weigerung der konservativ-katholischen Politikerin Keiko
Fujimori, unter Hinweis auf den manichäischen Kampf "Markt gegen
Marxismus", ihre Niederlage bei der jüngsten Präsidentenwahl in Peru
gegen den Linkspopulisten Pedro Castillo, anzuerkennen, deutlich sehen
kann.
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Lateinamerika 

Black Lives Matter und Zapatismo: Bewegungen, die Grenzen 
durchbrechen 

Von Pietro Ameglio



(Mexiko-Stadt, 14. Mai 2021, desinformémonos) - Zwei der größten
sozialen Bewegungen in Amerika haben im vergangenen Jahr
außergewöhnliche und vielversprechende soziale Ereignisse angestoßen.
Beide sind berühmt für die Radikalität und Kohärenz ihres zivilen
Widerstands und ihre moralische und faktische Entschlossenheit. Auch
in Kolumbien erstarkt gerade eine breite Mobilisierung, die umfassende
gesellschaftliche Veränderungen fordert. Nähern wir uns den
Ereignissen mit einem ehrfürchtigen und zugleich neugierigen Blick, um
von den jüngsten Widerstandsbewegungen zu lernen.


Friedlicher ziviler Widerstand: die Streik-Bewegung in
Kolumbien

Die kolumbianische Universidad de la Amazonía berichtete als erste von
der breiten sozialen Erhebung, die sich selbst als "friedlicher
ziviler Widerstand" begreift und sich auf alle Bereiche des Landes
erstreckt. Die klassenübergreifende Bewegung verbindet verschiedene
Identitäten und zivilgesellschaftliche Organisationen. Kennzeichnend
für den "nationalen Streik" sind Verweigerung, radikale Positionierung
und ziviler Ungehorsam. Der Begriff "Streik" mag Assoziationen
hervorrufen, die nicht recht zu den Ereignissen passen wollen. Denn es
geht nicht um Stillstand, sondern um Voranschreiten mit
Riesenschritten, um die ersehnten Ziele zu erreichen: Gerechtigkeit,
Würde und Frieden. Natürlich passiert auch viel Schreckliches, und
natürlich ist auch Angst im Spiel angesichts der brutalen
Unterdrückung durch die Regierung, der außergerichtlichen
Hinrichtungen, dem Verschwinden von Personen und der existenziellen
Not, von der das ganze Land betroffen ist. Aber noch größer ist die
Hoffnung fast der ganzen Bevölkerung, die sich mit tatkräftiger
Entschlossenheit den öffentlichen Raum zurückgeholt hat.


BLM: Rassismus und Klassismus von Grund auf bekämpfen

Im Prozess um den Tod George Floyds erklärten die elf Geschworenen den
Polizisten Derek Chauvin einstimmig für schuldig - ein "historisch
einzigartiges Urteil" für den "gewalttätigen Normalzustand", den
etliche Communities Tag für Tag erleben: in Form von Missbrauch,
brutaler militärischer Gewalt, die ungestraft bleibt und natürlich im
systematischen Rassismus gegenüber Afroamerikaner*innen und anderen
Minderheiten, verbreitet und potenziert in den sozialen Medien,
bestätigt durch unzählige Augenzeugenberichte, Fotos und Videos, die
immer größere Verbreitung in der Öffentlichkeit finden, aber auch
durch die Arbeiten professioneller Filmemacher*innen. Besonders
hervorheben möchten wir "Der 13." von Ava Du Vernay, die auch bei
"Selma", einem Spielfilm über Martin Luther King und seinen Kampf für
Bürgerrechte, Regie führte.


Die Verurteilung Derek Chauvins markiert einen Wendepunkt


Zwar ändert sich durch dieses außergewöhnliche Urteil weder das System
noch die Rechtsprechung, dennoch ist es ein wichtiger Schritt in
Richtung eines unverzichtbaren und dringenden Wandels. Es ist ein
Anfang, kein Sprint über die Ziellinie, und doch: Die breite
Unterstützung, die wachsende Welle der Empörung, der Widerstand und
die unerwartete Neuverhandlung der Machtfrage geben Anlass zu echter
Hoffnung, die über substanzlose Träumereien hinausgeht. Die aus
etlichen sozialen Organisationen, Kollektiven und Einzelpersonen
bestehende Black Lives Matter-Bewegung fungierte als Wegbereiterin für
die Verurteilung Chauvins. Auf Gleichberechtigung beruhend und ohne
Personenkult, dezentral und gewaltfrei organisiert, hat Black Lives
Matter den brutalen Rassismus, das Prinzip der "weißen Vorherrschaft"
und den strukturellen Klassismus der Gesellschaft und des
nordamerikanischen Staats - national wie international - mit einer
enormen Klarheit und Legitimität öffentlich entlarvt und deutlich
gemacht, dass dieses Land nicht nur ein Problem mit Rassismus hat,
sondern auch mit Klassen, mit Armut und mit sozialer Ausgrenzung.


Entmenschlichung: ein Lernziel der Polizeiausbildung

Was die aktuellen sozialen Bewegungen gemeinsam haben: Sie sind
strategisch wie taktisch ausgesprochen einfallsreich und vielfältig,
machen in Foren, Medien und öffentlichen Diskussionen auf sich
aufmerksam, organisieren in öffentlichen Räumen große Protestaktionen,
Demos und Kundgebungen, Boykotte und zivilen Ungehorsam wie
Nichtachtung der Ausgangssperre. Dabei wird immer versucht, möglichst
viele Menschen unterschiedlicher sozialer und ethnischer Herkunft und
mit unterschiedlichen kulturellen Hintergründen für die Aktionen
zusammenzubringen, die oft symbolischen und festlichen Charakter
haben, und Provokationen durch gewalttätige Gruppen und der
militärisch aufgerüsteten Polizei möglichst aus dem Weg zu gehen. Ziel
ist es, etwas gegen die Terrorisierung der Bevölkerung zu unternehmen
und die öffentliche Aufmerksamkeit auf das menschenverachtende
Verhalten der Sicherheitskräfte gegenüber den schwächsten Gliedern der
Gesellschaft zu richten. Parallel begann die Bewegung, neue Ansätze
für das Bildungswesen, die Justiz und die Politik im allgemeinen zu
entwickeln, um die Grundlagen des institutionellen, strukturellen und
systematischen Rassismus, Klassismus und politischer Gewalt zu
bekämpfen und für die Demilitarisierung der Polizei zu streiten:
Position zu beziehen gegen militärische Aufrüstung und das aggressive
Auftreten auf den Straßen und in den Vierteln, das die Bewohner*innen
zu "Feinden und Kriegszielen" erklärt. Ein weiterer Kernpunkt der
Kritik: der entmenschlichende Drill der Polizeiausbildung, der den
jeweiligen Zweck völlig von den Mitteln abkoppelt. Die Argumente, die
Chauvins Anwalt im Prozess vorbrachte, um seinen Mandanten zu
verteidigen, sind exemplarisch für den Prozess der Entmenschlichung,
den Polizist*innen während der Ausbildung durchlaufen und die dazu
führen, dass fertig ausgebildete Polizist*innen am Ende nicht dazu in
der Lage sind zuzuhören - aus Misstrauen oder rassistischen Motiven -,
nicht einmal dann, wenn ein anderer Mensch sagt: "Ich kann nicht
atmen". Entsprechend argumentierte sein Verteidiger, Chauvins Handeln
sei eine "rechtlich legitimierte Form der Gewaltausübung", ein
"angemessener Strafverfolgungsstandard" und "keine unrechtmäßige
Aggression". Chauvin sei ein "vernünftiger Polizist". Unterm Strich
bedeutet das, ein Psychopath und ein vernünftiger Polizist, der die
Regeln des Staates und des Systems vollständig befolgt, sind quasi ein
und dasselbe.


Was hätte man tun können, um Floyds Tod zu verhindern?

Die damals 17-jährige Afroamerikanerin Darnella Frazier filmte neun
Minuten lang die Ermordung George Floyds mit ihrem Handy. Ihr Telefon
nutzte sie als "gewaltfreie Waffe", um "die Wahrheit zu
dokumentieren", die Täter zu entlarven und das Opfer zu entlasten. Sie
stellte den Film ins Netz und brachte damit eine internationale Welle
der Empörung ins Rollen. Was jedoch hätte man tun können, um Chauvin
zu bremsen? Das Filmen und Veröffentlichen waren notwendig zur
Offenlegung der polizeilichen Gewalt. Aufgehalten wurde die neun
Minuten lange Ermordung damit nicht. Wie kann eine Zivilgesellschaft
"dagegenhalten", statt angesichts der Gewalt von Autoritäten immer
machtloser zu werden? Sicher ist Angst ein Faktor, der uns vom
Einzugreifen abhält, aber es ist wichtig, nicht in lähmenden Schrecken
zu verfallen. Kontrollierte Angst hilft zu reflektieren, um kollektiv
sogar besser zu handeln, Vielleicht könnte man sich für die nächste
Gelegenheit überlegen, wie man nach den eigenen moralischen
Überzeugungen handeln und sich, ohne weitere Tote zu riskieren,
gewaltfrei, aber entschlossen physisch einmischen kann, beispielsweise
indem man sich sofort möglichst dicht neben das Opfer stellt und laut
"Hört auf!" ruft, oder indem man die Polizei einkreist und sie
anschreit, dass sie aufhören sollen und dass gefilmt wird. Es geht
darum, sich den Täter*innen irgendwie gewaltfrei zu nähern, sie
herauszufordern, um eine Reaktion zu provozieren und ihnen bewusst zu
machen, was eigentlich gerade geschieht in dieser von ihnen
geschaffenen "Blase", die sie wie ein Sicherungsfeld um sich herum
geschaffen haben. Möglich, dass die Reaktion der Polizei gefährlich
und gewalttätig ausfällt, aber darin läge vielleicht die Chance, als
Kollektiv ein Leben zu retten.

Es geht nicht darum, anderen vorzuschreiben, was sie tun sollen, zumal
auch kein Patentrezept existiert. Es ist ein Versuch, laut darüber
nachzudenken, wie die Wehrlosigkeit der Gesellschaft verringert werden
kann, ohne das "Realitätsprinzip" außer Acht zu lassen, und inwiefern
eine moralische Identität des gewaltfreien Widerstands konkretes
Handeln erfordert, sofern ein Spielraum vorhanden ist. Die Tat an
George Floyd war keine paramilitärische oder außergerichtliche
Hinrichtung, denn es gab einen, wenn auch minimalen, rechtlichen,
institutionellen Rahmen, und es wurde in aller Öffentlichkeit
gehandelt. In so einer Situation muss man also irgendwie versuchen,
kollektiv zu der gewalttätigen Autorität durchzudringen und sie mit
ihrem Vorgehen zu konfrontieren.


Widerstand: Der zapatistische Berg, der Kurs auf Europa
nimmt

So paradox es auch scheinen mag: In einer Zeit, in der fast die
gesamte Welt paralysiert ist angesichts der Pandemie, durchbricht die
zapatistische Bewegung wieder einmal die Grenzen und kreiert ihren
ganz eigenen Weg des gesellschaftlichen Widerstands. Bewohner*innen
des Dschungels sind zu einer achtwöchigen umgekehrten Eroberungstour
aufgebrochen. Das Segelschiff "La Montaña" (der Berg) wird sie von der
Islas Mujeres in Mexiko nach Vigo in Galizien bringen, wo diese erste
Delegation im Juni mit weiteren per Flugzeug angereisten
Vertreter*innen zusammentreffen wird, um sich "von gleich zu gleich"
und "mit gleichgesinnten" Aktivist*innen, Widerstandsgruppen und
Organisationen aus rund 30 europäischen Ländern zusammenzusetzen. Sie
sind verbunden durch Allianzen, Koalitionen und
Solidaritätsbewegungen, die in fast 30 Jahren des internationalen
Zapatismus entstanden sind und ihren Fokus auf die Mobilisierung "von
unten", "von den Ausgeschlossenen", vom "sozialen Kampf ausgehend"
legen.


Die Botschaft der Zapatist*innen ist international und nicht
 an das Heute gebunden

Welche Ergebnisse aus der kollektiven Reflektion, dem gegenseitigen
Lernen und der Allianz der internationalen Kämpfe für einen
grundlegenden Wandel des kapitalistischen globalisierten Systems
hervorgehen, wird man sehen, aber es besteht definitiv Hoffnung, denn
es gibt diesen strategischen Ansatz, der uns ermutigt, nicht
nachzulassen und weiterzukämpfen. Fast alle Bewegungen und ihre
Aktivist*innen sind in einem regionalen Kollektiv, einem Dorf bzw.
einer lokalen Community verortet, und doch ist ihr Kampf universell
und ihre Botschaft international und nicht an das Heute gebunden. Hier
liegen die Wurzel und die Inspiration für die "andere Globalisierung",
paradoxerweise getragen von den Vertreter*innen der
"Globalisierungsphobie".

Der Zapatismus hat von jeher Humor und das Paradoxe als Waffe des
sozialen Kampfes eingesetzt: "Wir bedecken unsere Gesichter, damit sie
uns sehen. Wir benutzen Gewehre in der Hoffnung, dass wir sie nicht
brauchen, wir reisen auf einem Berg auf dem Seeweg. Wir bewegen uns in
einer Zeit, in der die Welt aufgefordert ist, zu Hause zu bleiben. Wo
das System uns auffordert, uns mit ihren tödlichen Fehlern abzufinden,
leisten wir Widerstand".


Übersetzung: Sezer Yasar


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/black-lives-matter-und-zapatismo-bewegungen-die-grenzen-durchbrechen/
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REZENSION/047: Volker Braun - Große Fuge (SB)

Volker Braun

Große Fuge

von Christiane Baumann



"Mitleiden-schaftlich, gemeinsüchtig, Menschenmöglich"

Zu Volker Brauns ungewöhnlichem Weltgedicht Große Fuge

Volker Braun (1939, Dresden), in der DDR einer der bedeutendsten
Schriftsteller, der mit Texten wie der Unvollendeten Geschichte
oder seinem Hinze-Kunze-Roman für Aufsehen und bei den
politisch Mächtigen nicht selten für Unmut sorgte, zählt mit seinen
kritischen Wortmeldungen längst zu den Großen der deutschen
Gegenwartsliteratur. Seine Handstreiche stellten das 2019
erneut eindrucksvoll unter Beweis. Sie endeten mit dem Satz: "Fast
glaube ich, daß sie (die Aussprache, C.B.) genügt und ich keine
weiteren Diskussionen wünsche." Nun ist ein schmaler Lyrikband mit dem
Titel Große Fuge erschienen, in dem der Büchner-Preisträger die
Diskussion provokant und bissig fortsetzt. Entstanden 2020 im Kontext
der Corona-Ereignisse, ist dieses Thema allgegenwärtig und wird zum
Anlass, vielstimmig über deutsche Gegenwart nachzudenken. Dabei hat
Braun ein bemerkenswertes Zeitdokument mit geschichtsphilosophischem
Tiefgang geschaffen, das lange nach unserer Zeit seine Gültigkeit
unter Beweis stellen wird.

Der Titel Große Fuge weist auf Programmatisches. Eine Fuge ist
ein Zwischenraum, ein Übergang. Aus der Sprachwissenschaft kennen wir
die Wortfuge, die als Bindeglied zwischen den Bestandteilen
zusammengesetzter Wörter fungiert. Brauns Titel lässt an
Übergangszeiten denken, an eine Welt, die aus den Fugen geraten ist,
an "eine lange Epoche ungewohnter Unordnungen" (31), wie es im
ARBEITSPAPIER heißt. Den Musikkenner erinnert der Titel an
Ludwig van Beethovens Große Fuge Opus 133. Das Streichquartett
gehört zu den letzten Werken des Komponisten. Ursprünglich als
Schlusssatz des Streichquartetts B-Dur Opus 130 komponiert, erschien
das Werk schließlich separat, weil es dem Verleger zu modern war. Was
störte, war die Neuartigkeit der Tonsprache, das Formensprengende, das
Ungebundene, das sich dennoch der Form bediente. Beethoven brach mit
starren polyphonen Kompositionsregeln. Stattdessen brillierte er im
freien Fugatostil. All das ließe sich auf Volker Brauns neuen Band
übertragen, der auch auf den Komponisten verweist: "Bei Beethoven
kündigt sich Die Katastrophe an, die Gebrochenheit der Fugen ..."
(36). Braun stellt sich mit diesem Gedichtband den großen Zeitfragen
und ist in seiner Sprache von atemberaubender Modernität. Er spielt
mit Versmaß, Rhythmus und mit moderner Zeichensprache. Das Enjambement
(Zeilensprung) zerstört den Zeilenstil und lässt Sprachbilder
entstehen, die über das visuelle Erlebnis neue Zusammenhänge und
Bedeutungen herstellen. Braun bewegt sich geistig und ästhetisch in
Sphären, die eine Klasse für sich sind. Die Faszination für die
visuelle Poesie im Grenzbereich von Lyrik und Grafik, wie sie der
linke Avantgardekünstler Carlfriedrich Claus (1930-1998) entwarf und
mit dem sich AGGREGAT K auseinandersetzt, ist durchgängig
spürbar.

Die Texte sind in drei Sätzen angeordnet. Der erste Teil gibt Themen
vor, die in der Folge "fugenartig" variiert werden. Eröffnet wird der
Band mit einem WACHTRAUM, der an Franz Fühmanns
Traumerzählungen und -notate denken lässt. Der "Traum von einer
Sache, die nicht in der Welt ist, oder eine Welt, die nicht meine
Sache ist" (7), artikuliert den Grundkonflikt des Ich-Erzählers, das
Fremdsein und Unbehagen in der Welt des Kapitals. "Wenn du die Welt
nicht mehr im Kopf aushältst / Und den Irrsinn nicht mehr
buchstabieren willst" (38), lautet der Befund in ANATOMIE. KLEIST,
MEINHOF. Der Wachträumer in Freuds begrifflicher Bestimmung "sieht
nicht, sondern denkt". Im Wachtraum des Braun'schen Ich-Erzählers sind
"geträumte" und erlebte Wirklichkeit, psychische und soziale Realität
ineinandergeschoben. In diesem Schwebezustand erinnert und "denkt"
sich der Erzähler Szenen und Zeitereignisse, angefangen vom "Haus der
Kindheit" (7) bis zum Fall Snowden. Während er sich drei Mal im Bett
herumwälzt, bedrängen ihn Bilder von Ausbeutung, sozialer
Ungerechtigkeit und Krieg in einer Welt, die in Aufruhr ist und in der
man die Sprache verloren hat: "Wie bei den Fernsehgeräten versteht man
die Worte nicht mehr, verkommene Technik (für die verkommene
Öffentlichkeit)." (8-9) Der Ich-Erzähler konstatiert den Verlust des
Geschichtsbewusstseins: "Westhofen, Workuta und Rohwedder, vergessene
Gegenstände" (8). Das KZ Osthofen, in Anna Seghers Roman Das siebte
Kreuz als Westhofen verfremdet, der Gulag von Workuta und der
Treuhand-Manager Rohwedder liefern Stichworte zur deutschen
Geschichte, die der Erzähler vom kollektiven Vergessen bedroht sieht.
Wer seine Wurzeln vergisst und seine Vergangenheit nicht kennt, kann
seine Zukunft nicht gestalten. Er dümpelt bewegungsunfähig vor sich
hin, wie in der sich anschließenden Vision NACH UNSERER ZEIT,
die ein düsteres Zukunftsbild der Menschheit, "NUR NOCH IN FORM UND
HALTUNG EINEM MEN-SCHEN ÄHNLICH" (10), entwirft.

Der zweite Teil des Bandes, betitelt mit GROßE FUGE. AGGREGAT
K, erhellt in Situationen und Episoden den maroden Zustand der
Gesellschaft, der Welt. Der "Pestpatient" (13) leidet unter
KATARRHSIS. Eine Läuterung, eine Katharsis, wie sie die
griechische Tragödie nach der Poetik des Aristoteles kannte, ist nicht
mehr möglich: "die Theater den Geistern [...] EIN JAHR OHNE KUNST",
"Katarrh im Kulturbetrieb" (13). Das Enjambement schlägt Haken.
Willkommen "Im Anthropozän" (14), im menschgemachten Zeitalter, in dem
der Mensch über die Zukunft der Erde bestimmt. Doch der
WINDBÜRGER ist "durch den Wind, die Zyclowne regieren ihn"
(16). Im gleichnamigen Gedicht, einer Zurücknahme der Hölderlinschen
Verse Wie wenn am Feiertage, verschränken sich Erd- und
Menschheitsgeschichte in der Wortschöpfung aus Zyklone und Clown.
Fatale Wirbelstürme dank globaler Klimakatastrophe, soziale
Verwerfungen, Arbeitslosigkeit und die unheilvolle deutsche
Geschichte, in der die Nazis Zyklon B in ihren Gaskammern für den
organisierten Massenmord benutzten - alles gebannt in ein Wort. Clowns
sind in Brauns Parabel Die vier Werkzeugmacher (1996) die
"arbeitslosen Wichte", denen das wichtigste Werkzeug, das Begreifen,
nicht zur Hand ist. In den Handstreichen ist es der
Straßenkünstler, der als Clownsfigur eine "kunstlose Existenz", ein
Leben ohne die "Kunst" der Arbeit, ohne schöpferische Tätigkeit
fristet. Das lyrische Ich stellt den zyclown-regierten Windbürgern den
eigenen Anspruch entgegen: "Das ist deine Kunst jetzt / Allein zu
sein, mit allen, und ernst / Auf dich gestellt wie der Stein, der Halm
/ Und mitzudenken mit den Gebirgen und Meeren." (16) Braun schlägt den
Bogen von den Rosenkriegen um die Krone Englands im 15. Jahrhundert,
einer Zeit großer gesellschaftlicher Umwälzungen am Übergang vom
Mittelalter zur Neuzeit, die Renaissance-Humanisten wie Francesco
Petrarca mit ihrem modernen, auf den Menschen gerichteten Denken
prägten, zum "Krieg der Landschaften" (18) der Jetztzeit. Gegen die
globale Katastrophe und die unaufhaltsam laufende "Gewinn- und
Verlustmaschine" (23) des Kapitals, die nur in Profit abrechnet, setzt
er in AGGREGAT K, das den zweiten Teil des Bandes beschließt,
die Utopie einer menschlichen Gesellschaft, die durch sinnstiftende
Arbeit entsteht: "Arbeit) 'der Stoffwechsel mit der Natur' / Mit der
geringsten Kraft organisiert; die unmittelbar auf die Not / Des andern
bezogene Handlung, nicht vermittelt / Durch ein Äquivalent; Gemein- /
Sinn und -besitz DAS IST DER KERNBEREICH DER FABRIK / Mitleiden- /
schaftlich, gemeinsüchtig, eine mögliche / Praxis, um die sich
alles wie um die Sonne dreht" (27). Menschlich sein und werden,
dazu gehört "Liebe) Er übte sie, keusch wie ein Kämpfer / 'auf dem Weg
Ho Chi Minhs'" (27). Aggregat K steht nicht zufällig exakt in
der Mitte des Bandes. Der "KERNBEREICH", um den Brauns Denken und
Schreiben kreist, ist auf gesellschaftliche Veränderung gerichtet, die
ein soziales Miteinander, "mitleiden- / schaftlich, gemeinsüchtig /
Menschenmöglich" (24) impliziert. Das ist nur denkbar, wenn - Brauns
Kommentar weist nachdrücklich auf das Marx-Zitat - die Gesellschaft
"sich um die Sonne der Arbeit dreht" (52).

Der dritte Teil Tonkrieger, der Titel nimmt auf gleichnamige
Texte Brauns im Band Die Zickzackbrücke (1992) Bezug, ist von
Verlusterfahrungen unterschiedlicher Art geprägt: der frühe Tod des
Neffen, Altern und Krankheit, das Scheitern der Philosophen von Kant
bis Schmitt, die gescheiterte frühbürgerliche Revolution in
Deutschland, die Werner Tübke in seinem einzigartigen Monumentalbild
in Bad Frankenhausen gestaltete und die 1989 eröffnet wurde, im Jahr
der "Wende", in der sich die Hellen Haufen - eine Erzählung
Brauns (2011), die damit die Arbeiter bezeichnet - kampflos den
"Truppen der Treuhand" (47) ergaben. Der Kreis schließt sich in der
GEISTERSTUNDE, die Abgesang und Aufbegehren zugleich ist. Die
toten Dichter auf dem berühmten Dorotheenstädtischen Friedhof im Osten
Berlins, deren Namen sich mit dem Aufbau und der Geschichte des
anderen, 1989 abgetretenen Deutschland und einer anderen
Gesellschaftsutopie verbanden, von Heinrich Mann bis Bertolt Brecht,
von Arnold Zweig bis Anna Seghers, leben im Gedächtnis und Werk
nachkommender Dichter weiter: "Die Toten lebendig / Wir Gespenster"
(49). Es ist - in Hegelscher Dialekt gedacht - nicht das letzte Wort:
"Das Wahre ist das Ganze [...] Det Janze / Ist nicht det Wahre." (49)

Brauns Lyrik verlangt vom Lesenden schöpferische Arbeit. Wer sich
dieser unterzieht, wird neue Einsichten und Blickwinkel gewinnen.
Dabei arbeitet er mit einem dichten Netz an literarischen Zitaten, das
u. a. auf Dichtungen von Dante, Petrarca, Ezra Pound, Hölderlin,
Shakespeare, Anna Seghers, Bertolt Brecht, Heiner Müller,
Carlfriedrich Claus, Karl Mickel und auf eigene Werke zurückgreift,
nicht zu vergessen die mannigfachen historischen und philosophischen
Bezüge. Die dem Band beigegebenen Anmerkungen geben Hinweise. Vieles
muss sich der Lesende selbst erschließen. Braun macht in seinen
Gedichten das scheinbar Nichtbegreifbare hinter den Erscheinungen
sichtbar und seziert es messerscharf, ist dabei pointiert-witzig und
ungeheuer "leichtfüßig". Es entstehen neue, lebendige Wahrheiten eines
mittlerweile 82-jährigen Dichters, dessen Altersweisheit und junger
Geist auf die Zukunft gerichtet sind und gemeinsam "ins Freie gehen"
(38).
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BERICHT/116: Werner Seppmann - Altmarxist in neuer Zeit ... (SB)



Die vom Antiintellektualismus geforderte Sprache ist alles andere als
die Sprache der Leute, der Straße, die Sprache, wie sie gewachsen
ist, es ist die Sprache der Fußballkommentare, der Werbung, der
Wahlkämpfe. Der Antiintellektualismus fordert vorderhand den
linguistischen und diskursiven, den poetischen und theoretischen
Kompromiss (mehr noch: die Unterwerfung). Dahinter aber fordert er
den sozialen und den politischen Kompromiss (mehr noch: die
Unterwerfung). Der Antiintellektualismus begeht seinen größten Verrat
nicht an den Intellektuellen, sondern an den Menschen, die er glaubt,
vertreten zu dürfen.

Georg Seeßlen - Minderheitenprogramm, konkret 10/2014 [1]

Am 12. Mai 2021 unerwartet verstorben hat der Sozialwissenschaftler
und Philosoph Werner Seppmann eine Lücke unter den marxistisch
inspirierten Intellektuellen der Bundesrepublik hinterlassen, die
insbesondere dort schmerzhaft zu spüren sein wird, wo die häufig
verlangte, aber eher selten gewährleistete Vermittlung
anspruchsvoller linker Theoriebildung in gut verständlicher und
lesbarer Form gelingt. Zudem hat sich der Verfasser zahlreicher
gesellschaftstheoretischer Bücher und Schriften stets auf die Seite
der Ausgebeuteten und Unterdrückten gestellt, was nicht zuletzt
eigener Lebenserfahrung geschuldet gewesen sein dürfte.

Das brennende Interesse an den sozialen Kämpfen seiner Zeit hat den
1950 in Gelsenkirchen geborenen Sohn einer Arbeiterfamilie und
gelernten Bäcker von der Volksschule über den Zweiten Bildungsweg an
die Ruhr-Universität Bochum geführt. Dort promovierte er bei dem
marxistischen Soziologen Leo Kofler 1992 mit der Arbeit "Struktur und
Subjekt. Zur Begründungsproblematik eines kritischen Marxismus". Als
Vorstandsmitglied und zeitweiliger Vorsitzender der
Marx-Engels-Stiftung, Autor und Mitherausgeber der Marxistischen
Blätter wie als Mitglied der DKP bis 2009 war Seppmann eine feste
Größe in der BRD-Linken. Wer ihn persönlich kennenlernen wollte,
hatte dazu viel Gelegenheit, tat sich Seppmann doch auch als rühriger
Vortragsredner und lebhafter Disputant hervor. Der erklärten
Notwendigkeit einer die Widersprüche kapitalistischer
Vergesellschaftung durchdringenden Bewusstseinsbildung entsprach er
auf zahlreichen Veranstaltungen und Konferenzen mit einer
Nachdrücklichkeit, die einen um der Sache wegen streitbaren Geist
erkennen ließ. Geschichten aus seinem privaten Leben zu erzählen
war ihm eher fremd, wahrscheinlich schon deshalb, weil die
Bewältigung komplexer, in ihrer Dringlichkeit überbordender
Gesellschaftsprobleme dafür wenig Platz ließ.

Wie schon dem Titel seiner Dissertation zu entnehmen galt sein
vordringliches Interesse dem konfliktreichen Verhältnis von
subjektiver Emanzipation und gesellschaftlichen Zwangslagen in der
kapitalistischen Marktgesellschaft. So soziologisch seine Analysen
der ihr eigenen Klassenzusammensetzung waren, so parteilich war er in
der Kritik ihrer lebensfeindlichen und verelendenden Wirkung. Was ein
Allerweltsthema sein sollte, das in Lohnabhängigkeit stehende
Menschen, die sich tagtäglich mit der Entfremdungswirkung ihnen
aufoktroyierter Verwertungsimperative konfrontiert sehen, bis in die
Träume hinein verfolgen kann, erscheint in einer kognitiv und medial
bis an den Rand des Fassbaren aufgeladenen, die Menschen dem
Dauerstress eines permanenten Balanceaktes zwischen Unterwerfung und
Selbstbehauptung, zwischen Individualisierung und Verallgemeinerung
aussetzenden Gewaltregimes namens Kapitalismus alles andere als
selbstverständlich.

Werner Seppmann war bei dem Versuch, gesellschaftlichen und
politischen Gewaltverhältnissen auf den Grund zu gehen, nur bedingt
zu Kompromissen bereit, wohl wissend, dass der Gegenstand seiner
Forschung und die eigene Positionierung in den herrschenden
Widerspruchskonstellationen keinesfalls so sauber voneinander zu
trennen ist, wie die vermeintliche Neutralität wissenschaftlicher
Expertise gebietet. Eine sozialwissenschaftliche Herangehensweise,
die sich der Einbeziehung der eigenen Stellung in der akademischen
Wissensproduktion versagt, war seine Sache nicht, dazu wog die eigene
Betroffenheit zu schwer. So machte er sich mit schonungsloser Kritik
an den Zugeständnissen mancher post- oder neomarxistischer Erneuerer
an die Vereinbarkeit einer im Kern revolutionären
Gesellschaftstheorie mit den affirmativen Strategien des
Wissenschafts- und Kulturbetriebes kaum Freunde. Ihm war die Sache
selbst, die Überwindung gesellschaftlicher Ausbeutungs- und
Unterdrückungspraktiken hin zur Fluchtlinie einer Zukunft in
selbstbestimmter kommunistischer Solidargemeinschaft, stets eine so
verbindliche Verpflichtung, dass die sich dem entgegenstellende
Behinderung seiner publizistischen und politischen Arbeit zwar
ärgerlich war, aber verwindbar blieb.

Steine des Anstoßes waren etwa die von Georg Lukacs, den er als
seinen Lehrer bezeichnete, inspirierte Kritik an der ästhetischen
Moderne [2], seine Abrechnung mit dem Strukturmarxismus respektive
der Neuen Marx-Lektüre [3], seine Einwände gegen einzelne Positionen,
die im Grundlagenwerk "Historisch-kritisches Wörterbuch des
Marxismus" vertreten werden, die Kritik an einer angeblich auf
immaterieller Produktion basierenden Reformierbarkeit des
Kapitalismus oder seine sich am Problem der Verschleierung
gesellschaftlicher Gewaltverhältnisse abarbeitende Auseinandersetzung
mit dem Postmarxisten Louis Althusser und den Theoriestars des
französischen Poststrukturalismus, allen voran Michel Foucault.
Tendenzen der Verbürgerlichung in der DKP gerieten ebenso zum
Streitfall wie seine wenn auch zugewandte, so doch scharfe Kritik an
den "Modernisierern" in der Partei Die Linke. Deren Weg in die
Regierungsbeteiligung, die nur unter Relativierung bisheriger
Kernaussagen zur Kriegführung der Bundesrepublik und einer
prinzipiell antikapitalistischen Programmatik gelingen kann, widmete
er 2019 einen schmalen Band, in der er der Frage "Ist der
Kapitalismus überhaupt noch reformierbar" in Hinsicht auf "Die
LinksPartei zwischen Systemkritik, Reformismus und Selbstaufgabe"
nachging.

Unschwer zu erraten, dass der von Seppmann kritisierte Einfluss
systemtheoretischer Theorieversatzstücke, opportunistischer
Transformationsstrategien und integrativer Partizipationsangebote
auf die gesellschaftstheoretische Grundlegung der Linkspartei kaum
für eine streitbare Rolle in den künftigen sozialen Kämpfen des
Landes spreche. Wo nicht begriffen werde, "dass menschliche
Selbstentfremdung und Selbstinstrumentalisierung Elementarbedingungen
der Leistungsfähigkeit marktwirtschaftlicher Gesellschaften sind", wo
die fundamentale Kritik der herrschenden Eigentumsordnung aufgegeben
werde oder die "Digitalisierung des Sozialen" unwidersprochen bleibe,
wo die Thematisierung der Gerechtigkeitsfrage den "Verzicht auf die
Auseinandersetzung mit der Machtfrage" mit sich bringe, da sehe es so
aus, als ob die Prognose Rosa Luxemburgs, dass "die Schlußphase des
Kapitalismus (sich) zu einer Periode der Katastrophen" auswachse,
zutreffen werde [4].

Inmitten der anwachsenden Verächtlichkeit gegenüber linker
Intellektualität und um grundlegende Einblicke in herrschende
Widerspruchslagen bemühter Kritikfähigkeit konnte ein
Gesellschaftstheoretiker wie Werner Seppmann kaum einer produktiveren
Aufgabe nachgehen, als immer wieder den Finger in die Wunde
anatagonistischer Klassenverhältnisse zu legen. Sein Leben und Wirken
war eine Widerlegung des verbreiteten Mythos, sogenannte
Linksintellektuelle führten das sorgenfreie Leben von Abkömmlingen
des gehobenen Mittelstandes und machten sich mit
Minderheitenproblemen wichtig, die mit Arbeiter:innen nichts zu tun
hätten. Es wäre spannend gewesen zu erfahren, was Werner Seppmann zu
Sahra Wagenknechts anhand ihres Buches "Die Selbstgerechten"
geführten Angriff auf die eigene Partei Die Linke [5] zu sagen gehabt
hätte.

Wo Streitbarkeit in der Sache selbst als störend abgewehrt und
überflüssig verworfen wird, bleiben diejenigen, die sich dennoch in
aller Unbescheidenheit, Sprachfertigkeit und Unbestechlichkeit ein
offenes Wort herausnehmen, Exponent:innen einer Tradition kritischen
Denkens und Schreibens, die hinter dem Horiziont alltäglicher
Aufgeregtheiten und Erregungen zu verschwinden droht. Wo das
humanistische Bekenntnis und der Vernunftbegriff Seppmanns Fragen der
Selbstverortung des Menschen in der Welt und des Überschreitens
tradierter Grenzen aufwerfen, kann nur bedauert werden, dass
es nicht mehr an ihm ist, diese zu beantworten.

Anhand einiger Auszüge aus Interviews, die der Schattenblick mit
Werner Seppmann geführt hat, soll von hier aus zur angemessenen
Würdigung seines Lebens und Wirkens beigetragen werden.
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Gespräch am 7. Dezember 2011 in Hamburg-Eimsbüttel

Schattenblick: Herr Seppmann, warum profitiert die Linke nicht von der
zunehmenden sozialen Konfliktlage?

Werner Seppmann: In gewisser Weise ist die Krise für die Linke
geradezu eine Provokation. Es tritt gesellschaftlich und ökonomisch
genau das ein, was sie immer prognostiziert hat. Dass die Linke nicht
davon profitiert, hat natürlich damit zu tun, dass sie in einem ganz
entscheidenden Punkt konzeptionslos ist. Sie kann zwar die Krise
analysieren und die Ursachen benennen, aber kein Linker und keine
linke Fraktion kann von sich behaupten, wirklich Antworten auf die
Krise zu haben. Was heute vor allen Dingen fehlt, ist eine
Alternative. Politischer Protest kann sich nur dann profilieren und
wirksam werden, wenn Massenbewegungen, die wirklich politisch relevant
sind, entstehen und sich auf ein Ziel orientieren. Dieses Ziel ist
heute einfach nicht vorhanden. Das macht die große Provokation der
Krise für die Linke aus, und die Krise hat deshalb auch bis in die
Linke hinein desorientierende und desintegrative Wirkungen.

SB: Wieso meinen Sie, dass zum Beispiel Konzepte
ökosozialistischer bis sozialrevolutionärer Art kein Ziel mehr sein
können? Halten Sie sie für zu wenig ausgearbeitet?

WS: Ich meine das mit dem Ziel schon fassbarer. Es müsste verbunden sein mit
konkreten Übergangsforderungen und einer politischen Organisation als Zentrum,
die die gesellschaftlichen Verhältnisse wirklich verändern will. Die große Frage
ist, ob diejenigen, die sich heute durchaus kapitalismusskeptisch artikulieren,
in ihrer Substanz bereit sind, die Positionen einer fundamentalen, in die Tiefe
gehenden Kapitalismuskritik zu akzeptieren. Wenn wir uns heute diese
Antibanken-Bewegung anschauen, womit wir eigentlich beim Thema sind, dann haben
wir es doch mit Leuten zu tun, die in letzter Konsequenz bessere Banken fordern
und die Krise des Kapitalismus nicht aus ihren Strukturgesetzmäßigkeiten her
begreifen, sondern die Probleme, mit denen wir konfrontiert werden, als Ergebnis
subjektiven Fehlverhaltens deuten, also die gierigen Banker oder die Fehler, die
die Politik gemacht hat. (...)

Ich glaube, dass diese Probleme gar nichts mit den Problemen zu tun
haben, um die wir uns kümmern müssten. Das sind einfach nur objektive
Widersprüche, die es in der einen oder anderen Form immer geben wird.
Selbst wenn man es jetzt mit Mühe und Not schafft, den Staatsbankrott
führender westeuropäischer Länder zu verhindern, dann wären die
Probleme nur aufgeschoben. So werden diese Probleme auf
wahrscheinlich immer extremerer Ebene stets neu entstehen. Nein, wir
müssen viel grundsätzlicher fragen. Die Basis einer
Auseinandersetzung mit dem aktuellen Kapitalismus müsste lauten: Ist
diese Gesellschaft überhaupt noch zukunftsfähig? Und da gibt es viele
Aspekte, die sich anführen lassen, dass wir uns tatsächlich in einer
Phase befinden, in der es sozial, ökonomisch, zivilisatorisch bergab
geht.

Woher kommt es etwa, dass sich in den reichen Ländern des Westens
Armut und Bedürftigkeit ausbreiten? Das kann man nicht damit
erklären, dass einige tausend Leute sich einige Milliarden mehr in die
Tasche stecken, als sie es vor 20 oder 30 Jahren gemacht haben. Diese
Gesellschaft benötigt immer mehr ökonomische Ressourcen, um sich
überhaupt am Leben zu erhalten. Es wird nach wie vor in einem
forcierten Tempo rationalisiert. Aber die Verbesserung der
Produktionsmittel führt unter den bestehenden Konkurrenzbedingungen
nicht mehr zu einer Erhöhung des gesellschaftlichen Konsumfonds,
sondern stimuliert Verdrängungsprozesse, stimuliert Prozesse zum
Abbau von Überkapazitäten usw. Was allein in die Aufrüstung der
technischen Apparatur hineinfließt, verursacht gesamtgesellschaftlich
gesehen so immense Kosten, dass dies als Faktor für die Erklärung der
Armutsentwicklung viel relevanter ist als die paar Milliarden, die
das Finanzkapital für sich abzweigt.

Wobei die Bedeutungszunahme des Finanzsektors natürlich ein ganz
neues Themenfeld darstellt. Ein Aspekt - auf alle können wir gar
nicht eingehen - ist zum Beispiel, dass dieses Finanzsystem die
Funktion hat, Kapital, das realwirtschaftlich nicht mehr angelegt
werden kann, in seinem Kosmos zirkulieren zu lassen. Wir haben immer
noch die Versorgungsfunktion für Kredite, aber ein Vielfaches des
vorhandenen Kapitals zirkuliert in dieser Finanzsphäre. Da werden
auch keine realen Geschäfte mehr gemacht, sondern eine Art Wetten
abgeschlossen. Das sind Nullsummenspiele: Der eine gewinnt, der
andere verliert. Die Hauptfunktion dieses Kreislaufes ist es, die
Illusion aufrechtzuerhalten, als ob alles existierende Kapital noch
sinnvoll investiert werden könnte. Der Zwang zur Anlage ist sozusagen
der irreversible Trieb des Kapitalisten. Nichts bedrückt ihn mehr als
Kapital, das unproduktiv auf einem Bankkonto liegt. Deshalb nimmt man
bereitwillig selbst abstruse Wetten an, in der Hoffnung, dass man,
genauso wie der Mann am Pokertisch, am Ende gewinnt.
Gesamtgesellschaftlich werden keine Werte geschaffen, aber die
Organisatoren dieses Prozesses absorbieren natürlich einen Teil
dieser akkumulierten Mehrwertmasse, wie wir ökonomisch dazu sagen.
Ein Aspekt ist übrigens auch, dass für die Reproduktion des
Kapitalverhältnisses immer mehr ökonomische Ressourcen und Geld
aufgewandt werden müssen, damit es am Leben erhalten werden kann. (...)

SB: Unter ökosozialistisch orientierten Linken wird das Konzept
diskutiert, dass eine reale Schrumpfung der gesamten
Produktionsbereiche bis zum Nullwachstum erfolgen müsste. Können Sie
sich vorstellen, dass sich darüber eine neue Zielvorstellung aufbauen
ließe?

WS: Nach allem, was wir ökonomisch wissen, nach allen historischen
Erfahrungen braucht der Kapitalismus drei Prozent Wachstum, um
sozusagen gesund zu sein. Er hat diese drei Prozent Wachstum in den
letzten Jahrzehnten nicht mehr realisieren können und schliddert von
einer Krise in die andere. Wie schon gesagt ist Kapitalismus ohne
Wachstum und eben auch ohne den Verschleiß materieller Ressourcen
einfach undenkbar. Ich kann mit bloßen immateriellen Geschäften keine
drei Prozent Wachstum erreichen. Das ist der Dreh- und Angelpunkt.

Man kann natürlich sagen, Nullwachstum
stehe für eine Übergangsforderung. Mir ist schon klar, wenn ich Nullwachstum
fordere, dann fordere ich letztlich auch die Abschaffung des Kapitalismus. Aber
die Leute, die diese Forderungen stellen, wollen den Kapitalismus gar nicht
abschaffen, sondern sie unterstellen, dass er weiter, in welcher Weise auch
immer, funktioniert. Über diese ganzen Dinge kann ich nur sinnvoll diskutieren,
wenn ich immer auch einen Blick auf die realen Machtverhältnisse werfe. Man kann
über Nullwachstum reden, aber dann geht es, wenn ich es ernst damit meine,
letztlich um eine offensive Abschaffung des Kapitalismus.

SB: Die neuen Oppositionsbewegungen vom Schlage der Occupy-Bewegung
argumentieren zwar kapitalismusimmanent, aber es ist auch
nicht auszuschließen, dass diese Leute ihre Erfahrungen machen und letzten Endes
feststellen, dass nicht nur die Größe eines Konzerns darüber befindet, wie Arm
und Reich gesellschaftlich organisiert werden. Können Sie sich vorstellen, dass
sich in absehbarer Zeit eine soziale Bewegung entwickelt, die wieder auf den traditionell
linken Standpunkt zurückfindet, dass es um die Überwindung des Kapitalismus geht?

WS: Dass es um die Überwindung des Kapitalismus gehen muss, haben viele,
die sich als links definieren, schon begriffen. Die Frage ist, wie man der
historischen Entwicklung auf die Sprünge helfen kann.
Kapitalismusskepsis ist weit verbreitet, auch ein Bedürfnis nach
Kapitalismuskritik ist vorhanden. Die Menschen erleben diese
Widersprüche Tag für Tag, können sich aber insofern auf die
Widersprüche keinen Reim machen, weil sie die Zusammenhänge nicht
begreifen. Das ergibt sich nicht spontan aus der bedrückenden
Lebenssituation. Dazu brauche ich politische Vermittlung. Man kann
diskutieren, ob dazu eine Partei nötig ist oder nicht. Ich bin ganz
dezidiert der Meinung, dass das ohne Partei nicht geht. Wir müssen aber
feststellen, dass diese Parteien, deren historische Aufgabe es wäre,
solche Prozesse zum Selbstdenken anzuregen, ihrer Aufgabe in der
jetzigen Situation nicht gerecht werden.

Deshalb habe ich natürlich Verständnis für die Parteienskepsis, die es auch in
dieser Antibanken-Bewegung gibt. Es bleibt trotzdem die Frage, ob ich es Partei
oder Organisation nenne, kann es wirklich die Konstitution einer politischen
Bewegung ohne Strukturen geben? Die historische Erfahrung zeigt, dass das nicht
möglich ist. Oft sind es untergründig auch die Wirkungen von Strukturen und
Aufklärungsprozessen, die für kollektive Lernprozesse unabdingbar sind.

Wenn man wie ich schon sechs Lebensjahrzehnte hinter sich hat und seit 45 Jahren
politisch denkt und agiert, dann hat man das Kommen und Gehen vieler spontaner
Bewegungen gesehen. Heute habe ich keine gute Meinung mehr etwa von der
Attac-Bewegung. Das war mal anders, sie war einmal ein Hoffnungsträger, aber
wenn man die Diskussion innerhalb der Attac- Bewegung betrachtet, dann lässt sich
diese Bruchstelle genau identifizieren, an der sie ihre eigene
Bedeutungslosigkeit verschuldet hat. Man ist diesen Weg relativ spontan
gegangen, bis man nach Kapitalismusskepsis und Kapitalismusanalyse an einen
Punkt angelangt ist, an dem man sich in der Frage nach der Reformfähigkeit des
Systems hätte entscheiden müssen. Obwohl man sich eigentlich mit seinen
Denkmitteln und Theorien unausweichlich auf dem Wege zur Konsequenz befand, dass
dieses System nicht reformfähig ist, ist man vor seinem eigenen Mut
zurückgeschreckt und hat sozusagen wieder eine Bewegung zurück gemacht. Damit hat
die Bewegung ihre Frische und Wirksamkeit verloren. Wer kann heute noch
ernsthaft, wenn er die politischen Verhältnisse beobachtet, irgendetwas von
Attac erwarten? Das ist vorbei. Das war vor fünf Jahren anders. Wenn man diese
Differenz zu erklären versucht und die Frage stellt, ob man zu alten
reformkapitalistischen Stufen zurückkehren kann oder nicht, dann denke ich, dass
man diese Frage nach einer schonungslosen Analyse des Kapitalismus nur mit Nein
beantworten kann.

SB: Dann wäre eine Partei wie Die Linke, die immerhin im Bundestag
vertreten ist, für Sie also in keiner Weise eine relevante Adresse?

WS: So einfach würde ich mir das natürlich nicht machen. Wie in vielen
Parteien der sozialistischen Tradition gibt es eine große Differenz
zwischen dem Funktionärsapparat und der Mitgliederschaft. Ohne Frage ist
in der Linken ein ehrlicher Antikapitalismus verbreitet, aber die
Leute, die politisch das Sagen haben, denken, sich in dieser
Gesellschaft einrichten zu können, oder, wenn man es etwas kollegialer
formuliert, gehen davon aus, dass dieser Kapitalismus reformierbar ist.
Die Linkspartei hat sich jetzt ein neues Programm gegeben, das in
seiner Tendenz eine ganze Menge marxistischer Einsichten
transportiert. Das ist ein großer Fortschritt, weil das vorhergehende
Programm der PDS viel kompromisslerischer und unentschiedener war.
Dennoch habe ich den Eindruck, dass die Leute aus dem modernen Flügel
der Partei, also jene, die von der Reformierbarkeit des Kapitalismus
ausgehen, sagen, uns interessiert gar nicht mehr, ob die Hunde bellen,
die Karawane des Apparates zieht weiter.

Ich weiß von Genossen, die als Marxisten im
Bundestag waren, dass die Marxisten innerhalb der Bundestagsfraktion
immer die Mehrheit bildeten, aber die Fraktionsführung trotzdem
gemacht hat, was sie wollte. Das ist genau die Erfahrung, die man in allen
anderen Parteien machen kann. Ich gebe mich da keinen Illusionen hin,
aber wir müssen natürlich von den vorhandenen Potentialen ausgehen.
Kein Linker kann eine vorhandene Organisation, die auch nur
einigermaßen noch gegen den Stachel löckt, einfach aufgeben, sondern
da muss man wirklich schauen, was es dort für Potentiale gibt. Gut
sieht das aber nicht aus.[6]

SB: Ein Begriff wie Klassismus kann als Beispiel für Wortschöpfungen genommen
werden, die für die moderne Soziologie signifikant zu sein scheinen. Welchen
Einfluss messen Sie dieser Art von Wissenschaftsentwicklung bei, die sich immer
mehr ausdifferenziert und dabei eine zentrale Frage wie den Klassenantagonismus
gar nicht mehr thematisiert?

WS: Auf der einen Seite wird mit dieser Klassismustheorie ein
klassengesellschaftliches Problem angesprochen, aber in der
konkreten Ausführung verflüchtigt sich das sozusagen wieder.
Klassismus meint, dass Unterschichtsangehörige diskriminiert werden, indem die
gesellschaftlichen Mehrheitsdiskurse etwa feststellen und hervorheben,
dass Unterschichtsangehörige sich nicht gut artikulieren können und
andere auffällige Verhaltensweisen an den Tag legen. In der strikten
Klassismustheorie wird überhaupt nicht mehr gefragt, ob das nicht
tatsächlich in den gesellschaftlichen Unterzonen so der Fall ist, was
ja durchaus zutrifft. Es gibt seit den 70er Jahren etwa weitreichende
Untersuchungen, in welchem Maße die Klassenlage mit
Artikulationsfähigkeit und Sprachkompetenz usw. zu tun hat. Das sind
objektive Prozesse, die nicht nur das Produkt von Abwertungsstrategien
der Mittelschichtsangehörigen sind, wie innerhalb dieses
Klassismusdiskurses unterstellt wird. Und letztlich führt das dann
auch von der Klassenfrage wieder weg, obwohl eigentlich Symptome der
Klassenstrukturierung zur Kenntnis genommen werden, aber sie werden
nicht wirklich in ihren Ursachen analysiert. Das gehört zu dieser
Vielzahl von halbkritischen Theorien, die auf Kritikwürdiges
rekurrieren, aber das dann so behandeln, dass die wirklichen
gesellschaftlichen Ursachen irgendwo dann im Laufe der Beschäftigung
und des Diskurses verschwinden.

(...) Daran sieht man, dass, wie mein Lehrer Georg Lukács gesagt hat,
Manipulation doch nicht allmächtig ist. Ich gehöre zu den ganz
wenigen Linken, die nicht sehr dezidiert über die Presse schimpfen.
Dass sie manipulieren, ist offensichtlich, aber mit dem Medienkomplex
kann ich nicht den niedrigen Bewusstseinsstand erklären, denn ihm ist
es bisher nicht gelungen, die wirklichen Konflikterfahrungen der
Menschen zu überdecken. Die sind nach wie vor vorhanden. Was der
Medienapparat schafft, ist, dass er den Menschen die adäquaten
Begriffe und Interpretationsmuster abgewöhnt hat oder sie den
Menschen gar nicht mehr zur Verfügung stehen, weil sie im
öffentlichen Raum überhaupt keine Rolle mehr spielen. Aber richtig
gefragt, kommt doch zum Ausdruck, dass diese gesellschaftlichen
Grundkonflikte im Alltagsbewusstsein nach wie vor präsent sind.

SB: Im postmodernen Diskurs wird die These vom Tod des Subjekts aufgestellt. Was
würden Sie dem als gesellschaftliche oder soziale Kategorie gegenüberstellen, wo
würden Sie eine Subjektivität verorten, die Aussicht auf Entwicklungsfähigkeit
hätte?

WS: Die Subjektivität ist angegriffen und weitgehend zerstört, um das
einmal in Schlagworten zu sagen, was sich auch in der Zunahme von
Depressionen widerspiegelt, unabhängig davon, ob das immer
richtig kategorisiert wird. Tod des Subjekts ist eines dieser
Beispiele, wo angeblich linke Diskussionen in einem extremen Maße
desorientierend wirken. Das ist der Kern bürgerlicher Ideologie seit
Nietzsche und dem 19. Jahrhundert. Es ist ein konstantes
Legitimationsmuster, das sich in einer anderen Terminologie so äußert,
dass man also sagt, die Umstände sind so dominant, dass man sich gegen
sie überhaupt nicht wehren kann. Es gibt ja auch bei Marx eine Theorie
der Entfremdung, aber durch die Entfremdung wird bei Marx das Subjekt
eben nicht vollständig negiert, sondern er untersucht doch ziemlich
genau, welche Widerstandspotentiale sich entwickeln können.

Der Begriff "Tod des Subjekts" kommt von Foucault und wird von vielen Linken
nicht ohne Berechtigung als eine Situationsbeschreibung verstanden, aber ich
würde sagen, auch missverstanden, weil nämlich bei Foucault das Subjekt
tatsächlich komplett negiert wird. Die Parallelkategorie ist dann die Kategorie
der Macht. Jeder kritische Denker redet von der Macht, aber er analysiert die
Macht konkret, was in dieser Modephilosophie eben nicht gemacht wird. Da wird
die Macht als eine elementare Kraft definiert, der man sich nicht entziehen
kann. Wenn ich mich aber der Macht nicht entziehen kann, dann kann ich sie auch
nicht in Frage stellen, und das ist, denke ich, die fundamentalste Legitimation
bestehender Verhältnisse. Wenn ich sage, Macht ist universal und setzt sich in
allen Strukturen und in allen Beziehungen irreversibel fort, dann ist das eine
deutliche Legitimationsrede über die bestehenden Verhältnisse.

SB: Müsste also eine Linke, die sich der
Herrschaft verweigert und in diesem Sinne streitbar wird, der bequemen Lösung
entsagen, es wie die berühmten drei Affen zu halten?

WS: Die Linke hat nur die Aufgabe, das zu sagen, was sie sagen muss. Ich glaube,
dass es eine Illusion und auch Fehleinschätzung der traditionalistischen
revolutionären Arbeiterbewegung gewesen ist, von der Vorstellung auszugehen, dass
man eine revolutionäre Situation herstellen kann. Man kann aber auf sie
vorbereitet sein. Es reicht nicht, dass der Gedanke zur Wirklichkeit drängt,
sondern die Wirklichkeit muss zum Gedanken drängen. Immer wieder hat es in der
Weltgeschichte in scheinbar ausweglosen Situationen neue Wendungen und
Entwicklungen gegeben. Und deshalb hat weder Nietzsche noch Adorno recht, wenn
sie den Begriff des immer Gleichen einführen und von der Unendlichkeit des
Grauens sprechen. Ich bin wirklich der Letzte, der sich Illusionen über diesen
Zustand, über die Zerstörung subjektiver Widerstandspotentiale macht. Das ist
weit vorangeschritten, und wir wissen tatsächlich nicht, ob nicht, wie Marx es
gesagt hat, es im Bereich des Möglichen ist, dass wir in der Endphase der
menschlichen Zivilisation sind, dass die kämpfenden Klassen gemeinsam untergehen,
wie wir es in der Geschichte schon einmal erlebt haben. (...)

Optimismus im vordergründigen Sinne wäre wirklich fehl am Platze, aber in der
gleichen Radikalität und Konsequenz, in der wir den Untergang vor Augen haben,
müssen wir einräumen, dass wir trotzdem die Möglichkeit hätten, noch vor dem
Abgrund zurückzutreten. Aber das ist mit kleinen Reförmchen und, wie es in der
früheren Programmdiskussion der PDS hieß, mit der Unterstützung und Stimulierung
der Evolutionspotentiale des Kapitalismus nicht getan. Ich denke, da gilt die
Wahrheit der Plakate der KPD von 1930 und 1932 und 1933: Kapitalismus bedeutet
Krieg. Unabhängig davon, ob es jetzt der Krieg gegen das Lebensglück der
Menschen, ob es der Krieg gegen die Natur ist. Wenn man sich zum Beispiel die
Bodenspekulation anschaut, die wie ein Heuschreckenschwarm über die peripheren
Länder herfällt, dann werden da neue Konflikte konstituiert. Das verweist einmal
mehr darauf, dass man sich über den Kapitalismus und seine Veränderungsfähigkeit
keine Illusionen machen darf. Das ist die Basis für alle weiteren Diskussionen.[7]
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Gespräch zur dOCUMENTA (13) in Kassel am 1. September 2012

SB: Du hattest in deinem Vortrag auf die Disqualifizierung von Künstlern wieGeorge Grosz, Lovis Corinth, Renato Guttuso und Käthe Kollwitz auf der zweiten
Documenta hingewiesen. Gibt es hinsichtlich dieser Kunst mit ihrem häufig
ausdruckstarken zeitkritischen Bezug eine Kontinuität der Missachtung?

WS: Mit vielen Ausnahmen, die man sich konkret anschauen müsste, hat die
Documenta seit ihren Anfängen immer eine Kunst der Belanglosigkeit in den
Vordergrund geschoben. Es ist eine rein subjektivistische Kunst gewesen. Gerade
die abstrakte Kunst, die sehr große Qualitätsunterschiede aufweist, zeichnet
sich dadurch aus, dass sie den ungefilterten Subjektivismus des Künstlers
dokumentiert. Weltabgewandtheit und subjektivistische Selbstgenügsamkeit reichen
sich die Hand.

Der Künstler mag sich bei seinem Schaffensakt etwas gedacht haben, aber seine
Intention ist nicht objektivierbar und intersubjektiv vermittelbar. Dann kommt
natürlich die große Stunde der Kunstinterpretation. Seitdem die Kunst
subjektivistisch geworden ist, hat sie sich zu einem florierenden Gewerbezweig
entwickelt. Der Kunstkritiker spricht für die sprachlos gewordene Kunst.

Ich will damit nicht sagen, dass sie komplett inhaltsleer ist. Abstrakte Kunst,
die nur mit schwarzen Farben bzw. starken Akzentuierungen arbeitet - das wissen
wir aus der Farbpsychologie -, spricht andere Tiefenschichten der Menschen an,
als es helle Farben tun. Diese schwarzen Töne verstärken zum Beispiel vorhandene
Resignation, während man Kunst, die mit roten Farben arbeitet, wie es die
russischen Konstruktivisten gemacht haben, auch schon als eine Art politische
Botschaft erleben kann, aber wirklich objektivieren lässt sich das nicht. Hinzu
kommt, dass die meisten der abstrakten Künstler nicht mit lebensbejahenden
Farben arbeiten. Sie bedienen sich vielmehr, wie man in der Fachterminologie
sagt, einer repressiven Allegorik. Kunstpsychologisch betrachtet sprechen sie
repressive Bewußtseinsschichten an.

SB: Du hast in deinem Vortrag über Kunst als historisches Gedächtnis der
Menschheit gesprochen und auf die Gefahr hingewiesen, dass diese Art von
künstlerischer Entwicklung eine Art allgemeiner Amnesie fördern könnte. Könntest
du dazu noch etwas sagen?

WS: Zunächst einmal will ich ein Lob für den kulturbürokratischen Komplex in
der Bundesrepublik aussprechen. Es gibt eine fast unübersehbare
Museumslandschaft und viele Häuser, in denen große traditionelle oder auch
frühmodernistische Kunst gezeigt wird, aber die wirkungsvollsten
Ausstellungsaktivitäten drehen sich um das relativ kleine Segment des weltlosen
Modernismus. Daraus entsteht die Bereitschaft, zu Gunsten dieses Modernismus die
historische Kunst zurückzudrängen. Es gibt eine ganze Reihe von Beispielen, wo
Mittelalter-Abteilungen weggeräumt wurden und dann Joseph Beuys seine
obligatorischen Steinquader oder Filzplatten ausgebreitet hat. Erfahrungsgemäß
werden die alten Bestände nie mehr rekonstruiert. Da besitzt diese Art des
Modernismus einen raumgreifenden Anspruch und eine kulturell zerstörerische
Wirkung.

Wir können sogar als Faustformel sagen: Je ausdrucksloser das Kunstwerk ist,
um so größer wird es heute gestaltet. Im Extremfall, wie eben auch hier auf der
Documenta, führt das dazu, dass ganze Räume leer bleiben und dann ein Luftzug
erzeugt wird. Übrigens ist das überhaupt keine originelle Idee. Es zeigt nur,
wie gering das historische Gedächtnis der Autoren ist, die heute professionell
über Kunst schreiben. Vor vier, fünf Jahren habe ich in Basel eine ähnliche
Installation gesehen. Dort ist ein polnischer Künstler mit der Erarbeitung einer
Ausstellung betraut worden. Auch er hat die Räume leer gelassen. Zwar hat er
keinen Luftzug inszeniert, dafür aber in die Wände der frisch renovierten
Kunsthalle Löcher stemmen lassen. Schon in den 50er Jahren hat Yves Klein eine
Pariser Galerie mit weißer Farbe anstreichen lassen und diese Renovierung der
Galerie dann als seine Ausstellung und Kunstaktion deklariert.

Obwohl die Moderne davon lebt, dass man permanent etwas Neues macht, sehen wir
schon an diesen wenigen Beispielen - und das ist eines ihrer Hauptprobleme -,
dass sie sich mittlerweile nur noch selbst zitiert. Wir haben auch hier in
Kassel, gerade bei ansprechenden Kunstwerken erlebt, dass es doch nur Zitate des
schon dutzendmal Gesehenen waren. [8]
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Gespräch auf der 21. Linken Literaturmesse in Nürnberg am 6. November 2016

SB: Wie bewertest du die Innovationsfähigkeit bzw. -dynamik der
IT-Monopolisten, wenn zum Beispiel Google in den Bereich der
e-Mobilität expandiert?

WS: Unterhalten wir uns erst einmal über Innovationen. Wir lassen uns sehr
leicht von dem Schein täuschen, aber man kommt um die Tatsache nicht herum, dass
die Zeit der Innovationen vorbei ist. Die großen Firmen modifizieren eigentlich
nur noch, zumindest gilt dies im technischen Bereich. Ohne Frage ist es genial
gewesen, dass die Dells und Gates und wie sie alle heißen eine neue
Computergeneration, sprich den Personal Computer, auf den Markt gebracht haben.
Inzwischen ist das Ende der Fahnenstange jedoch erreicht und neue Innovationen
sind nur noch sehr schwer zu konzeptionieren, allerdings nicht bei der
Vermarktung und auch nicht bei der Umsetzung, da fällt ihnen schon aus
existentiellem Zwang heraus jeden Tag etwas ein. Man darf dabei aber nicht
vergessen, und das ist ein wichtiger Aspekt bei der ganzen IT-Industrie, dass
in der Presse der Investor vorgeführt wird, der eine Million investiert und
eine Milliarde zurückbekommen hat. Aber wenn ich den Lottogewinner porträtiere,
wird meistens außer Acht gelassen, dass 40 Millionen andere nicht gewonnen haben.

Ganz so schlimm sind die Relationen nicht, aber in der IT-Ökonomie herrschen in
dieser Hinsicht fast die gleichen Kriterien wie in der normalen Wirtschaft. Wenn
ich nämlich die Gesamtheit der Investitionen betrachte, dann sind diese Erträge
gar nicht so überdurchschnittlich. Die gesamte IT-Industrie ist im Grunde ein
Friedhof der gestorbenen Illusionen. Von den Tausenden und Zehntausenden Firmen,
die alle ihr Glück versucht haben, sind nur ganz wenige durch die rauen Stürme
der Konsolidierungsphase gekommen. Das gilt sowohl für die Startup-Unternehmen
als auch für Leute, die Geld angelegt haben, und natürlich in viel stärkerem
Maße für die Beschäftigten. In keiner vergleichbaren Branche wird im
Durchschnitt so wenig bezahlt wie in der IT-Branche. Man braucht bloß
zusammenzurechnen, was all diese Leute verloren haben, die 2002 Aktienoptionen
bekamen, als die Firma dann pleite gegangen ist. (...)

SB: Nun schafft zum Beispiel Apple Strukturen, bei denen die Nutzer ihre
Gesundheitsdaten von ihren mobilen Geräten direkt in Apple Health
einspeisen, um sie dort evaluieren zu lassen. Dient Innovation
in diesem Sinne nicht der Sicherung der Position als Monopolist?

WS: Vielleicht, aber zuvor noch eine Zwischenbemerkung: Die
Überlegung drängt sich gerade bei den Gesundheits-Apps auf, denn was
die IT-Multis anzubieten haben, hat natürlich einen individuellen
Nutzen. Das ist auch der Hebel, der es ihnen ermöglicht, ihre Erfolge
zu garantieren und durchzusetzen, aber - und das ist heute allgemein
bekannt - hinsichtlich der Abhör-, Ausforsch- und
Beeinflussungspraktiken sind die Nachteile in der Regel mindestens so
groß wie die Vorteile. Bei den Gesundheits-Apps kann man natürlich
sehr viele Vorteile erkennen, aber die Frage ist, ob die Gefahren
hinsichtlich von Ausspähung und Kontrolle nicht viel größer sind als
der Nutzen für den Endverbraucher.

Sobald dieses System etabliert ist, kommt man mit irgendwelchen
Datenschutzpostulaten nicht mehr sehr weit, weil sie unterlaufen werden. Nicht
erst seit heute, schon seit Jahrzehnten ist es so, dass ich eine Blutprobe
abgeben muss, wenn ich bei Daimler, und zwar mit Zustimmung des Betriebsrates,
eingestellt werden will. Wenn diese Gesundheitsdaten erst einmal objektiviert
sind, ist es nur noch ein kleiner Schritt, bis sie zur Selbstverständlichkeit
werden. Ein Ingenieur, der zwei Jahre arbeitslos ist, wird nicht lange
überlegen, ehe er seine Chip-Karte dem Unternehmen aushändigt, bei dem er sich
um eine Stelle bewirbt. Sicherlich darf auch heute kein Chef eine 30-jährige Frau
fragen, ob sie sich hat sterilisieren lassen, aber eine 30-jährige Frau in
Ostdeutschland wird die Sterilisierungsbescheinung auch unaufgefordert in die
Akte legen. Natürlich wird der Personalchef dann verschämt darauf gucken und sie
zurückgeben mit der Bemerkung, das interessiert uns gar nicht, gnädige Frau. So
ähnlich wird es sich auch mit diesem Gesundheitssystem und den Gesundheits-Apps
verhalten.

Das ist zur Zeit übrigens ein ganz heißes Eisen, und die IT-Ideologen
stehen Gewehr bei Fuß mit der Behauptung, dass die Daten gesichert sind. Es gibt
Betriebe, die das ganz offiziell einführen und auch die Übersicht über die Daten
haben, aber dort, wo sie das nicht machen, bilden sie einzelne Mannschaften, die
sozusagen als Wettbewerbsgruppen agieren. Wenn dann eine 20-jährige
Sachbearbeiterin einem 60-jährigen übergewichtigen Buchhalter gegenüber sitzt, ist
relativ klar, wem die einzelnen Gesundheitsdaten, unabhängig von den anderen
Möglichkeiten, zugeordnet werden. Bei dieser Überwachungsproblematik
interessieren sich die Schnüffler ohnehin nicht so sehr für die einzelnen
Inhalte, als vielmehr für den strukturellen Aspekt, also für die Meta-Daten.

Wenn die Überwacher mitbekommen, dass wir beide gemailt haben, dann wissen sie,
dass es dabei nicht um den Stand unserer Kaninchenzucht ging. Selbst wenn sie uns
noch nicht kennen und kategorisiert haben, prüfen sie nach, mit wem du
korrespondierst und mit wem ich korrespondiere und mit wem die Leute
korrespondieren, mit denen wir korrespondiert haben, und aus diesem ganzen Netz
machen sie sich dann ein Bild, das natürlich fehlerhaft ist, aber das spielt
keine Rolle in der Bewertung. Wenn du irgendwo eine Stelle haben willst, dann
interessiert sich der Personalchef nicht dafür, wer du wirklich bist, sondern er
bewertet dich aufgrund deiner verdächtigen Verstrickungen und personellen
Beziehungen. Das ist das Gefährliche an der Digitalisierung in diesen Bereichen,
dass hier Prozesse stattfinden, die sich verselbständigen, und zwar in einem ganz
extremen Sinne. (...)

SB: Die Gewerkschaften nehmen beim Thema Industrie 4.0 gerne die Haltung ein,
zum einen nicht auf die damit einhergehenden Chancen verzichten und zum anderen
dafür zu sorgen zu wollen, dass die Entwicklung der Arbeit nicht zum Nachteil der
Lohnabhängigen verläuft. Wie erklärt sich diese ambivalente Position?

WS: Sie sagen gerne, wir wollen objektiv sein. Die Kollegen, und hier
rede ich von den Führungsetagen der Gewerkschaften, weisen durchaus
auf die Gefahren der Digitalisierung hin, aber im gleichen Atemzug
heißt es, es bietet auch neue Chancen. Wir könnten uns jetzt fünf
Stunden über die Gefahren unterhalten, große Chancen habe ich bisher
trotz intensiver Beschäftigung nicht entdeckt. Im zweiten oder
dritten Satz sagen dann die Gewerkschaftskollegen, dass sie die
Gefahren genau im Blick haben, und sollte sich eine Gefahr nähern,
werden sie wie Jung-Siegfried gleich das Schwert ziehen. Ja, doch
dann wundere ich mich, warum sie bisher in ihrem Beritt nichts gegen
die Digitalisierung gemacht haben, wenn sie sich zum Nachteil der
Beschäftigten auswirkt. (...)

SB: Wenn der Preis der Arbeit durch die Verbilligung der Maschinen und dadurch,
dass die Robotisierung sich mehr und mehr durchsetzt, immer weiter in den Keller
geht, an welcher Stelle wird dann das Problem der schwindenden
Mehrwertabschöpfung relevant?

WS: Das ist eine sehr komplizierte Frage. Nun wird die Arbeit schon seit 200
Jahren rationalisiert. Bei Marx heißt es, in dem Maße, wie die gesellschaftlich
notwendige Arbeit durch Rationalisierung abnimmt, schafft der Kapitalismus
überflüssige Arbeit. Wenn man ein Auto nach dem Standard von vor 20 Jahren bauen
würde, könnte man tatsächlich zwei Drittel aller heutigen Arbeitsplätze
streichen, denn die Autos werden immer komplizierter. Heute werden bis zu 4000
Komponenten in ein Auto eingebaut, so dass gerade in der Automobilindustrie, die
einen sehr hohen Innovations- und Rationalisierungsgrad hat, in den letzten
Jahren keine Arbeitsplätze abgebaut worden sind. Hinsichtlich der allgemeinen
Arbeitsplatzbilanz sieht es so aus, dass sicherlich ganz schmerzhafte
Veränderungen in der Arbeitswelt stattfinden werden, aber im Gegenzug neue, und
zwar in der Regel prekäre Arbeitsplätze entstehen, denn auch die
hochtechnisierte Produktion braucht die menschliche Zuarbeit.

In welchem Maße neue Arbeitsplätze geschaffen werden, wird bei Amazon und
überhaupt im ganzen Versandhandel überdeutlich. Wir haben eine bestehende
Infrastruktur über Groß- und Einzelhandel, die alle gesellschaftlichen
Bedürfnisse befriedigt, aber jetzt entsteht ein vollkommen neues
Vertriebssystem. Das alte minimiert sich zwar, aber nicht in dem Maße, wie sich
das neue entwickelt. Das ist ein typischer Mechanismus. Man müsste sich für jede
Branche genau anschauen, welche neuen Betätigungsfelder durch die technologische
Entwicklung entstehen. Die Kollegen bei Amazon, die im Lager noch ohne Computer
vor dem Bauch gearbeitet haben, litten unter Rückenproblemen und mussten zum
Orthopäden. Die Leute, die jetzt die Brille kriegen, werden in spätestens fünf
Jahren zum Psychiater gehen müssen, aber es werden nicht so viele
Arbeitspsychiater in Lohn und Brot gesetzt, wie durch die Rationalisierung in
diesem konkreten Fall an Arbeitskräften eingespart wird, aber der
Reparaturbetrieb wird insgesamt ausgeweitet. (...)

Generell werden bei Automatisierungsprozessen die Zusatzkosten unterschätzt, die
durch den Einsatz aufwendiger Software-Produkte entstehen, weil Software ja
permanent erneuert wird. Es gehört übrigens zu den Illusionen über die
Computerisierung, dass selbst in kritischen Situationen noch dieser dumme Satz
von der neuen ökonomischen Grundlage verbreitet wird, nämlich dass durch den
besonderen Charakter dieser Produkte eine unendliche Verwertung möglich ist. Das
ist der größte Unsinn und hebt keineswegs die Gültigkeit des Wertgesetzes auf.

Eine Software, die heute entwickelt wird, war gestern schon überholt, so dass man
permanent Updates machen muss. Bei der großen Software-Schmiede SAP hatte man
früher einen Produktionsrhythmus von zwei Jahren gehabt. Mittlerweile ist man
bei einem Jahr angekommen und stellt jetzt auf einen dreimonatigen Wechsel um.
Das bedeutet, dass hier permanent nachgearbeitet werden muss, und das spielt
natürlich bei der Mehrwertfrage mit hinein. Auch in der weichen
Software-Ökonomie spielt die lebendige Arbeit eine ganz große Rolle, die sogar
noch zunehmen wird. [9]
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Gespräch auf der 23. Linken Literaturmesse in Nürnberg am 4. November 2018

SB: Führt der Verlust an Lebensmöglichkeiten, einer Perspektive und
der sozialen Beziehungen zu einer Notlage, in der ein identitärer
Bezug darauf, ein Deutscher zu sein, als einzig verbliebener
Rettungsanker wahrgenommen wird?

WS: Der Rechtspopulismus sagt den Leuten, auch wenn du unten bist,
wenn du nichts bist, kannst du doch stolz darauf sein, ein Deutscher
zu sein. Das vermittelt dann in einer entfremdeten Weise, wirklich in
Anführungsstrichen, so etwas wie Lebenssinn. Wie insgesamt ja die
Fähigkeit der rechten Ideologie sich dadurch auszeichnet, dass sie in
der Lage ist, den Menschen in einer Situation des Unverständnisses,
der Orientierungslosigkeit, Orientierungspunkte zu geben auch indem
sie wieder auf Alltagserfahrungen zurückgreift. Der traditionelle
Faschismus ist genauso wie der Neoliberalismus der Geist geistloser
Zustände, wie Marx es hinsichtlich der Religion gesagt hat. Gerade
das sozial verunsicherte Individuum braucht Orientierungsmuster, und
diese Muster werden ihm von den traditionellen Organisationen nicht
mehr gegeben. Die Sozialdemokratie ist mit fliegenden Fahnen zum
Neoliberalismus übergelaufen, und durch diese Bresche kann heute
AfD-Propaganda eindringen. In dem Sinne ist sie dann auch der Geist
geistloser Zustände. Und vor allen Dingen hat die rechte Propaganda
natürlich den unmittelbaren Tatsachenschein immer auf ihrer Seite.
Wenn du keine Arbeit hast, der türkische Nachbar aber schon, dann
verfängt diese blöde Parole, dass die Ausländer uns die Arbeit
wegnehmen. Es stimmt zwar faktisch nicht, aber es stimmt doch
summarisch und es stimmt von der eigenen Erfahrungslage her. Das muss
man in diesem Zusammenhang dann auch immer sagen. (...)

SB: Unter der Neuen Rechten finden sich heute Kreise, die als Linke
angetreten sind, aber auf einer Querfront die Seiten gewechselt
haben. Zudem bedienen sich Bewegungen wie "Aufstehen!" populistischer
Argumente. Wo würdest du eine Linie ziehen, die eine Grenze linker
Positionen definieren könnte?

WS: Das ist eine relativ komplizierte Frage. Der Begriff "Populismus"
sollte für einen Linken eigentlich tabuisiert sein. Wir nannten das
früher Aufklärung und sollten auch weiterhin dabei bleiben. Der
Gegensatz zum rechten Populismus ist nicht ein sogenannter linker
Populismus, sondern der Volkstribun, wie man es traditionalistisch
genannt hat. Dieser Begriff ist für uns heute vielleicht nicht mehr
anwendbar, so dass wir uns Gedanken machen sollten, einen anderen
dagegenzusetzen, um diese Irritationen zu vermeiden.

Aber deine Frage hat ja noch eine andere Dimension. Was wären die
Sofortmaßnahmen, die für eine linke Gegenbewegung unverzichtbar sind?
Ich habe das schon angedeutet: Das Wichtigste wäre die Forderung der
Wiederherstellung des alten Rechts, wie es die Bauern im 16.
Jahrhundert in ihren Kämpfen gefordert haben. Heute wäre das ohne
Wenn und Aber die Rekonstruktion der einkommensabhängigen
Arbeitslosenversicherung. Ich war vor fünf Jahren noch skeptisch, ob
das überhaupt möglich ist, aber wir haben inzwischen die finanziellen
Ressourcen, indem wir eine Erbschaftssteuer einführen, zum Beispiel
in dem Umfang, wie er in den "kommunistischen" Vereinigten Staaten
üblich ist. Wenn wir diese Steuersätze hätten, kämen jährlich 40 bis
60 Milliarden in die Kasse, und wir könnten all diese Dinge
realisieren, die auch unabdingbar sind, um dem Rechtsradikalismus
Paroli zu bieten. Es ist ja von der neuen Großen Koalition viel Geld
verteilt worden, aber an die entscheidende Frage des Sozialabbaus und
der Zerschlagung der traditionellen Sicherungssysteme geht man nicht
ran.

Trotz sogenannter sozialer Vorteile ändert das nichts an der
tiefen Resignation der Menschen. Heute weiß schon ein Kind in der
Grundschule aus den Erzählungen in der Familie, dass es sich um seine
Rente Sorgen machen muss. Wir müssen diese Probleme diskutieren, aber
auch sagen, was dagegen getan werden könnte. Wenn wir da nicht die
Axt an die Wurzel der Probleme legen, haben die rechten Kräfte
tatsächlich ein leichtes Spiel.

Wenn wir eine Binnendifferenzierung
der AfD vornehmen, müssen wir den abnehmenden Flügel der
neoliberalistischen Wirtschaftsprofessoren, dann die gewöhnliche
rechte Mitte und schließlich, wie wir früher gesagt hätten, den
sozialfaschistischen Flügel, der durchaus ernstzunehmen ist,
voneinander unterscheiden. Letzteren müssen wir genauso ernst nehmen,
wie Hitler es tat, der ihn nämlich im Zuge des sogenannten
Röhmputsches liquidiert hat. Sollte es dieser Flügel schaffen, seine
Vorschläge zur Rentenreform durchzusetzen, dann bekommen die anderen
Parteien allergrößte Probleme. Es ist ja nur ein Teilaspekt der
Programmatik der AfD, dass sie gegen das soziale Sicherungssystem
polemisiert und beispielsweise die Hartz-IV-Regelungen revidieren
will. Aber immerhin hat Frauke Petry gesagt, wir fordern für den
Leiharbeiter nicht nur den gleichen Lohn, sondern sogar einen
höheren. In den Talkshows wird dann gesagt, das sei Populismus und
Träumerei, aber so etwas gibt es in Frankreich. Dort müssen zehn
Prozent mehr gezahlt werden, weil man sagt, der Leiharbeiter hat
größere Aufwendungen und muss dafür bezahlt werden. Was hindert die
Linkspartei daran, diese Forderung im Parlament einzubringen? Warum
überläßt man das einer Frauke Petry? Wenn wir nicht aufpassen, dann
wird dieser linksfaschistische Flügel, der den Antikapitalismus nur
vortäuscht, mit seinen sozialen Forderungen, die nicht nur Propaganda
sind, immer mehr Einfluss gewinnen. Wenn man diesen Flügel nicht
seitens der Linken - auf die SPD können wir wahrscheinlich überhaupt
nicht mehr bauen - angreift, hätte das fatale Folgen. Sollte die AfD
auch materiell einlösen, was sie heute nur vortäuscht, nämlich dass
sie ein Herz für den kleinen Mann hat und seine Interessen vertritt,
müssen wir uns ganz warm anziehen. [10]
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Fußnoten:


[1] http://www.getidan.de/gesellschaft/georg_seesslen/65238/der-antiintellektualismus-begeht-seinen-groessten-verrat-nicht-an-den-intellektuellen-sondern-an-den-menschen-die-er-glaubt-vertreten-zu-duerfen

[2] http://schattenblick.de/infopool/kunst/report/kurb0027.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0087.html

[4] Werner Seppmann: Ist der Kapitalismus überhaupt noch reformierbar?, Bergkamen 2019

[5] http://schattenblick.de/infopool/politik/kommen/herr1910.html

[6] http://schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0101.html

[7] http://schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0102.html

[8] http://schattenblick.de/infopool/kunst/report/kuri0017.html

[9] http://schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbri0085.html

[10] http://schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbri0106.html
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AUSSICHTEN/9028: Und morgen, den 15. Juni 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 15.06.2021 bis zum 16.06.2021 +++
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Wenn ich ein Löwe wär'

und ein paar Zähne hätt',

flög' keine Pustel mehr

aus meinem Bett.
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MEMORIAL/230: Italiens Monarchie 1946 per Referendum gestürzt - letzter Sieg der Resistenza (Gerhard Feldbauer)

Kampf um die Republik

Am 2. Juni 1946 wurde in einem Referendum die italienische Monarchie
gestürzt

Es war der letzte Sieg der Resistenza

von Gerhard Feldbauer, 8. Juni 2021






[image: Abbildung: Furfur, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Ergebnis des Referendums vom 2. Juni 1946 über die Abschaffung der Monarchie und die Einführung der Republik - rot: Mehrheit für Republikaner, blau: Mehrheit für Monarchisten
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In einem Referendum zur Staatsform stimmten am 2. Juni 1946 die zu
den Zielen der Resistenza, dem antifaschistischen nationalen
Befreiungskrieg, stehenden Kräfte mit 12.717.923 Stimmen
(54,3 Prozent) für die Republik und beseitigten die Monarchie, die
seit der Machtergreifung Mussolinis 1922 bis zu dessen Sturz im Juli
1943 eine entscheidende Basis der faschistischen Diktatur gewesen war.
Bei den gleichzeitig anberaumten Wahlen zur Verfassungsgebenden
Versammlung erreichten die führende großbürgerliche Democrazia
Cristiana (DC) 35,2, die Sozialistische Partei (PSI) 20,7 und die
Kommunistische Partei (PCI) 18,9 Prozent. Die bereits im August 1945
mit Hilfe der US-amerikanischen Besatzungsmacht entstandene und zur
Wahl zugelassene faschistische Sammlungsbewegung "Uomo Qualunque"
(Jedermann) kam auf 5,3 Prozent.

Seit dem Sieg über das Besatzungsregime der Hitlerwehrmacht und die
Mussolini-Faschisten Ende April 1945 gab es zwischen den von
Kommunisten und Sozialisten angeführten antifaschistischen Kräften und
der Reaktion mit wechselnden Erfolgen scharfe Auseinandersetzungen um
eine antifaschistische demokratische Nachkriegsordnung, in der es
darum ging, die politischen und sozialökonomischen Grundlagen des
Faschismus zu beseitigen. Entscheidender Faktor der Klassenkämpfe war
der PCI, der aus dem antifaschistischen Widerstand als die politisch
einflussreichste Kraft hervorging, was sich vor allem aus seiner
Rolle im bewaffneten Kampf und seinen Positionen in der
Partisanenarmee ergab. Mit 2,2 Millionen Mitgliedern war er auch die
zahlenmäßig stärkste Partei. Mit dem PSI, mit dem er seit 1934 durch
Aktionseinheitsabkommen verbunden war, stimmte er in diesen Fragen
grundsätzlich überein.
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PCI-Generalsekretär Palmiro Togliatti trat dafür ein, die
antifaschistisch-demokratischen Umgestaltungen auf parlamentarischem
Weg durchzusetzen. Kommunisten und Sozialisten stellten keine
sozialistischen Forderungen als Tagesaufgabe, forderten jedoch, das
Eigentum des Großkapitals und der Großagrarier durch
Nationalisierungen und eine Agrarreform zu beschneiden. Unterstützt
von der US-amerikanischen Besatzungsmacht lehnten die führenden
Kapitalkreise und das Königshaus die Forderungen der Arbeiterparteien
ab. Bereits im Mai 1945 kam die Allied Military Government for
Occupied Territories (AMGOT) den Forderungen der Rechten in der DC und
der Liberalen nach und entwaffnete alle Partisanenverbände. Damit
wurde den örtlichen und regionalen Befreiungskomitees, welche in
Norditalien die faktischen Machtorgane bildeten und demokratische
Reformen eingeleitet hatten, ihre wichtigste Stütze genommen. Ein
Kongress der regionalen CLN des Nordens hatte gefordert, dass sich die
Regierung bis zur Einberufung einer Verfassungsgebenden Versammlung
bei der Ausübung gesetzgeberischer Gewalt auf das Befreiungskomitee
stützen müsse. Die AMGOT setzte die Auflösung der Fabrikräte, die in
vielen von den Unternehmern verlassenen Betrieben gebildet worden
waren, durch und half, faschistische Industrielle vor der Festnahme
durch CLN-Organe in Sicherheit zu bringen. Darunter befand sich auch
Vittorio Valletta, unter Mussolini Generaldirektor des
Rüstungskonzerns FIAT, der als Kriegsverbrecher auf der Liste des CLN
stand.

Im Juni 1945 löste die AMGOT das "Hohe Kommissariat zur Verfolgung der
Regimeverbrecher" auf und setzte eine so genannte Amnestie der
"nationalen Versöhnung" durch, mit der die, wenn auch begrenzten,
Säuberungen im öffentlichen Dienst ein überstürztes Ende fanden. Von
etwa 20.000 bis 30.000 von ordentlichen Gerichten durchgeführten oder
eingeleiteten Verfahren wurden die meisten eingestellt, über 11.000
bereits ergangene Urteile aufgehoben oder Begnadigungen gewährt. Zu
den Freigelassenen gehörte beispielsweise der Chef der berüchtigten
10. Torpedoboot-Flotille, Fürst Valerio Borghese, der wegen wenigstens
800fachen Mordes als Kriegsverbrecher verurteilt worden war. Dabei
hatte der diesbezügliche Erlass festgelegt, dass Faschisten, die
"wichtige öffentliche, politische oder militärische
Führungsfunktionen" innegehabt hatten, von der Amnestie auszuschließen
waren. Nach den Prozessakten jener Jahre, schrieb der kommunistische
Jurist und Verfolgte des Faschismus Alberto Malagugini, "hat jedoch
kein Faschist je wichtige politische oder öffentliche Funktionen
ausgeübt, selbst die Minister der Sozialen Republik nicht." [1]
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Alberto Malagugini
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Danach gelang es den Linken am 21. Juni mit der Berufung des
Vorsitzenden der kleinbürgerlichen, radikal-demokratischen
Aktionspartei, Ferrucio Parri, zum Ministerpräsidenten an Stelle des
zum Rücktritt gezwungenen Liberalen Bonomi, den weiteren Vormarsch
der Reaktion vorerst zu stoppen. Es war ein Kompromiss, denn sowohl
Kommunisten und Sozialisten hatten für den PSI-Vorsitzenden Pietro
Nenni und die DC für ihren Chef Alcide De Gasperi keine Mehrheit
gefunden.

Luigi Longo, nach Togliatti der zweite Mann in der PCI-Führung, suchte
die Basis der Partei, die starke Bastionen in den Betrieben von
Mailand, in Turin (Sitz der FIAT-Zentrale) und der Hafenstadt Genua
hatte, für den revolutionären Vormarsch zu mobilisieren und forderte,
gegen "die Magnaten der Industrie, der Finanz und des
Großgrundbesitzes" vorzugehen und "gegen die Reaktion" zu
marschieren, die sich um die Monarchie sammelt. In den USA holte man
zum konterrevolutionären Gegenschlag aus. Anfang November forderte der
Präsident der Bank of America, der Italoamerikaner Amadeo Giannini,
in Rom Parris Sturz, andernfalls Italien keine weiteren
"Finanzhilfen" erhalten werde. DC und Liberale folgten der Order und
provozierten eine Regierungskrise. Sie setzten Parris Rücktritt und am
6. Dezember die Berufung von Alcide De Gasperi durch. PCI und PSI
verblieben in der Regierung mit dem Ziel, den rechten Vormarsch
aufzuhalten und antifaschistische Grundsätze der Resistenza zu
verteidigen.

Zum nächsten Feld der Klassenkämpfe wurden am 10. März 1946 die
Kommunalwahlen in 5.722 von insgesamt 7.294 Städten und Gemeinden, die
die ersten nach Kriegsende waren und einen nationalen Querschnitt
darstellten. Die Hoffnung der großbürgerlichen und rechten Kreise, mit
dem Wahlgang den Einfluss der Linken entscheidend zurückzudrängen,
erfüllte sich nur begrenzt. Die DC erreichte etwa 50 Prozent der
Stimmen, während PCI und PSI auf 40 Prozent kamen. Die DC verfügte
nach den Wahlen in 2.534 Kommunen, PCI und PSI in 2.289 über eine
parlamentarische Mehrheit. In etwas weniger als einem Drittel (28 von
93) der Provinzhauptstädte stellten die PCI oder PSI den
Bürgermeister, darunter in Genua, Turin, Bologna und Florenz.

Nun wurde die Entscheidung über die Staatsform zum Höhepunkt der
Auseinandersetzungen über die Nachkriegsordnung. Nach der
Vereinbarung der antifaschistischen Einheitsregierung vom Juni 1944
sollte darüber die Verfassungsgebende Versammlung entscheiden. De
Gasperi versuchte zunächst, die Wahlen zur Konstituente
hinausschieben, damit die konservativen und reaktionären Kräfte wieder
festen Fuß fassen konnten, um dann eine Abstimmung über die Monarchie
scheitern zu lassen. Als das fehlschlug, setzte er darüber für den
2. Juni ein Referendum und gleichzeitig Wahlen zur Verfassungsgebenden
Versammlung an. Gegen das Referendum begannen die Monarchisten,
unterstützt von Faschisten und Papst Pius XII., eine wütende Hetze.
Mit der Ausrufung des Prinzregenten zum König Umberto II. am 9. Mai
wurde das ebenfalls 1944 geschlossene Abkommen über dessen
Statthalterschaft (siehe Keller) gebrochen. Kommunisten und
Sozialisten orientierten auf das Referendum, während die DC diese
Frage offen ließ und sich darauf konzentrierte, die meisten Sitze in
der Konstituente zu erringen. Die Liberalen sprachen sich für die
Beibehaltung der Monarchie als auch vorfaschistischer Staatsstrukturen
aus. Wahlanalysen belegten, dass sich unter den 10.719.284 Wähler (das
waren 45,7 Prozent), die für die Monarchie gestimmt hatten, ein
Großteil Anhänger der DC befanden.

Umberto weigerte sich, die Niederlage anzuerkennen. Monarchisten und
Faschisten entfesselten vor allem im Süden, wo unter den zum Teil noch
halbfeudalen Verhältnissen und des kaum von Faschisten gesäuberten
Staatsapparates eine Mehrheit für das Königshaus gestimmt hatte,
blutige Auseinandersetzungen, um wegen angeblicher
"Unregelmäßigkeiten" eine Annullierung der Referendumsergebnisse
durchzusetzen. Als Kommunisten und Sozialisten Massendemonstrationen
für die Republik organisierten, floh Umberto ins faschistische
Spanien, von wo aus er weiter gegen die Republik hetzte. Als die
Königsfamilie und ihre Anhänger bei ihrer feindseligen Haltung
gegenüber der Republik blieben, wurden sie des Landes verwiesen und in
der Verfassung für die männlichen Savoyer ein Rückkehrverbot
festgeschrieben. Im Bündnis mit den Faschisten gehörten die
Monarchisten weiterhin zur äußersten Reaktion und zu den Feinden der
verfassungsmäßigen Ordnung.

Die Verfassungsgebende Versammlung trat am 25. Juni 1946 zu ihrer
ersten Sitzung zusammen, um die Verfassung der Republik auszuarbeiten.


Quelle: I Giorni della Storia d'Italia. Dal Risorgimento a oggi.
Cronaca quotidiana da 1815. Novarra 1997, S. 510-525.


Anmerkung:

[1] Italia 2945-1975, Mailand 1975, S. 427.



Anfang Texteinschub

Das Abkommen über die Statthalterschaft


Im April 1944 hatten IKP und ISP mit den bürgerlichen
Oppositionsparteien eine antifaschistische Einheitsregierung gebildet,
an deren Spitze zunächst der an der Palastrevolte, die im Juli 1943
den "Duce" gestürzt hatte, beteiligte Marschall Pietro Badoglio stand.
Im Rahmen der Ausprägung des antifaschistischen Charakters der
Regierung wurde Badoglio im Juni 1944 vom Nationalen Befreiungskomitee
(CLN) zum Rücktritt gezwungen und an seiner Stelle der Liberale Ivanoe
Bonomi berufen. Über die Beseitigung der Monarchie, die über zwei
Jahrzehnte eine entscheidende Stütze der faschistischen Diktatur
gewesen war, kam es zu keiner Einigung. Als Kompromiss wurde das
sogenannte Statthalter-Abkommen geschlossen, das besagte, dass König
Vittorio Emanuele III. seinen Rücktritt erklärte und Kronprinz Umberto
als Statthalter die Monarchie vertrat. Ihm wurden jedoch nicht die
Rechte des Staatsoberhauptes zuerkannt. So wurde Bonomi nicht von ihm,
sondern vom CLN ernannt. Über die Staatsform sollte nach Kriegsende
eine Verfassunggebende Versammlung entscheiden.

Ende Texteinschub

 * 

Quelle:
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MEMORIAL/229: Casa-Pound-Faschisten feierten Massenmord der Schwarzhemden Mussolinis in Äthiopien (Gerhard Feldbauer)

Casa Pound-Faschisten feierten Massenmord der Schwarzhemden Mussolinis
in Äthiopien

M5S-Bürgermeisterin Virginia Raggi hatte keine Einwände

von Gerhard Feldbauer, 31. Mai 2021
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Zentren des äthiopischen Widerstands ("Patrioten") und italienische
Militäroperationen bis Ende 1937

Graphik: 3mnaPashkan, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons



Die Ermordung von etwa 30.000 Menschen vom 21. bis 29. Mai 1937 in dem
von Mussolini eroberten Äthiopien (damals Abessinien) allein in der
Hauptstadt Addis Abeba unter dem Kommando des "Vizekönigs", Marschall
Rodolfo Graziani, feierten in Rom am Sonnabend "Faschisten der Casa
Pound, des dritten Jahrtausends", berichtete Manifesto. Das
linke Blatt erinnerte daran, dass es "Rache für eine Kriegsaktion des
äthiopischen Widerstands war", bei der Graziani verwundet wurde. Bei
einem "der abscheulichsten Kriegsverbrechen" im sogenannten
italienischen Ostafrika brachten die Schwarzhemden im Kloster Debra
Libanòs "etwa 2000 Menschen um, darunter Priester, Diakone, Behinderte
und Studenten".

Um den Widerstand zu zerschlagen, führten Abteilungen der
Schwarzhemden "Strafexpeditionen" durch. Der damals in Addis Abeba
weilende Korrespondent des Mailänder Corriere della Sera Ciro
Poggiali war Augenzeuge der Massaker, hatte aber Angst, darüber zu
berichten. Erst 1971 schilderte er in einem Buch "Gli Appunti segreti
dell' Inviati del Corriere della Sera" (Mailand 1991), was sich
zugetragen hatte: "Alle Zivilisten, die sich in Addis Abeba befanden,
hatten die Aufgabe der Rache übernommen, die in echter faschistischer
SA-Manier blitzschnell ausgeführt wurde. Mit Knüppeln und Eisenstangen
bewaffnet liefen sie umher und erschlugen die Einheimischen, die sich
noch auf der Straße befanden. Nach kurzer Zeit waren die Straßen um
die Hütten von Toten übersät. Ich sah einen Busfahrer, der, nachdem er
einen alten Neger mit einem Hammerschlag niedergemacht hat, ihm den
Kopf mit einem Bajonett durchbohrte. Man muss nicht erwähnen, dass das
Gemetzel sich gegen unwissende und unschuldige Menschen richtete"
(S. 182).
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Militärparade italienischer Besatzungstruppen am 1. Mai 1936 in Addis Abeba, der Hauptstadt Äthiopiens

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Bei der Eroberung Äthiopiens vom Oktober 1935 bis Mai 1937 wurden
etwa 275.000 Soldaten und zahlreiche Zivilisten, vor allem durch den
Einsatz des Giftgases Yperit, umgebracht. Um keine Berichte darüber an
die Öffentlichkeit kommen zu lassen, ordnete Mussolini am 30. April
1936 persönlich an, gefangen genommene Europäer, die in der
äthiopischen Armee gekämpft hatten, zu erschießen.

Nach der Einnahme der Hauptstadt am 5. Mai 1936 setzte sich König
Vittorio Emanuele III. die äthiopische Kaiserkrone auf. Der
Missionspapst genannte Pius XI. zwang den Äthiopiern auf den Trümmern
der koptischen Kirche eine ihnen fremde Religion auf. Der Mailänder
Kardinal Ildefonso Schuster feierte im Dom der Stadt in einer Messe
"die Heldentaten des italienischen Heeres, das in seiner
Pflichterfüllung das Licht der Zivilisation nach Äthiopien getragen"
habe.

Der "Duce" befahl, jeden bewaffneten Äthiopier sofort zu erschießen
und ebenso mit gefangen genommenen Rebellen zu verfahren. Wörtlich
befahl er eine "Politik des Terrors und der Vernichtung". Allein von
den Carabinieri (kasernierte Polizei) wurden bis Juni 1936 2.500
Einheimische erschossen.
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Abessinische Krieger im 2. Italienisch-Äthiopischen Krieg - hier am 3.
November 1935 auf dem Weg an die Nordfront

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Common



Es gelang indessen nicht, Äthiopien völlig zu unterwerfen. Das
Kolonialregime beherrschte nur die großen Städte und etwa ein Drittel
des Landes. Die verschiedenen Stämme unter Führung ihrer Ras
(Fürsten), aber auch selbständige Partisanenabteilungen, die sich vor
allem aus früheren Soldaten und Offizieren zusammensetzten,
kontrollierten die schwer zugänglichen Bergregionen und Wüstengebiete.

Nach dem erfolglosen Attentat gegen sich befahl Graziani deshalb, die
äthiopische Intelligenz als einen potentiellen Oppositionsherd zu
liquidieren. Unzählige christlich-koptische Geistliche und alle
Kadetten der Militärakademie von Addis Abeba wurden umgebracht.
Tausende Äthiopier sperrte das Kolonialregime in Konzentrationslager,
wo die meisten elendiglich zu Grunde gingen. Insgesamt kamen unter der
faschistischen Herrschaft bis 1941 etwa 750.000 Äthiopier ums Leben.

Manifesto erinnerte daran, dass Graziani "nicht nur ein
Kriegsverbrecher in Afrika und ein Mann des Regimes war, sondern auch
Kriegsminister und Stabschef der Kollaborationsrepublik Salò
Mussolinis, Unterzeichner der Aufrufe zur Zwangsrekrutierung junger
Menschen; Mann des fortgesetzten Bündnisses mit den Nazis;
Verantwortlicher für den Bürgerkrieg in Italien". Die Verherrlichung
dieser Kriegsverbrechen wurde nicht nur vom Innenministerium der
parteilosen Luciana Lamorgese und dem Polizeikommissar von Rom trotz
der Proteste demokratischer und linker Organisationen, darunter des
Partisanenverbandes ANPI, sondern auch von der Bürgermeisterin von
Rom, Virginia Raggi, von M5S genehmigt. Dabei ist bekannt, dass Casa
Pound zu den Sturmtrupps der faschistischen Lega Salvinis gehört, die
heute an der Regierung des früheren EZB-Chefs Mario Draghi beteiligt
ist.

Typisch für die Entwicklung nach 1945 sei gewesen, dass Graziani, so
Manifesto, für seine Verbrechen in Italien und im Ausland
ungestraft blieb. Nachdem ein italienisches Gericht ihn 1950 zu
19 Jahren Gefängnis verurteilt hatte, wurde er im Rahmen des
italienischen NATO-Beitritts wie viele andere auch begnadigt und kam
noch im selben Jahr wieder auf freien Fuß. Manifesto erinnert
schließlich daran, dass es 1953 bei einer Kundgebung zu der berühmten
"Arcinazzo-Umarmung" (benannt nach der Gemeinde bei Rom, wo sie
stattfand) "mit dem damaligen Delfin von Alcide de Gasperi (vorheriger
Premier der Democrazia Cristiana) Giulio Andreotti, dem späteren
mehrfachen Ministerpräsidenten der DC, und dem Massenmörder Graziano
kam.

 * 

Quelle:
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TIERGESCHICHTEN/011: Lern lieber fliegen ... (SB)



Irgendwo hoch in den Zweigen eines mächtigen Baumes befand sich das
Krähennest. Nach einer langen Zeit des Brütens schlüpften drei winzige
Krähenküken aus ihrem Ei. Noch bot das Nestgeflecht für alle
ausreichend Platz. Doch das sollte sich schon bald ändern. Mit dem
Verlust des erstens Flaums wuchsen den Kleinen richtige Vogelfedern und
auch an Umfang nahmen sie erstaunlich rasch zu. Kein Wunder, denn die
Kräheneltern waren unentwegt dabei, Nahrung heranzuschaffen und ihre
Krähenkinder zu füttern, und die waren mit einem schier
unersättlichen Appetit gesegnet. Tagein, tagaus sperrten die Jungvögel
ihre Schnäbel auf und forderten nach noch mehr Leckerbissen.
Schließlich kam die Zeit, da es ans Fliegenlernen ging.
Und genau damit beginnt eine ungeheuerliche Begebenheit, die einer der
kleinen Krähen beinahe das Leben kostete.

Geben wir den Dreien Namen und nennen sie Jan, Ole und Uwe. Die beiden
Erstgeschlüpften Jan und Ole zeigten einen besonnenen und ernsthaften
Charakter. Sie lauschten den Hinweisen ihrer Eltern und bemühten sich,
ihren Anweisungen zum Fliegen Folge zu leisten. Bald schon starteten
sie ihre ersten Flugversuche. Doch Uwe, der Jüngste, war ein Faulpelz.
"So schwer wird das mit dem Fliegen schon nicht sein. Ich mache es mir
hier lieber im Nest gemütlich, während die anderen üben", dachte er bei
sich. Zuhören war zudem nicht seine Stärke, da er stets in seinen
eigenen Traumwelten spazieren ging. Als aber seine Brüder ihre
Schwingen ausbreiteten und sich stolz in die Lüfte erhoben, dann vor
dem Nest ihre Flugkünste zeigten, blickte ihnen Uwe doch neidisch
hinterher. Lange zögerte er nicht. "Das kann ich auch!", tönte er laut
und kletterte auf den Rand des Nestes. Bei dem Blick hinunter wurde
ihm zwar etwas mulmig zumute, aber nun gab es kein Zurück mehr. Mit
ausgebreiteten Flügeln stürzte er sich hinab. Aber, oh weh! Er flog
gar nicht, er fiel! Wild flatterte er um sich und konnte jedoch keinen
Halt finden. Unsanft landete er auf dem Boden, umgeben von hohem Gras.
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Der kleinen Krähe misslingt der erste Flugversuch
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Ganz benommen blickte er sich um, schüttelte sich und schrie aus
Leibeskräften nach seiner Mutter. Doch sie kam nicht. Wahrscheinlich
flog sie gerade in der Nähe herum, um Futter herbeizuschaffen.
Erst jetzt erschrak die kleine Krähe Uwe, denn hier unten auf dem
Boden sah alles ganz befremdlich aus. Hohe grüne Halme ringsum und als
sie den Kopf in den Nacken legte, um nach oben zu schauen, fiel ihr
Blick auf den riesigen Stamm des Baumes, auf dem sich ihr Nest befand.
Wieder hob Uwe zu einem lauten Krächzen an. Oben am Nestrand beugten
sich seine Brüder hinab, doch helfen konnten sie ihm nicht. Jan und
Ole brüllten ihrem kleinen Bruder zu, er möge doch versuchen, zu
fliegen. "Du musst deine Flügel auf und ab bewegen, sieh her, so
ungefähr!", wies Jan ihn an und vollführte eben solche Flugbewegungen.

Uwe schaute zu und bemühte sich tatsächlich, seine Schwingen auf und
ab zu heben. Doch statt zu fliegen, drehte er sich im Kreis, schwankte
und wankte, stolperte und schrie aus lauter Verzweiflung: "Hilfe, ich
kann das nicht, so helft mir doch!"
Seine Brüder wussten nicht, was sie unternehmen sollten. Da näherte
sich die Mutter-Krähe, landete auf dem Nest und fragte besorgt: "Wo
ist Uwe?"
Jan und Ole deuteten mit ihren Schnäbeln nach unten. Da zögerte sie
keine Sekunde und flog hinab.
"Ich hab Hunger, ich hab Hunger!", schrie Uwe. Nachdem sich
Mutter-Krähe davon überzeugt hatte, dass dieser kleine Kerl keinen
weiteren Schaden genommen hatte, hob sie ihre Schwingen und flog
nochmals los, um für den Abgestürzten etwas Essbares zu beschaffen.

Als Uwe das sah, beruhigte er sich. Nun war er sich sicher, dass seine
Mutter sich um ihn kümmern würde, auch wenn er hier am Boden lag.
Gerade als er wieder guten Mutes war, weckte ein deutlich vernehmbares
Rascheln seine Aufmerksamkeit. Still und reglos starrte er in die
Richtung, und nur wenige Augenblicke später stand eine riesige Katze
vor ihm. Sie fauchte, setzte zum Sprung an und zwar so, dass sie ihn
mit ihren krallenbewehrten Tatzen zerrissen hätte. Uwe blieb das Herz
stehen. Das war sein Ende. Hier gab es für ihn kein Entkommen. Diese
gierige Katze war schnell, viel zu schnell. Hätte er fliegen können,
wäre es kein Problem für ihn, diesem Raubtier zu entfliehen - aber
eben das konnte er nicht. Kampflos wollte er sich jedoch nicht
ergeben. Wozu hatte er einen kräftigen Schnabel? Zu allem bereit,
erhob er sich und baute sich mit ausgebreiteten Schwingen vor der
Katze auf. Das Katzentier schien davon wenig beeindruckt, es fauchte
abermals ganz schrecklich böse und laut.

Nun wusste Uwe nicht mehr ein noch aus und voller Angst schrie er nach
Mutter-Krähe, schrie wieder und wieder nach seinen Brüdern. Doch
nichts geschah. Gerade als er sich vom Leben verabschiedet hatte, sah
er ein Krähenpaar wild und wütend auf die Katze zustürzen. Von der
anderen Seite eilte laut krächzend eine stattliche Krähe herbei und
hieb der sprungbereiten Katze ihren Schnabel in den Rücken. Als dann
auch noch ein weiterer Angriff aus der Luft drohte, ergriff sie mit
einem wütenden Fauchen die Flucht und suchte das Weite im dichten
Gebüsch.

Die große mutige Krähe war niemand anderes als Vater-Krähe, der just
von einem Erkundungsflug zurückkehrte und die Hilferufe hörte. Die
kleine Krähe Uwe atmete erleichtert auf. Umringt von seinen Brüdern,
seiner Mutter und seinem Vater flatterte er wild im Kreis und
schimpfte: "Was bin ich für ein Dummdussel, dass ich noch nicht
fliegen kann, so wie Jan und Ole. Hättet ihr mich nicht gerettet, wäre
ich jetzt tot. Ich will sofort fliegen lernen, bitte sagt mir, womit
ich beginnen soll."

"Nun, du hast es dir unnötig schwer gemacht, denn hier auf dem
Erdboden ist es nicht leicht fliegen zu lernen. Es wäre einfacher
gewesen, all das im Nest zu erledigen. Vielleicht zeigen dir deine
Brüder, was sie gelernt haben. Ich fliege wieder los, um für unser
Essen zu sorgen. So gesprochen erhob sich Mutter-Krähe und verschwand
hinter den Baumwipfeln. Vater-Krähe schüttelte den Kopf über seinen
Jüngsten, aber statt ihm noch eine Standpauke zu halten, verteilte er
seine leckeren Mitbringsel.
"Dann seht mal zu, dass ihr alle rasch ins Nest zurückkommt und keine
Angst, wir passen auf euch auf!" Auch Vater-Krähe schlug kräftig mit
den Flügeln und erhob sich in die Luft.

Etwas ratlos sahen sich die Brüder an, dann hatte Ole eine Idee. "Ich
glaube Uwe muss ganz schnell rennen und dann einen großen Hüpfer
machen und kräftig mit den Flügeln schlagen." -
 "Ah, du meinst ungefähr so?", lachte Jan, rannte los und vollführte
einige Sprünge, dabei schlug er seine Schwingen auf und nieder. Mit
offenem Schnabel staunte Uwe über die Idee seiner Brüder. "Los Uwe,
nun bist du dran! Streng dich an!", forderte Jan. Beim ersten Mal
stolperte er und landete auf dem Bauch. Ärgerlich rappelte er sich
wieder auf und hatte schon keine Lust mehr. "So geht das nicht!",
schimpfte er. Aber seine Brüder ließen nicht locker. "Los Uwe, gleich
noch mal, wozu hast du zwei Füße und zwei Flügel?", spornte Ole ihn
an. Hier unten sitzen bleiben wollte Uwe auf keinen Fall. Missmutig
unternahm der den nächsten Versuch, der schon viel besser aussah.
So dauerte es noch eine ganze Weile, bis die kleine Krähe Uwe
fliegend, froh und mächtig stolz, seinen Brüdern ins Nest folgen
konnte.

Ende
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WISSENSDURST/056: Energiegewinn - schön geredet ... (SB)
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Stefan und Ben saßen nach der Schule oben in Bens Zimmer und
beratschlagten, wie sie mit möglichst wenig Aufwand ihre Hausaufgaben
bewältigen könnten. Danach widmeten sie sich dem für sie eigentlich
interessanten Thema, der Wasserstofftechnologie. Sie mussten bereits
feststellen, dass es sich hierbei um ein sehr komplexes Verfahren
handelt. Zunächst legten sie ihren Schwerpunkt darauf, herauszufinden,
wo die vermeintlichen Vorteile gegenüber den herkömmlichen
Energiegewinnungsverfahren liegen. Schließlich soll die
Wasserstofftechnologie Erdgas, Kohle und Erdöl als Energielieferanten
ablösen und somit die CO2 Neutralität erreichbar werden lassen.

Ben: "Der entscheidende Vorteil gegenüber den erneuerbaren Energien
wie Wind- oder Sonnenenergie, soll die Speicher- und
Transportfähigkeit von Wasserstoff sein. Aber eigentlich müssen wir
uns zuvor noch mit der Herstellung von Wasserstoff beschäftigen, denn
der muss erst einmal in reiner Form erzeugt werden, um gespeichert zu
werden. Also, schlage ich vor, dass wir uns zunächst die
entsprechenden Herstellungsverfahren ansehen."

Stefan: "Genau darüber bin ich auch gestolpert und habe auch schon ein
paar Informationen dazu gefunden. Die bisher am besten entwickelten
Verfahren zur Erzeugung von Wasserstoff sind zum einen sogenannte
Reformierungsverfahren und zum anderen die Wasser-Elektrolyse."

Ben: "Auf die Elektrolyse von Wasser wollen wir später ja noch genau
eingehen, denn sie soll wiederum Vorteile gegenüber althergebrachten
Herstellungsverfahren haben. Also, ich schlage vor, dass wir uns die
herkömmlichen Methoden ansehen. Hast du da auch schon etwas
herausgefunden?"

Stefan: "Ja, das hab ich. Die genannte Reformierungsmethode gehört zu
den bereits in der Industrie angewendeten Technologien. Also, hör zu,
das ist nämlich interessant, aber auch nicht so einfach zu verstehen.
Keinesfalls kann man bei der Wasserstofftechnologie davon sprechen,
dass sie für sich genommen umweltfreundlich ist. Noch letztes Jahr,
also 2020, wurden 98% des verwendeten Wasserstoffs durch eben genannte
Reformierungsverfahren erzeugt. Verwendet wurden hier fossile
Energieträger, aus denen der Wasserstoff herausgelöst wurde."

Ben: "Das bedeutet, dass hier Erdöl, Kohle oder Erdgas verwendet
werden, richtig?"

Stefan: "Ganz genau! Ich nehme mal an, dass aus diesem Grund verstärkt
die Bemühungen dahin gehen, in erster Linie das
Wasser-Elektrolyse-Verfahren zur Herstellung von Wasserstoff anzuwenden."

Ben: "Hast du auch irgendetwas darüber gefunden, ob bei den
Reformierungsverfahren CO2 frei wird? Das würde ich jedenfalls
vermuten."

Stefan: "Warte mal, dazu komme ich gleich noch. Ich habe nämlich einen
interessanten Bericht in einer Broschüre gelesen, das muss ich dir
dann unbedingt erzählen. Aber jetzt noch mal zu den verschiedenen
Reformierungsverfahren, bei denen in allen Fällen viel elektrische
Energie benötigt wird, um ein Wasserstoffmolekül aus einem Stoff
abzuspalten. Das kann auf verschiedene Weise geschehen. Wird
beispielsweise Erdgas als Ausgangsstoff genommen, so wird die
sogenannte Dampfreformierung angewendet."

Ben: "Halt, halt, Stefan, du hast mir was voraus, ich verstehe noch
immer nicht, was Reformierung bedeutet."

Stefan: "Ich versuche es mal zu erinnern, wie das erklärt wurde: also,
Erdgas besteht aus Kohlenwasserstoffen, zum größten Teil aus Methan
(CH4). Dann wird dieses Gas mit Wasserdampf zusammengebracht.
Wasserdampf enthält kleinste Wassertröpfen aus Wasserstoff und
Sauerstoff, der das Methan oxidiert, wobei Wasserstoff und
Kohlenmonoxid übrigbleiben, und zwar 3 Teile Wasserstoff und ein Teil
Kohlenmonoxid (CH4 + H2O - CO + 3 H2). Allerdings muss hier Energie in
Form von Hochtemperaturwärme eingesetzt werden, um diese Reaktion in
Gang zu setzen."






[image: Gezeigt wir der Reaktionsverlauf der Ausgangsstoffe Methan und Wasser - Grafik: 2021 by mrmw, CC0 1.0, (gemeinfrei), via Wikimedia Commons]
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Ben: "Ja, klar, denn Wasser muss sehr stark erhitzt werden, bis es
schließlich seinen Aggregatzustand ändert und zu Dampf wird, richtig?
Um das zu erreichen wird wiederum elektrische Energie benötigt."

Stefan: "Genau. Aber das ist noch nicht alles. Denn diese Reaktion
geht noch weiter. Um noch mehr Wasserstoff zu gewinnen, wird das
Kohlenmonoxid (CO) weiter zu Kohlendioxid (CO2) oxidiert und dabei
wird wieder Wasserstoff frei."

Ben: "Wo kommt denn da der Wasserstoff her?"

Stefan: "So wie ich das verstanden habe, muss wieder Wasser (H2O)
hinzugefügt werden.
(CO + H2O - CO2 + H2)."

Ben: "Da frage ich mich, was dann mit dem dabei entstandenen

Kohlendioxid (CO2) geschieht?"

Stefan: "Das weiß ich auch nicht. Da müssten wir noch weitere
Nachforschungen anstellen. Aber warte mal, jetzt will ich dir endlich
berichten, was ich beim Stöbern in einer Broschüre gelesen habe. Da
stand, dass Wasserstoff bunt sei. Das machte mich neugierig und
sicherheitshalber habe ich mir Notizen gemacht. Also, den
unterschiedlichen Herstellungsverfahren von Wasserstoff werden
bestimmte Farben zugeordnet: grün, grau, blau und türkis. Pass auf,
hier wird nochmals deutlich, dass der Grüne Wasserstoff als bevorzugte
Methode gilt.
Grüner Wasserstoff bedeutet, dass bei diesem Verfahren Wasserstoff
durch Elektrolyse gewonnen wird, das heißt, Wasser wird in Sauerstoff
und Wasserstoff aufgespalten. Der dafür benötigte Strom soll aus
erneuerbaren Energien stammen und es soll angeblich kein CO2 frei
werden."

Ben: "Stopp mal. Wir haben doch bereits ausführlich über die Nachteile
von erneuerbaren Energien wie Wind- oder Sonnenenergie geforscht. Die
sind doch nun wirklich nicht klimaneutral, geschweige denn
umweltfreundlich."

Stefan: "Ja, sicher. Aber das wird hier einfach so behauptet,
schließlich soll die Wasserstofftechnologie zur Klimaneutralität
beitragen. Da wird das anscheinend ausgeblendet. Also weiter:

Grauer Wasserstoff wird jener genannt, der aus fossilen Rohstoffen wie
beispielsweise Erdgas hergestellt wird. In diesem Verfahren werden
allerdings pro einer gewonnenen Tonne Wasserstoff zehn Tonnen CO2
erzeugt."

Ben: "Mann, das glaube ich einfach nicht, das ist ja wirklich
ungeheuerlich."

Stefan: "Warte, es kommt noch besser:
Es gibt auch noch den blauen Wasserstoff:
Auch in diesem Verfahren wird der Wasserstoff aus fossilen Rohstoffen
abgespalten. Doch das dabei entstehende CO2 wird abgeschieden und
gespeichert. Allerdings konnte ich keinen Hinweis finden, wo es denn
gespeichert wird und was für eine solche Speicherung vonnöten ist.
Schließlich muss es sicher verwahrt werden, damit es nicht doch
irgendwie in die Atmosphäre gelangen kann, oder?

Zum Schluss wurde noch der türkise Wasserstoff vorgestellt - hier
findet die Abspaltung von Wasserstoff aus Erdgas unter Einsatz von
sehr hohen Temperaturen statt. Dabei soll fester Kohlenstoff
entstehen. Werden bei der Erzeugung der hohen Temperaturen erneuerbare
Energien eingesetzt, soll bei diesem Verfahren kein CO2 entstehen. Ich
frage mich jedoch, um was es sich bei dem festen Kohlenstoff handelt
und was schließlich mit ihm geschieht?"

Ben: "Das sind schon ganz schön viele ungeklärte Fragen, die mir da
durch den Kopf gehen und ehrlich gesagt, kann ich mir trotz all dieser
Informationen nicht vorstellen, wie aus Wasserstoff Strom erzeugt
wird. Funktioniert das so ähnlich wie in einer Batterie? Herkömmlich
wird doch bei der Stromerzeugung mechanische Energie umgewandelt, zum
Beispiel, wenn eine durch Dampfdruck betriebene Turbine einen
Generator in Gang setzt, aber das kann hier wohl nicht gemeint sein."

Stefan: "Gut, ich denke wir konzentrieren uns nun auf die Elektrolyse,
denn die Reformierungsverfahren sind, glaube ich, wenig geeignet, da
immer noch fossile Brennstoffe im Einsatz sind. Ich vermute aber, dass
auch die Elektrolyse-Methode ihre Schwächen hat, denn nicht nur für
die Stromerzeugung, sondern auch für die Speicherung und den Transport
der Wasserstoffenergie bedarf es doch sicherlich erheblicher
Vorbereitungen, für die Material und Energie aufgewendet werden
müssen".

Ben: "Gut, schauen wir uns die Elektrolyse genauer an, vielleicht
erfahren wir dann auch, wie genau mit Wasserstoff Strom erzeugt werden
kann und wie das mit der Speicherung und dem Transport vor sich geht."

Stefan: "Mir raucht der Kopf, ich bin ganz benommen. Ich fahr jetzt
lieber nach Hause, ich muss unbedingt was trinken und vielleicht hat
meine Mutter mir noch Essen warmgestellt."

Ben: "Okay, wir machen dann morgen weiter."

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.energie-lexikon.info/dampfreformierung.html

"effzett"

Das Magazin aus dem Forschungszentrum Jülich

Ausgabe 2/20, S. 10 - S. 15



15. Juni 2021

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 22. Juni 2021 






Copyright 2021 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/2011: Leben auf der Straße

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

24. Jahrgang | Nummer 10 | 10. Mai 2021

Leben auf der Straße

von Laurenz Nurk



Zu den unveräußerlichen Menschenrechten gehören ohne Zweifel eine sichere
Unterkunft und das Wohnen in Würde, auch in Deutschland. In den vergangenen
zehn Jahren ist die Zahl der Menschen ohne Wohnung stetig angestiegen.
Mittlerweile sind rund 700.000 Menschen wohnungslos, knapp 50.000 davon
sind obdachlos. Das ist eine ganze Stadt voller Menschen, denen das Recht
auf Wohnen verweigert wird. Hinzu kommt eine Dunkelziffer, die niemand
genau abschätzen kann.

Hinter den Zahlen stehen Menschen, deren Leben irgendwann einmal ins
Schlingern kam, aus welchen Gründen auch immer. Sie werden auch gar nicht
danach gefragt, falls sie darüber reden und ihre persönliche Geschichte
erzählen wollen, hört ihnen niemand zu. Für ihre Mitmenschen sind sie nur
lästig mit ihrer Bettelei, dazu stören sie das Stadtbild und vergraulen die
Kunden in den Kaufmeilen.

Für die Politik gibt es sie meistens gar nicht, kommen sie doch angeblich
täglich aus anderen Orten in die Stadt und wenn man etwas zu viel für sie
tut, werden immer mehr von ihnen angezogen.

Da sie sich nicht wehren oder gar Forderungen stellen, braucht man sich
sozialpolitisch erst gar nicht aus dem Fenster zu lehnen. Wird das Problem
zu sichtbar, ist es eines für den Einsatz von Polizei und Ordnungskräften.

Als Ursache von Obdachlosigkeit werden immer zuerst individuelle Gründe und
Schicksalsschläge genannt. Dabei ist es vor allem der stetig privatisierte
Wohnungsmarkt selbst, der die Menschen aus den Wohnungen wirft und auf der
Straße leben lässt.

In den letzten 40 Jahren haben sich die vormals gemeinnützigen kommunalen
Unternehmen in ihrer Geschäftsführung und den Mietpreisen den
profitorientierten Konzernen immer mehr angenähert, auch bedingt durch das
Ende der Wohnungsgemeinnützigkeit 1989 und die massiven staatlichen
Kürzungen. Die damalige Abschaffung der Steuerbegünstigungen für
gemeinnützige Wohnungsunternehmen durch die CDU/FDP-Regierung, ließ die
Wohnkosten in die Höhe schießen. Mit dem Verlust der Gemeinnützigkeit fiel
auch die Gewinnbeschränkung der kommunalen Wohnungsgesellschaften weg und
öffnete der Privatisierung ihrer Bestände Tür und Tor.

Als dann die SPD/Grüne-Bundesregierung schließlich die Veräußerungsgewinne
von Kapitalgesellschaften steuerlich freistellte, nahm der öffentliche
Ausverkauf erst richtig Fahrt auf.

Die Einführung der Schuldenbremse 2009 durch die große Koalition erhöhte
den Spardruck bei den Städten und die kommunalen Wohnungsgesellschaften
mussten die Überschüsse an die kaputt gesparten Kommunen abführen. Aber um
diese Überschüsse zu erwirtschaften, erhöhten die vormals gemeinnützigen
Wohnungsunternehmen die Mieten vielfach so stark, dass auch sie selbst zu
schlimmen Mietpreistreibern wurden.

Sage und schreibe wurden aus dem Bundes-, Landes- und kommunalen
Wohnungsbesitz insgesamt rund 1,1 Millionen Wohnungen in privates Eigentum
überführt. Lächerliche 2,3 Prozent der rund 23 Millionen Mietwohnungen sind
heute noch in kommunalem Eigentum. Damit können die Kommunen im Gegensatz
zu früher nicht mehr regulierend in den Wohnungsmarkt eingreifen, sie haben
kaum noch Möglichkeiten, leistbare Wohnungen in ausreichender Zahl
vorzuhalten und dämpfend auf die Mietpreise einzuwirken.

Was den Städten bleibt, ist die individuelle Not etwas abzufedern. Aber
auch die Wohnraumsicherungsmaßnahmen haben unter den Sparmaßnahmen
gelitten. Beihilfen werden nur noch als Darlehen gewährt und in allen
Kommunen stöhnt man über die hohen Unterkunftskosten die bei Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) übernommen werden müssen. Diese Zuschüsse
halten schon lange nicht mehr mit der Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt
Schritt. Immer mehr Menschen im Transferleistungsbezug bekommen von der
Öffentlichen Hand weniger Geld für die Miete, als sie tatsächlich bezahlen
müssen und rutschen in die Überschuldung, die ein direkter Schritt in die
Zwangsräumung sein kann.

Wenn die Schulden zu groß geworden sind, die Klage gegen eine Räumung
vergeblich war, greift in den großen Städten der früher noch
funktionierende Räumungsvollstreckungsschutz immer seltener. Die Menschen
werden zunehmend schneller geräumt.

Die Studie "Zwangsräumungen und die Krise des Hilfesystems" deckte vor
einiger Zeit den Skandal der massenhaften Zwangsräumungen am Beispiel von
Berlin auf, wo es noch nicht einmal ein umfassendes Berichtswesen oder
Statistiken dazu gibt. Sie zeigt auf, dass der Sozialstaat auf diesem Feld
nicht nur hilflos, sondern sogar nutzlos ist und er das Wohnungsproblem
noch verschärft. Obwohl der Staat eigentlich das Ziel hat, Zwangsräumungen
zu verhindern und Miet- und Energiekosten der Menschen, die staatliche
Hilfe erhalten, zu übernehmen, um die Wohnungslosigkeit zu verhindern,
werden die Anträge dafür in den finanzschwachen Bezirken zu 85 Prozent
abgelehnt.

Und obwohl die Kommune offiziell verpflichtet ist, die Wohnungslosen
unterzubringen, ist das in der Praxis immer öfter gar nicht möglich, weil
die Wohnheime oder vorgehaltenen Wohnungen, die zu dem kurzfristigen
Unterbringen gedacht sind, mit dauerhaft dort wohnenden Menschen belegt
sind. Auch hier wittern Geschäftemacher schnelles Geld und bieten den
Kommunen Plätze in ihren privatwirtschaftlich betriebenen Wohnheimen an -
sie können sich ihre Bewohner selbst aussuchen und eben auch ihnen die
Aufnahme verweigern.

Den Weg aus dieser Situation heraus können staatliche Stellen kaum noch
bieten, da es auch mittlerweile eine geänderte Wohnungsvergabepraxis gibt.
In der Regel verlangen die Wohnungsunternehmen eine Schufa-Auskunft, nehmen
keine Mieter mit früheren Mietschulden oder die das Insolvenzverfahren
durchlaufen und achten auch auf frühere gute oder schlechte Meldeadressen.

Es ist schon paradox, dass gerade von Menschen, die wegen Mietschulden
wohnungslos geworden sind, als Voraussetzung für ein neues Mietverhältnis
der Nachweis über ein mietschuldenfreies Vorleben verlangt wird.

Auch die Jobcenter tragen ihr Scherflein zur Misere der Zwangsräumungen
bei. Sie treiben die Mieten in die Höhe, indem sie Umzüge in günstigere
Wohnungen erzwingen und der Vermieter für die frei gewordene Wohnung einen
neuen Mietvertrag mit höherer Miete abschließen kann.

Eine bisherige Annahme wird durch die Berliner Studie belegt: Dort, wo die
Wohnungsnachfrage stark ansteigt, nimmt auch die Räumungsneigung der
Vermieter zu, weil es immer attraktiver wird, nach der Räumung vom neuen
Mieter eine viel höhere Miete zu verlangen. Deutlich wurde auch, dass das
staatliche Hilfesystem Diskriminierung und Isolation der Hilfesuchenden
noch befördert, da die einen vom Verwaltungspersonal in den Ämtern der
Kommune alleingelassen werden und keine Unterstützung erfahren, die anderen
werden willkürlich bevorzugt. Da läuft dann der gleiche Ausleseprozess wie
auf dem Wohnungsmarkt selbst ab.

Immer häufiger werden dem rat- und hilfesuchenden Menschen Rechte verwehrt,
damit er erst gar nicht in verwaltungsrechtliche Verfahren kommt, keine
Rechtsmittel einlegen kann, unter dem Existenzminimum leben muss, immer in
der Gefahr lebt, Wohnung und Arbeitsplatz zu verlieren und kaum noch
Unterstützung findet, seine Rechte einzufordern. Obwohl der
Bundesgerichtshof (BGH) kürzlich noch klargestellt hat, dass
Sozialleistungsträger umfassend über alle infrage kommenden
Leistungsansprüche beraten müssen und wenn nicht, ihnen Amtshaftung droht.
In der Praxis gibt es die Beratungs- und Auskunftspflicht der Behörden und
Sozialversicherungsträger überhaupt nicht mehr, schon gar nicht für arme
Menschen.

Das staatliche Hilfesystem läuft nur bei einem entspannten Wohnungsmarkt
rund, eben nur dann, solange die Vermieter mit den Wohnungen auf die
einkommensschwachen Menschen angewiesen sind.

Laurenz Nurk ist Herausgeber der Webseite Gewerkschaftsforum.de, die
sich sozialen Fragen und der Arbeit der Gewerkschaften beschäftigt.
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Recht auf Kriegsdienstverweigerung ausgehebelt

Bundeswehr fordert immense Nachzahlungen

von Alexander Kleiß



Mit der Aussetzung der Wehrpflicht geriet das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung (KDV) aus dem öffentlichen Fokus. Das Recht
auf KDV steht jedoch auch aktiven Soldat*innen zu. Von 2015 bis Juni
2020 stellten laut einer Anfrage von Tobias Pflüger[1] 1.172 Personen
einen Antrag auf KDV.

Von 2015 bis Juni 2020 forderte die Bundeswehr von
Kriegsdienstverweigernden Ausbildungskosten von etwa 8 Mio. Euro
zurück. In diesem Zeitraum betraf dies 149 Personen.[2] Daraus ergibt
sich ein durchschnittlicher Rückforderungsbetrag von etwa 53.700 Euro
pro Person.

In einigen Fällen liegt der Betrag jedoch deutlich höher, ein
Ex-Flugsicherungsoffizier musste nach einem Urteil 2020 z.B. 130.000
Euro an die Bundeswehr zurückzahlen.[3] Die Bundeswehr fordert sowohl
unmittelbare (reine Ausbildungskosten) als auch mittelbare Kosten
(Wohnung, Verpflegung und Sozialversicherung) für die Ausbildung
zurück.

Formal begründet werden die Nachforderungen damit, dass die Ausbildung
auf Kosten der Bundeswehr auch auf dem zivilen Markt genutzt werden
könne. Dementsprechend können auch "nur" Kosten in dem Umfang
zurückverlangt werden, der den früheren Soldat*innen für ihr weiteres
ziviles Berufsleben verbleibt.

Ein weiterer legitimer Grund für die Regelung sei nach einem
Gerichtsurteil 2017 auch in der Verhaltenssteuerung der Soldat*innen
zu sehen. Sie sollten durch die Aussicht auf eine Rückforderung davon
abgehalten werden, entgegen ihrer Verpflichtungserklärung vorzeitig
ihren Dienst aufzugeben, was die Personalplanung und
Verteidigungsbereitschaft der Bundeswehr gefährden könne.

Für viele Soldat*innen sind diese Beträge existenzgefährdend. Dadurch
wird das Recht auf Kriegsdienstverweigerung, das eigentlich im
Grundgesetz garantiert ist, ausgehebelt bzw. erheblich erschwert.

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die Zahl der KDVs
seit 2015 konstant rückläufig ist: von 398 (2015) zu 126 (2019).

Es scheint so, als würden sich Soldat*innen, die den Kriegsdienst
verweigern wollen, zunehmend "dumm stellen". Die Zahl der Entlassungen
wegen mangelnder Eignung steigt seit 2015 nämlich massiv: von 37
(2015) auf 169 (2019). Für die Betroffenen kann dies z.T. sehr
demütigend sein. Sie können sich auch niemandem innerhalb der Truppe
anvertrauen. Außerdem kann es dauern, bis es zu einer Entlassung wegen
mangelnder Eignung kommt.

Auch die Zahl der Entlassungen wegen Dienstunfähigkeit steigt leicht:
von 357 (2015) auf 483 (2019).[4] Auch hier könnte ein Zusammenhang
mit der Aushebelung des Rechts auf KDV bestehen.

Dieser verfassungswidrige Zustand ist so nicht haltbar!


Anmerkungen

[1] Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Tobias Pflüger u.a. und der Fraktion DIE LINKE. Kriegsdienstverweigerung. Drucksache 19/20480. 30.6.2020.

https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/204/1920480.pdf

[2] Ebd.

[3] Legal Tribune Online: BVerwG zu Kriegsdienstverweigerern: Ex-Soldaten müssen Ausbildungskosten teils zurückzahlen. 12.3.2020.

https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/bverwg-2c37-18-kosten-ausbildung-bundeswehr-kriegsdienstverweigerung-rueckforderung/

[4] Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Tobias Pflüger u.a. und der Fraktion DIE LINKE. Kriegsdienstverweigerung. Drucksache 19/20480. 30.6.2020.

https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/204/1920480.pdf
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Taktiken der Grenzkontrolle

Die Kriminalisierung der Seenotrettung in Italien

von Judith Gleitze und Kristina Di Bella, borderline-europe



"Die italienischen Behörden versuchen, die humanitären
 Organisationen - die nur versuchen, Leben auf See zu retten, wie es
 das internationale Seerecht verlangt - zu stoppen, während sie ihre
 eigenen Rettungsverpflichtungen missachten, und das mit der
 Zustimmung, wenn nicht gar der vollen Unterstützung, der
 europäischen Staaten". 
(Marco Bertotto, verantwortlich für
 humanitäre Angelegenheiten von MSF[1])



Die europäische Kontrolle des Mittelmeeres

Hilfe bei illegalen Pushbacks in der Ägäis und geheime Treffen mit
Lobbyist*innen: die Vorwürfe gegen Frontex wurden in den vergangen
Monaten immer lauter. Die Europäische Agentur für die Grenz- und
Küstenwache steht zunehmend unter öffentlicher und medialer
Beobachtung. Im starken Kontrast zu dieser Aufmerksamkeit steht jedoch
die verdächtige Ruhe, wenn es um Operationen im zentralen Mittelmeer
geht. Dort ist Frontex seit Februar 2018 mit der Operation "Themis"
aktiv. Sie ist das Nachfolgeprojekt der Operation "Triton", die von
2014 bis Februar 2018 andauerte und ihrerseits als Antwort auf die
Beendigung der Operation "Mare Nostrum" galt. Im Verlauf dieser drei
Missionen lässt sich eine gravierende Entwicklung beobachten: von dem
primären Ziel, Menschenleben zu retten (Mare Nostrum) hin zu dem
"Schutz der Grenzen" (Triton und Themis).[2] Diese Tendenz hat sich
parallel zu dem Wandel im politischen und sozialen Klima entwickelt.
Die Operation "Mare Nostrum" wurde, so wie die Arbeit der
Seenotrettungsorganisationen heutzutage, zunehmend als "Pull-Faktor"
(Anziehungskraft) wahrgenommen. Die Folgemissionen verlagerten ihre
Einsatzschwerpunkte dementsprechend. Die Operation Themis sieht vor
allen Dingen die Sicherung der Außengrenzen vor, zudem konzentriert
sie sich auf den Bereich der "Terrorismusbekämpfung".

Doch wie sehen die Aktivitäten von Frontex im zentralen Mittelmeer
konkret aus? Informationen darüber sind kaum zu finden. Bekannt ist,
dass Frontex in den Hotspots aktiv die Identifizierung von Personen
unterstützt. Außerdem ist die Agentur vor allem in Luftmissionen über
dem zentralen Mittelmeer unterwegs. Mithilfe von Kleinflugzeugen
werden Gebiete entlang befahrener Routen unter anderem um Algerien,
Tunesien, Libyen beflogen und Lagebilder erstellt. Dabei soll Frontex
eine sogenannte "Bedrohungskarte" führen,[3] die mithilfe einer
Software bespielt wird, welche Daten selbstständig auswerten und
einspeisen kann. Jegliche Form von "ungewöhnlichen" Aktivitäten auf
dem Mittelmeer wird darin verarbeitet und festgehalten. Diese
Überwachung des Mittelmeers wird durch den Einsatz von Drohnen ergänzt
(s.a. "Überwachung für die Festung Europa"). [4][5] In einer neuen
Ausschreibung der EMSA (EU-Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs)
sind zudem Infrarotkameras, mit denen beispielsweise die Anzahl von
Personen auf Schlauchbooten erkennbar sein soll, vorgesehen. Dass
diese Technologien für die Rettung von Menschenleben eingesetzt
werden, ist jedoch angesichts der sich häufenden
Menschenrechtsverletzungen durch Frontex zu bezweifeln. Es bestehen
vielmehr enge Kooperationen mit der sogenannten libyschen Küstenwache,
die Satellitendaten und Überwachungsbilder zugespielt bekommt oder
sogar direkt an die Überwachungssysteme angeschlossen ist.[6] Mehrfach
hat Frontex in der Vergangenheit die sog. libysche Küstenwache
kontaktiert, um sie über abgefahrene Boote zu informieren, die
daraufhin abgefangen und zurück nach Libyen gebracht wurden.

Eine weitere, militärische Operation ist EUNAVFOR MED (European Union
Naval Forces) IRINI, welche seit März 2020 im Einsatz ist und deren
Mandat erst kürzlich auf weitere zwei Jahre verlängert wurde.[7] Vor
Kurzem haben Frontex und EUNAVFOR ihre Kooperationsvereinbarung
erweitert.[8] IRINI hat das vorrangige Ziel, das Waffenembargo gegen
Libyen zu kontrollieren und dabei Schiffe auf Schmuggelware zu
durchsuchen. Ziel des Embargos ist es, den Friedensprozess in Libyen
voranzubringen. Die Mission IRINI hat nach zwei Jahren Einsatz kein
einziges Menschenleben gerettet.[9] Ihre Vorgängerin SOPHIA rettete
hingegen in ihrer Laufzeit 45.000 Personen aus Seenot.


Die Routen der Geflüchteten

In den letzten drei Jahren kamen vor allem tunesische
Staatsbürger*innen an den italienischen Küsten an. Häufig wagen sie
die gefährliche Überfahrt auf kleinen Booten mit zehn bis zwanzig
Personen. Aus Libyen fahren weiterhin viele Geflüchtete aus west- und
ostafrikanischen Ländern sowie ehemalige Arbeitnehmer*innen aus
Bangladesch ab, die dort keinerlei Lebensgrundlage mehr finden. Bis
2014 versuchten auch syrische Geflüchtete, die in Libyen keine
Überlebensmöglichkeit fanden, von dort nach Europa zu gelangen. Eine
weitere Route, die in den letzten Jahren vor allem von Algerier*innen
genutzt wird, ist die von Algerien nach Sardinien. Auch hier handelt
es sich um meist sehr kleine Boote und um verhältnismäßig wenige
Ankünfte. Die ägyptische Route hingegen, die bis noch vor einigen
Jahren vor allem von großen Fischerbooten mit mindestens 100 Personen
befahren wurde, wird derzeit nicht genutzt. Dies mag einerseits an
stärkeren Kontrollen, andererseits aber auch an der Gefährlichkeit der
weiten Überfahrt liegen.

Die zivile Seenotrettung gibt es seit dem Jahr 2014. Vorausgegangen
waren zwei Unglücke im Oktober 2013, die mehr als 600 Menschen das
Leben kosteten. Das erste ereignete sich nur wenige Meter vor
Lampedusa, bei dem zweiten Unglück warteten die meist syrischen
Geflüchteten über Stunden auf eine Rettung, die aufgrund eines
Kompetenzgerangels zwischen Italien und Malta nicht erfolgte. Die
ganze Zeit befand sich ein Kriegsschiff der italienischen Marine in
der Nähe, griff aber erst ein, als das Boot schon untergegangen
war.[10] Nach diesen Ereignissen rief der italienische Staat die
militärische Rettungsoperation "Mare Nostrum" ins Leben, die jedoch
nach nur einem Jahr am 31.Oktober 2014 auslief.

Die Organisation Sea-Watch hat von 2015 bis 2019 nach eigenen Angaben
32.000 Menschenleben im Zentralen Mittelmeer gerettet,[11] die NGO
Sea-Eye 14.000 Menschen.


Die Kriminalisierung der Seenotrettung

Die vielen Facetten der "Migrationskontrolle" zeigen sich nicht nur
durch EU-Missionen. Auch mit der Kriminalisierung der Rettung durch
nationalstaatliche Behörden wird versucht, Einreisen von Geflüchteten
zu verhindern. Dabei gibt es drei Fallkonstellationen: den so
genannten standoff, d.h. die Blockade eines Schiffes, dem mit
Geretteten an Bord die Einfahrt in einen sicheren Hafen verweigert
wird; das Festlegen des Schiffes/Blockade durch die italienischen
Behörden und die Kriminalisierung der Besatzung mit oder ohne Haft und
ggf. Konfiszierung des Schiffes.

Im Sommer 2017 erfand der italienische Innenminister von der
demokratischen Partei, Marco Minniti, einen sogenannten "Code of
Conduct"[12]. Alle Seenotrettungs-NGOs (SAR-NGOs) sollten diesen
Verhaltenskodex unterschreiben, der u.a. auch vorsah, bewaffnetes
Sicherheitspersonal/Polizei an Bord der NGO-Schiffe zu lassen.
Sea-Watch und Ärzte ohne Grenzen (MSF), die zu dem Zeitpunkt noch mit
einem eigenen Schiff Seenotrettung betrieben, weigerten sich, zu
unterzeichnen.

Vom 1. Juni 2018 bis zum 5. September 2019 war Matteo Salvini von der
rechtsgerichteten Lega Innenminister Italiens. Unter seiner Ägide
wurden als erstes die Häfen für Seenotretter*innen geschlossen. Das
betraf nicht nur Schiffe von NGOs, sondern auch jene der italienischen
Küstenwache. Des Weiteren führte er ein neues Sicherheitsgesetz ein,
welches hohe Strafen für SAR-NGOs vorsah. Im Jahr 2020 wurde unter der
aktuellen Innenministerin Lamorgese das neue Gesetz Nr. 173 auf den
Weg gebracht, wonach das Innenministerium mit Zustimmung der
Verteidigungs- und Verkehrsminister*innen das Einlaufen von Schiffen
in nationale Häfen weiterhin untersagen kann. Darüber hinaus ist im
Falle eines Verstoßes ein Strafverfahren möglich, was dann doch zu
einer Geldstrafe von bis zu 50.000 Euro für SAR-NGOs führen kann.[13]

Über die Jahre wurden von verschiedenen Staatsanwaltschaften
Untersuchungsverfahren gegen SAR-NGOs eröffnet. Der erste war
Staatsanwalt Carmelo Zuccaro aus Catania im Jahr 2017, der die zivile
Seennotrettung allen Ernstes wie organisierte Kriminalität darstellt:
"Meiner Meinung nach könnten einige NGOs von den Menschenhändlern
finanziert werden, und ich weiß von Kontakten. Ein Verkehr, der heute
genauso viel Geld produziert wie der Drogenhandel. [...] Einige NGOs
verfolgen unterschiedliche Ziele: die italienische Wirtschaft zu
destabilisieren, um sie auszunutzen".[14]

Eine weitere Methode, um NGOs an der Seenotrettung zu hindern, ist der
Entzug der Flagge des Schiffes. Dies wurde mehrfach praktiziert, so
z.B. bei der Aquarius, dem Schiff der Organisation SOS Méditerranée,
die seit Februar 2016 Menschenleben auf See rettet. Im Jahr 2018
verlor die Aquarius zweimal ihre Flagge - erst entzog Gibraltar die
seine, dann Panama. Ohne Flaggenstaat kann ein Schiff nicht fahren.
Die Aquarius musste ihre Arbeit endgültig im Dezember 2018 einstellen,
da es keine Hoffnung auf eine neue Flagge gab.

Doch der Hauptgrund, warum zivile Seenotrettungsschiffe in Häfen
liegen, sind seit der Nach-Salvini-Ära 2019 die sogenannten
administrativen Stopps.[15] Behörden blockieren die in den Hafen
eingelaufenen Schiffe mit meist fadenscheinigen Begründungen. So
finden sie, wie zuletzt am 18. April 2021 bei der Open Arms (Proactiva
Open Arms), angebliche technische Mängel, die es zu beheben gelte.
Auch, dass zu viele (!) Rettungswesten an Bord seien, war z.B. ein
Grund für einen administrativen Stopp der Sea-Watch 4.


Neue Regierung, alles wird anders? 

Am 13. Februar 2021 wurde Mario Draghi, ehemaliger Notenbankchef der
Europäischen Zentralbank, Italiens neuer Ministerpräsident. Es schien,
dass die "Verwaltungsblockaden" gut für die Behörden funktioniert
hatten unter der vorherigen Mitte-Links Regierung. Umso mehr erstaunte
es, dass nach dem Arbeitsbeginn der neuen Regierung plötzlich eine
neue Kriminalisierungswelle der Solidarität und Rettung Italien
durchläuft. Was stutzig macht, ist der Zeitpunkt dieser massiven Welle
der erneuten Kriminalisierung auch auf juristischer Ebene: Alle
folgenden Fälle wurden in der ersten Märzwoche publik. Derzeit kann
man sich nur wundern, warum nach den bisher für die Behörden
erfolgreichen verwaltungstechnischen Blockaden nun doch auch wieder
juristische Schritte folgen. Das kann diverse Gründe haben, über die
wir bisher nur spekulieren können. Die nächsten Monate werden zeigen,
worin die wahren Gründe der Ermittlungen und Prozesse liegen.
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Am Abend des 9. April 2021 verstarb der ehemalige US-Justizminister und
prominente Menschenrechtsaktivist Ramsey Clark im Alter von 93 Jahren. Mit
ihm verlor die Welt einen entschiedenen und brillanten Gegner der
westlichen Kriegspolitik. Auf der Gedenkseite für ihn, auf der Homepage des
von ihm gegründeten International Action Centers (IAC), würdigten
zahlreiche Persönlichkeiten aus der ganzen Welt, darunter die Präsidenten
Kubas, Nikaraguas, Boliviens und Venezuelas, sein "Engagement und seine
Hingabe für Frieden und Gerechtigkeit".

"Wir ehren Ramsey Clark", so seine langjährige Mitstreiterin im
International Action Center, Sara Flounders, "als einen
unerschrockenen Verteidiger aller Formen des Widerstandes einer Bevölkerung
gegen Unterdrückung, als einen Führer, der immer bereit war, die Verbrechen
des US-Militarismus und seine globale Arroganz anzuprangern." Er werde "den
Menschen und Kämpfern auf der ganzen Welt als eine prominente
Persönlichkeit in Erinnerung bleiben, die ihren Namen, ihren Ruf und ihre
juristischen Fähigkeiten einsetzte, um Volksbewegungen und Führer zu
verteidigen, die von den Konzernmedien gründlich dämonisiert worden waren".

Auch auf die deutsche Friedensbewegung hatte Clark spätestens ab 1991, als
die USA mit dem ersten Krieg gegen den Irak ihre "Neue Weltordnung"
einleiteten, erheblichen Einfluss. Mich persönlich rüttelte sein Buch
"Wüstensturm - US-Kriegsverbrechen am Golf" auf, in dem er das Ausmaß der
im Krieg gegen den Irak verübten Verbrechen aufzeigte.

Ramsey Clark kam aus dem Herzen des politischen Establishments von Texas.
Als Kind machte er Eiscreme in der Küche der zukünftigen Präsidentengattin
Lady Bird Johnson, und sein Vater wurde Richter am Obersten Gerichtshof.
Als Jurastudent und Rechtsanwalt begann er die herrschenden, von Rassismus
geprägten und an den Interessen der Eliten ausgerichteten Verhältnisse
zunehmend kritisch zu sehen. Zunächst bemühte er sich, sie über die
Mitarbeit in der Regierung zu verändern. Er wurde stellvertretender
Justizminister unter John F. Kennedy und ab 1967 Justizminister in der
Regierung von Lyndon Johnson. In dieser Zeit hatte er maßgeblichen Anteil
an den 1965 und 1968 verabschiedeten Bürgerrechtsgesetzen für die schwarze
Bevölkerung und entwarf Gesetze zum Wohnungsbau und zur Durchsetzung der
Vertragsrechte der indigenen Nationen.

Während die meisten Regierungsmitglieder ihre Ämter nach dem Ausscheiden in
millionenschwere Karrieren umwandelten, nutzte Ramsey Clark sein Renommee
als ehemaliger Justizminister, um sich für die Armen, Unterdrückten und
Rechtlosen einzusetzen und wurde so zu einem führenden Kritiker der
US-Außenpolitik wie auch der Menschenrechtssituation im Land.

1972 reiste er während der Bombardierungskampagne unter Präsident Richard
Nixon gegen den Willen Washingtons nach Nordvietnam, um die
Kriegsverbrechen der USA zu dokumentieren. Es war eine der ersten von
vielen Reisen, die Ramsey Clark von da an unternahm, um Opfer von
US-Aggressionen zu treffen und sich mit angegriffenen Ländern zu
solidarisieren. So besuchte er zahlreiche Male Kuba, um die US-Blockade
anzuprangern, stand 1979 an der Seite der sandinistischen Revolution in
Nicaragua und unterstützte in den 1980er Jahren den Befreiungskampf in El
Salvador gegen eine US-gestützte Diktatur.

1991 reiste er während des Höhepunkts der US-Bombardierung - trotz des
hohen persönlichen Risikos - in den Irak, um deren Folgen zu dokumentieren.
Im Anschluss verfasste er eine 19 Punkte umfassende, juristisch
beeindruckende Anklageschrift gegen die Bush-Regierung wegen
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die international
erhebliche Beachtung fand. Die Anklageschrift wurde zur Grundlage eines
unabhängigen "Internationalen Kriegsverbrechen-Tribunals", ähnlich den
Russell-Tribunalen, mit öffentlichen Anhörungen in 19 Ländern.

In ähnlicher Weise klagte er nach dem Nato-Bombardement der Bundesrepublik
Jugoslawien 1999 die Nato an und forderte ihre Auflösung. Clark war während
der 78 Tage langen Luftangriffe der Nato zweimal in Jugoslawien und
besuchte bombardierte Schulen, Krankenhäuser, Marktplätze,
Wasseraufbereitungsanlagen, Getreidesilos und Pharmafabriken. Er traf sich
zudem mit dem jugoslawischen Präsidenten Slobodan Milosevic und übernahm
später auch dessen Verteidigung vor dem Nato-Tribunal in Den Haag. Seiner
Ansicht nach wurden dort die Falschen angeklagt. Laut seiner Anklageschrift
für das von ihm vorgeschlagene "Volkstribunal über Kriegsverbrechen in
Jugoslawien" hätten US-Präsident Clinton und Außenministerin Albright auf
die Anklagebank gehört, sowie die verantwortlichen Regierungsmitglieder
Deutschlands, Großbritanniens, Frankreichs und anderer Nato-Mächte.

Von nun an nahmen die Konflikte, die ihn forderten, immer mehr zu: der
Überfall auf Afghanistan, der zweite Krieg gegen den Irak und die
vielfältigen sonstigen US-Aggressionen im sogenannten "Krieg gegen den
Terror". Unermüdlich prangerte er die Militäroperationen, Drohnenangriffe,
geheimen Verhaftungen, Wirtschaftsblockaden oder Regimewechsel-Aktionen an.
Nach dem "arabischen Frühling" kamen der Nato-Krieg gegen Libyen und die
Aggression der USA und ihrer Verbündeten gegen Syrien dazu. Auch nach
Syrien reiste Clark mehrmals, um erneut die Aufmerksamkeit auf die Folgen
militärischer Operationen Washingtons für die Zivilbevölkerung zu lenken.

Besonders scharfen Angriffen sah er sich im Westen wegen der Übernahme der
Verteidigung von sehr umstrittenen Opfern der US-Politik wie Slobodan
Milosevic und Saddam Hussein ausgesetzt. Ihm wurde vorgeworfen, üble
Diktatoren und Verbrecher zu verteidigen, nur weil sie Feinde der USA
seien. Seiner Ansicht nach stand jedoch jedem Angeklagten eine Verteidigung
zu. Vor allem war es ihm wichtig, über die Hintergründe der Kriege
aufzuklären und die Geschichtsschreibung nicht allein den Siegern zu
überlassen.

Ungeachtet der Anfeindungen von Politik und Medien im Westen, verlieh die
Generalversammlung der Vereinten Nationen Ramsey Clark 2008 ihren
Menschenrechtspreis, den sie alle fünf Jahre an verdiente Verteidiger der
Menschenrechte vergibt. Die UN ehrte ihn dafür, dass er sich gegen die
Übergriffe der USA im Kampf gegen den Terrorismus ausgesprochen hatte.
Frühere Preisträger waren unter anderem Eleanor Roosevelt, Nelson Mandela
und Dr. Martin Luther King Jr..
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María de Quesada: "Wir Journalist:innen können Präventiontsakteur:innen
gegen Selbstmord sein"

Von REHUNO - Red Humanista de Noticias en Salud [1]. Córdoba, Spanien,
5. Juni 2021



Ein Interview mit María de Quesada, Journalistin und
Projektgründerin bei "Das gelbe Mädchen - Selbstmordberichte aus
Liebe" über die Verantwortung des Journalismus, über Suzid-Prävention
und Nachahmungseffekt.
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María de Quesada
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REHUNO: Wie ist dieses Projekt entstanden?

María de Quesada: Das Projekt ist aus meiner eigenen Erfahrung
entstanden, ich habe im Alter von 15 Jahren versucht, mir das Leben zu
nehmen. Es war ein Erlebnis, das im familiären Umfeld blieb und ich
habe es viele Jahre lang mit niemandem geteilt.

Ich dachte sogar, ich hätte es vergessen, aber man vergißt so etwas
nicht. Im Jahr 2017 und während einer Yogaweiterbildungsreise in die
USA, hat ein Kollege seinen eigenen Selbstmordversuch aus der Jugend
mit uns geteilt.

Damals habe ich gemerkt, wie etwas in mir erwachte, ich sah mich
selbst in seiner Erzählung und wollte darüber sprechen. Ich wollte
mich den anderen gegenüber öffnen, aber ich konnte nicht. Ich war
nicht in der Lage, die Erfahrung in der Gruppe zu teilen, es lag mir
nicht.

Schritt für Schritt, nicht sofort, es waren Jahre, habe ich nach
einigen Monaten angefangen, es mit meinem Partner zu teilen, der von
nichts wußte, obwohl wir seit 15 Jahren zusammen sind und zwei
gemeinsame Kinder haben. Ich habe es Freund:innen erzählt, die ich
seit Jahrzehnten kannte, aber auch nichts davon wußten. Durch die
Erzählungen haben ich angefangen, einige sehr tiefverwurzelte Dinge
wahrzunehmen ...

Ist Suizid ein Thema, über das du in deiner Arbeit als Journalistin
reflektiert oder deine Meinung geäußert hast?

Als Journalistin hatte ich dieses Thema nicht behandelt oder gar
wahrgenommen, weil uns während des Studiums mitgeteilt wurde, dass
Selbstmord aufgrund des Nachahmungseffekts kein Thema für die
Öffentlichkeit ist.

Ich hatte die Idee, meine Geschichte zu erzählen, aber auch die
Geschichte anderer, schließlich ist meine Geschichte nur eine von
vielen Selbstmordgeschichten, die unsichtbar und stigmatisiert
bleiben, die viel Schuld und Scham ins Leben bringen.

Ich habe eine Pioniermöglichkeit gesehen, weil wir in Spanien eine
erhöhte Selbstmordrate haben. Ich glaube, dass darüber zu sprechen,
der erste Schritt in Richtung Besserung ist, verstecken hilft nicht.
Ich habe die Webseite "Das gelbe Mädchen" [1] im Juni 2020 während der
Pandemie erstellt, mitten im Lockdown. Ich habe Berichte von vielen
Menschen erhalten, die Ähnliches durchlebt haben: Selbstmordversuche,
Selbstverletzungen, Selbstmordgedanken. Ich wollte ihre Geschichten
aus einer liebevollen Perspektive erzählen, schließlich sind wir
Menschen, die gelitten haben, aber auch dieses Leid überstanden haben.
Wir können Andere ermutigen und motivieren, damit auch sie ihr Leid
überstehen. So kam alles zustande.

Das Projekt folgt dem Buch "Das gelbe Mädchen". Zuerst kam das Buch
und dann der Verein.

Das Projekt fängt mit dem Buch "Das gelbe Mädchen" an. Der Titel kommt
aus einem Traum, den ich hatte, der in keinem Zusammenhang mit nichts
steht. Es war einfach ein Traum über ein Buchdeckblatt und das gelbe
Mädchen. So ist es entstanden. Das Buch wird im September 2021
veröffentlicht, pünktlich zum internationalen Tag der
Selbstmordprävention am 10. September. Es enthält Geschichten wie
meine, die viel Leid hinter sich haben, aber es geschafft haben,
daraus zu lernen und zu wachsen. Ich glaube, dass wenn du dich an
dieser dunklen Stelle wiederfindest, viele Faktoren in in dir selbst
betroffen sind, denn wir alle durchleben Licht und Schatten und aus
der Dunkelheit heraus lernen wir, andere Perspektiven zu sehen. Unsere
Erfahrungen sind bereichernd und es lohnt sich, sie zu teilen.

Ich möchte helfen, auch wenn es nur eine einzige Person ist, die ihre
vergangene, heutige oder zukünftige Situation von einer anderen
Perspektive aus betrachtet, von der Perspektive der Hoffnung, der
Bewältigung und insbesondere, dass sie um Hilfe bitten kann. Dieses
ist das übergeordnete Ziel hinter jeder einzelnen Geschichte.

Es ist sehr schwer, aus einem Ort voller Leid herauszukommen, wenn wir
nicht um Hilfe bitten und unsere Situation nicht teilen. Wenn wir uns
isolieren, wenn wir allein in unseren Gedanken verweilen, können wir
in ein tiefes Loch fallen, aus dem es sehr schwer ist, wieder
herauszukommen. Aufgrund des Buches entstand der Verein. Ich wusste
nicht, dass es einen Verein hervorbringen würde, aber das Buch selbst
hat mich dazu gebracht, ihn ins Leben zu rufen. Die Erträge müssen in
allen Gesellschaftsbereichen wie Bildung, Soziales und
Kommunikationsmedien zur Selbstmordprävention eingesetzt werden.

Wie wird das Thema Selbsmord derzeit in den Medien behandelt?

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat während der letzten zwanzig
Jahren empfohlen, dass in den Kommunikationsmedien durchaus über
Selbstmord berichtet werden soll. Das erste Dokument diesbezüglich
wurde im Jahr 2000 veröffentlicht.

Wir sind insofern voran gekommen, dass es einige Medien gibt, die
offen ihre eigenen Verhaltensregeln für die Suizidberichterstattung
aufgestellt haben, wie es zum Beispiel die Spanische
Nachrichtenagentur EFE getan hat. Aber es ist noch so, dass du die
Nachrichten liest und trotzdem feststellt, dass es nicht genügt. Dann
siehst du andere Berichte, die besser mit dem Thema umgehen, die die
Kontaktdaten für Selbstmordhilfsstellen mitteilen, nicht die
Suizidmethode veröffentlichen und respektvoll mit den betroffenen
Familienmitgliedern umgehen, aber es ist immer noch ein langer Weg zu
gehen.

Ich denke, dass diese Arbeit in den Vorbereitungslehrgängen für
Journalismus und Kommunikation an den Universitäten anfangen muss. Es
ist sehr schwer für uns Journalist:innen, richtig mit dem Thema
Selbstmord umzugehen, wenn man uns das nicht beigebracht hat.

Von userem Projekt aus haben wir schon angefangen, Kontakte mit den
Universitäten in Valencia zu knüpfen. Andere Organisationen wie
Papageno [2] (Berufsverband für die Suizidprävention und -postvention)
haben ebenfalls angefangen, dieses Thema anzusprechen.

Was sind der Nachahmungs- und der Papagenoeffekt in den
Kommunkationsmedien?

Als ich Journalismus studiert habe, hat man mit uns über den
Nachahmungseffekt gesprochen, auch Werther-Effekt genannt. Das
bedeutet, dass wenn wir in den Kommunikationsmedien von Selbstmord
berichten, aber dabei die Empfehlungen der WHO nicht folgen, ein
Nachahmungseffekt auftritt. Nach der Selbstmordberichterstattung einer
berühmten Person hat es jedes Mal ein Nachahmungseffekt gegeben.

Auf der anderen Seite, woran wir arbeiten und derzeit versuchen
voranzutreiben, ist der Papagenoeffekt, genau das Gegenteil. In diesem
Fall würden die Kommunikationsmedien entschieden, respektvoll und
klaren Richtlinien folgend berichten. Wenn wir es gut machen, werden
Menschen ermutigt, um Hilfe zu bitten.

Das Wichtigste für mich in der Ausübung des Journalismus ist, dass wir
verstehen, dass wir Präventiontsakteur:innen sind.

Vielen Dank María für deine Arbeit und für das Interview.

 * 

Anlaufstellen für suizidgefährdete Personen oder für Personen, die
psychologische Hilfe suchen:

Deutschland:

TelefonSeelsorge Deutschland 0800.1110111, 0800.1110222 

https://online.telefonseelsorge.de/

Suizid - Hilfe für Jugendliche und junge Erwachsene 

https://www.irrsinnig-menschlich.de/hilfe/suizid/

Österreich:

Telefonseelsorge 142 (Notruf), 147 (Rat auf Draht) /

http://rataufdraht.orf.at

Bleib bei uns: 01/4069595

Schweiz:

TelefonSeelsorge Schweiz: 0800 1110111

Die Dargebotene Hand: 143 / http://www.143.ch

Weltweit: 

https://faq.whatsapp.com/general/security-and-privacy/global-suicide-hotline-resources/?lang=de


Das Interview wurde geführt von Diego Villagraz, Sterbeforscher
und Sozialarbeiter.

Übersetzung aus dem Spanischen von Nadia Miranda vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam.


Anmerkungen:

[1] http://rehunosalud.org/

[2] https://laninaamarilla.com/

[3] http://papageno.es/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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STANDPUNKT/078: Die Tagesschau ist den "Diensten" zu Diensten (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Die Tagesschau ist den "Diensten" zu Diensten

Kritischer Journalismus hat in der ARD-aktuell abgedankt /
Wasserträger der Regierung und ihrer Geheimdienste bestimmen den
Nachrichtengehalt

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 6. Juni 2021



"Nach Informationen des Rechercheverbundes von NDR, WDR und
Süddeutsche Zeitung ..." Jeder Tagesschau-Konsument kennt die Floskel.
In Entsprechung dazu gibt ARD-aktuell den Bundesinnenminister als
Apostel der unbefleckten politischen Erkenntnis aus, denn es geht der
Redaktion ja nur um die Wahrheit, die reine Wahrheit und nichts als
die Wahrheit. Gleichgültig, ob unverschämte Preisvorstellungen eines
Impfstoff-Entwicklers "enthüllt"(1), regierungskritische Zeitungen
bzw. Internet-Magazine des linken bzw. rechten Extremismus' bezichtigt
(2, 3, 4) oder Parteien mit dem Brandmal "verfassungsfeindlich"
stigmatisiert und geheimdienstlich "beobachtet" werden (5): Anklage,
Urteil und Vollstreckung gehen da in eins. Der generelle Verlust
verfassungsgewollter Normen wird kaum noch wahrgenommen. Schon gar
nicht von der Tagesschau.

Die "Dienste" entziehen sich seit Jahrzehnten der parlamentarischen
Kontrolle und bilden einen Staat im Staate (6, 7). Gerade eben erst
wird das wieder sichtbar, im Untersuchungsausschuss zur "Aufarbeitung"
des Anschlags auf dem Breitscheid-Platz in Berlin. (8) Da tanzen die
Zeugen des Verfassungsschutzes den Abgeordneten auf der Nase. Mit
Recherchen nach Ursachen und Schuldigen des Staatsversagens tut sich
der "Rechercheverbund von NDR, WDR und SZ" hier allerdings nicht
hervor.


Auf Journalist machen darf jeder

Wer sich ohne entsprechende Voraussetzungen als Arzt ausgibt oder als
Gerichtsvollzieher, landet früher oder später vorm Kadi. Wer als
Journalist auftritt, braucht derlei Unbill nicht zu fürchten, die
Berufsbezeichnung ist nicht geschützt. Deshalb soll uns hier nicht
interessieren, auf welchen Wegen der ausgebildete Notargehilfe (9)
Georg Mascolo zum Chefredakteur des SPIEGEL avancierte. Bemerken aber
wollen wir: Er ist ein transatlantischer Hardliner, Mitglied sowohl
des die USA verherrlichenden, Vitamin B-angereicherten Vereins
"Atlantikbrücke" als auch der "Core Group" der Münchner
"Sicherheitskonferenz". Beim ehemaligen Nachrichtenmagazin konnte er
sich trotzdem nicht halten, er flog dort raus. (10)

Eine solche Vorgeschichte qualifiziert immerhin für eine Karriere im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk unserer Tage. Besonders, wenn man die
richtigen Freunderln hat, Kumpels, die auf gleicher Wellenlänge senden
und sich ebenfalls auf der "Atlantikbrücke" sauwohl fühlen:
WDR-Intendant Tom Buhrow beispielsweise, oder Stefan Kornelius, der
militante Rechtsausleger und leitende Politredaktionär der
"Süddeutschen". In diesen Kreisen wird Mascolo als "einer der
herausragenden Rechercheure des Landes" beweihräuchert. Er melkt halt
seine Kontaktleute in den Diensten - oder die Kontaktleute der Dienste
füttern ihren Mascolo. Eine unappetitliche Symbiose, egal von welcher
Seite betrachtet.


Es stinkt zum Himmel

Mascolo verdient für seine "Leistungen" im "Rechercheverbund von NDR,
WDR und SZ" bereits in der Königsklasse (11), kriegt damit aber den
Hals nicht voll. Er vermarktet seine "Erkenntnisse" außerhalb der
Tagesschau, bei kommerziellen Medien. Über sein zusammen mit Ehefrau
Katja Gloger verfasstes Buch über die Covid-Pandemie interviewt ihn
dann wieder der NDR und macht damit kostenlos Werbung für ihn und den
Verlag (12) - und keinen Verantwortlichen im Sender stören das eklige
Gemauschel und Mascolos Raffke-Mentalität.

Katja Gloger ist Vorstandsmitglied der "Reporter ohne Grenzen", und
Göttergatte Georg gehört dem Kuratorium dieses Vereins an. (13) Der
firmiert gerne als Nicht-Regierungs-Organisation, NGO, und wird daher
von der Tagesschau häufig zitiert. Er finanziert sich allerdings zu 41
Prozent aus staatlichen Mitteln (14), ah ja, aller Segen kommt von
oben ... Dass Katja Gloger auch Mitglied der "Atlantikbrücke" ist,
fördert vermutlich die eheliche Harmonie. Wir wollen da nur schnell
noch ergänzen: Die "Atlantikbrücke" ist eine Ausgründung der CIA. (15)

Die Frage, ob sich das Ehepaar Mascolo-Gloger auf der Bettkante oder
am Küchentisch über seine Geheimdienstquellen und dortigen
Schutzpatrone austauscht, kann uns kalt lassen. Wir merken hier nur
an, dass sich Mascolo als "Leiter der NDR/WDR/SZ-Recherchekooperation"
nicht mit aufregenden Erkenntnissen über die Wirtschaftskriminalität
hervortut, nicht mit Enthüllungen über organisierten Kindesmissbrauch,
die Drogenmafia oder Waffenhändler glänzt, sondern hauptsächlich mit
Informationen aus Geheimdienstkreisen hausiert. Damit macht er seine
Punkte und sichert zugleich die Schmutzarbeit der "Dienste"
publizistisch ab.


Wer ist der Meinungsmacher?

Bezeugt wird das von der Fachjournalistin Anette Brückner, einer
anerkannten Expertin für polizeiliche Informationssysteme. (16) Der
Innenausschuss des Deutschen Bundestages hörte sie deshalb als
Sachverständige zur Einrichtung des "Nationalen Cyber-Abwehrzentrums"
an. (17) Zum sogenannten "investigativen Journalismus" à la Mascolo
merkte sie an:

"Wenn der Terrorexperte Georg Mascolo ... für die Tagesschau
 einen Beitrag produziert und ein BKA-Dokument in die Kamera
 gehalten wird mit der deutlichen Kennzeichnung "Vertraulich - nur
 für den Dienstgebrauch": Ist das dann Angeberei oder Self-Marketing
 über die exklusiven Kanäle ... in höchste Kreise der
 Sicherheitsbehörden? Ist es Meinungsmache [- und wenn ja, in wessen
 Interesse -] oder einfach nur ein bedenkliches Zeichen dafür, dass
 Gleichere, wie Mascolo ... mit geheimhaltungsbedürftigen Dokumenten
 gefüttert werden und Behörden(mitarbeiter) auf diese Weise
 'Meinung' machen."? (18) 


Sich mit Informationen aus Geheimdienstquellen ausstaffieren lassen
und damit die Öffentlichkeit manipulieren hat in Deutschland
Journalistentradition. Die Liste ist lang: Sie beginnt nicht erst mit
dem schäbigen Wirken der Zeit-Herausgeberin Marion Gräfin Dönhoff in
den 50ern des vorigen Jahrhunderts und reicht über den Adenauer-Kumpan
und vormaligen ZDF-Intendanten Karl Holzamer, den BILD-Chef Peter
Bönisch sowie den einstigen ARD-Panorama-Chef Joachim Wagner bis hin
zu Georg Mascolo in unsere Gegenwart hinein: Den "Diensten" zu
Diensten sein war und ist ihr Metier.

"Wir sollten allen Informationen aus Verfassungsschutzämtern
 prinzipiell den Glauben verweigern" (19) 


empfahl vor vielen Jahren Eckart Spoo (20), der langjährige
Vorsitzende der Deutschen Journalisten-Union, Vorbild und
Ausnahmeerscheinung im deutschen Journalismus. Er hielt es für
indiskutabel, dass sich einige seiner Berufskollegen zu willigen
Transporteuren von Informationen aus den Geheimdiensten prostituieren
ließen.

Treppenwitz der Zeitgeschichte: Mascolo doziert über seriösen
Journalismus, als ob er etwas davon verstünde

"Nur eine Regel kann gelten: erst recherchieren, verstehen und
 dann an den Leser ausliefern mit unserem Gütesiegel, mit dem
 Gütesiegel unseres Handwerks überprüft. Recherchiert, verstanden
 und dann geht er ans Publikum." (21) 


Das muss man sich auf dem Trommelfell zergehen lassen und hernach mit
gütegesiegelten Mascolo-Machwerken abgleichen. Er und sein Co-Autor
Flade berichteten beispielsweise am 19. Juni vorigen Jahres über die
Internet-Aktivitäten des Verfassungsschutzes auf tagesschau.de (22),
der Inlandsgeheimdienst werde nach dem Konzept "Operative Nutzung des
Internets (ONI)" die Überwachung der sozialen Netzwerke und
Chatplattformen verstärken. (23)


Agents provocateurs

Vorgeblich geht es den Schnüfflern darum, Rechtsextremismus zu
bekämpfen. Ihr Projekt: Sogenannte Hassprediger aufspüren, sich
mittels V-Leuten ihr Vertrauen erschleichen, sie zu Straftaten
verleiten und sie im Erfolgsfall samt Mittätern hochgehen lassen.
Anstifter zu Straftaten sind selbst Kriminelle, es gibt auch im
Geheimdienst Lumpen mit Beamtenstatus. Doch das greift der
Investigativjournalist Mascolo nicht kritisch auf.

Der faule ONI-Zauber erinnert an die blamable und dilettantische Rolle
dieses "Verfassungsschutzes" im Verbotsverfahren gegen die NPD. Es
scheiterte vor dem Gericht in Karlsruhe bekanntlich daran, dass es in
den Führungsstrukturen der NPD mehr V-Männer als NPD-Funktionäre gab.
(24)

"Beim islamistischen Terrorismus habe diese Methode (ONI)
 bereits einige Erfolge gebracht", (s. Anm. 22) 


zitiert Mascolo, Lordsiegelbewahrer des investigativen und
güteprüfenden Journalismus, ohne Quellenangabe eine Behauptung, die
bestenfalls maßlos übertrieben ist. Gerade mal zwei Terroristen wurden
nämlich per ONI-Methodik gefasst. Beide Fälle liegen Jahre zurück.
Einer der beiden Täter war Beamter des Verfassungsschutzes. (Anm. 22)
Oh Jammer, oh Jauche.

Den Diensten mag die aufgebauschte Erfolgsdarstellung beim Nachweis
der eigenen Existenzberechtigung helfen. Mascolo jedenfalls nutzt sie
in diesem Sinne.

"Einige größere Landesbehörden setzen schon seit Jahren darauf
 (ONI). Deren Mitarbeiter dringen mit eigens dafür angelegten
 Profilen und Accounts tief in die virtuellen Netzwerke der
 extremistischen Szenen ein..." (Anm. 22) 



Blind auf dem rechten Auge

Seit einigen Jahren fliegen immer mal wieder rechtsextreme Netzwerke
auf, insbesondere in Polizei und Bundeswehr. Von entschiedener,
schmerzhafter Strafverfolgung in diesen Kreisen hört man jedoch kaum
etwas. Es nimmt also nicht wunder, dass die Zahl der "Reichsbürger"
und der Mitglieder ähnlich rechter Gruppierungen in der Bundeswehr im
Jahr 2020 um fast 30 Prozent gestiegen ist.

Milde und einfühlsam heißt es zu der Problematik nur:

"Es braucht Aufklärung, Sanktion und Prävention". (25) 


Mascolo, der Investigative, ignoriert das Offensichtliche: Die
Öffentlichkeit soll nicht unbedingt mitkriegen, dass es den
Auftraggebern der Dienste zurzeit vorrangig darum geht, der AfD den
Mitglieder- und Wählerzulauf aus den Unionsparteien wieder abzugraben.
Die tatsächliche Bedrohung durch rechtsextreme Gewalt gibt jedenfalls
keine Gründe dafür her, die Zuständigkeit der Kriminalpolizei zu
übergehen und derart extensive Geheimdienstarbeit zu veranlassen.
Bleibt anzumerken: Kriminalpolizeiliche Ermittlungen werden in
öffentlichen Gerichtsprozessen verhandelt. Das ist ein
rechtsstaatliches Verfahren. Die geheimdienstliche Bezichtigungspraxis
ist es nicht.


Schaumschläger Seehofer

Bei der Vorstellung der Kriminalstatistik 2020 behauptete der
Innenminister eine Steigerung der politisch bedingten Gesetzesverstöße
auf fast 45.000 Fälle. Die politisch motivierten Straftaten hätten im
Vergleich zum Vorjahr um 18 Prozent (sic!) zugenommen. (26) Keiner
fragte ihn nach dem Quell seiner Erkenntnisse und nach welchen
Kriterien und von wem Extremismus eigentlich zu definieren ist.

Seehofer dröhnte von "Verrohungstendenzen in unserem Land" (ebd.) und
belegt das unter anderem mit einer wachsenden Zahl antisemitischer
Gewalttaten. Dass im Jahr 2019 lediglich 13 Prozent aller
rechtsextremistischen Straftaten vor Gericht mit einer Verurteilung
endeten und dass Staatsanwälte und Richter die Hälfte aller Verfahren
einstellten (u.a. wegen Geringfügigkeit) (27), erwähnte der feine Herr
Minister nicht. So entsetzlich der Mordfall Walter Lübcke oder der
blutige Anschlag in Hanau sind, so wenig erlauben sie es, von einer
Staatsgefährdung durch Rechtsextremisten zu reden. Das hieße, Leid und
Klage über die Mordopfer politisch zu instrumentalisieren.

Ein anderes Thema ließ Seehofer ebenfalls außen vor: Der Anteil der
Kindesmisshandlungen ist abermals gestiegen. 152 getötete Kinder
bedeuten eine Steigerung um zehn Prozent gegenüber dem Vorjahr. (28)
Mit diesen Zahlen kann das fiese Netzwerk von Politik, Geheimdiensten
und Medien die Aufblähung des "Verfassungsschutzes" und seiner
Kompetenzen allerdings nicht begründen. Da wäre eher eine bessere
Ausstattung der Kripo gefragt. Mit publikumswirksamer
Phrasendrescherei über die "Verrohungstendenzen in unserem Land" ist
es jedenfalls nicht getan.


Unterm Scheinheiligenschein

Aufgabe der ARD-aktuell als wichtigster deutscher Nachrichtenredaktion
wäre es, die Erosion rechtsstaatlicher Normen und die gefährliche
Entwicklung zum Überwachungsstaat für die Öffentlichkeit sichtbar zu
machen. Keinesfalls lässt sich rechtfertigen, dass sie
geheimdienstlicher Schnüffelpraxis den Anschein der Legitimität
verleiht.

"Der Verfassungsschutz will künftig nicht nur die großen,
 weitestgehend offenen Plattformen der Szene beobachten, sondern
 verstärkt auch die kleineren, abgeschotteten Chatgruppen
 infiltrieren und ein "Zielpersonen-Monitoring" betreiben. Dabei
 sollen systematisch Hinweise für eine Radikalisierung von
 Einzelpersonen zusammengetragen werden." (s. Anm. 22) 


Der Verfassungsschutz hat im Raum des privaten Meinungsaustauschs
grundsätzlich nichts, absolut nichts verloren. Sein Eindringen
missachtet mehr als nur Verfassungsprinzipien der Unverletzlichkeit
der Würde des Menschen, der Meinungsäußerungsfreiheit und der
Verhältnismäßigkeit.

Den Gütesiegel-Mascolo interessiert das nicht. Der macht sich bloß
Gedanken über die Effektivität bestimmter Verfassungsschutzmaßnahmen:

"Die Masse könnte dabei zu einem echten Problem werden ... Denn
 im Netz sei die Zahl der rassistischen und antisemitischen Hetzer
 inzwischen unüberschaubar groß. Es sei eine gewaltige
 Herausforderung, unter diesen Personen die tatsächlich
 gefährlichen, anschlagswilligen Extremisten zu identifizieren."
 (Anm. 22) 


Den Rechtsstaat kann man nicht mit rechtswidrigen Übergriffen
verteidigen. Der Zweck heiligt die Mittel nicht. Einem Mascolo, der
sich von seinem publizistischen "Erfolg" und zahlreichen
Auszeichnungen bestätigt sieht, kann man das aber nicht mehr
beibringen. Er ist eben kein investigativer, die gesamte
Geheimdienst-Szene aufmischender und honoriger Journalist vom Range
eines Erich Schmidt-Eenbohm (29).


Fernab jeglicher Verfassungsgrundlagen

Die fortschreitende Auszehrung und Missachtung verfassungsgewollter
Normen wird auch im §19 des neuen Medien-Staatsvertrags sichtbar.
In diesem Paragraphen wird den Landesmedienanstalten die Macht
zuerkannt, Textteile oder sogar komplette Angebote "missliebiger"
Medien zu sperren. (30) An partei- und verbandspolitischen Erwägungen
orientierte Anstaltsgremien, besetzt mit Interessenvertretern und
sachfremder Semi-Prominenz, entscheiden über die Zulässigkeit
journalistischer Inhalte - als hätte es den Artikel 5 des
Grundgesetzes nie gegeben.

Das bewegt zu einem weiteren kurzen Rückblick. 1969 kündigte
Bundeskanzler Willy Brandt in seiner ersten Regierungsklärung an: "Wir
wollen mehr Demokratie wagen". (31) Vier Jahre später wagte er das
Gegenteil: Zusammen mit den Ministerpräsidenten der Länder fasste er
am 28. Januar 1972 den "Extremistenbeschluss", auch bekannt als
"Radikalenerlass." Der Verfassungsschutz entschied fortan, wer
"Radikaler", "Extremist" und "Verfassungsfeind" war: Hauptsächlich die
Kommunisten, wie schon zu finstersten Adenauer-Zeiten.

Offiziell aufgehoben wurde der Radikalenerlass bis heute nicht, und
die abertausend Betroffenen wurden nie rehabilitiert oder gar
entschädigt. (32) Ganz im Gegenteil, die staatlichen Übergriffe von
damals sollen wieder auffrischen: Der Brandenburger Innenminister
Michael Stübgen (CDU) und die SPD-Vorsitzende Saskia Esken wollen
neuerlich Berufsverbote, diesmal für AfD-affine Beamte und Angestellte
des Öffentlichen Dienstes. (33) Zum Glück kriegen sie ordentlich
Gegenwind, auch von linken Protagonisten, Gewerkschaftern und
Parteivertretern, die sich heute wieder in Foren gegen Berufsverbote
organisieren.

"Die Demokratie wurde nachhaltig beschädigt, ein Klima der
 Einschüchterung, der Angst und des Duckmäusertums erzeugt. Diese
 Erfahrung verpflichtet dazu, dass jeder neue Versuch
 unterbleibt." (Anm. 32) 



Überzeugen statt verbieten

Mit Denkverboten werden, welch eine Binsenweisheit, Extremisten nur
bestätigt und wesentlichste demokratische Standards angegriffen. Wer
zum staatlichen Zwangsmittel greift, weil er mit Argumenten nicht
überzeugen kann, erweist sich als wahrer Verfassungsfeind. Das müsste
die ARD-aktuell ihrem Publikum verklickern, statt einen Mascolo den
geheimdienstaffinen Treppenterrier spielen zu lassen.
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german-foreign-policy.com

Die Welt impfen 

EU will mit neuem Vorstoß zur globalen Impfstoffversorgung eine
Patentfreigabe verhindern. 

Hauptlieferanten ärmerer Länder sind China, Indien und Russland.



BERLIN/BRÜSSEL - Mit einem eigenen Vorstoß zur angeblichen Versorgung
ärmerer Länder mit Covid-19-Impfstoffen bremst die EU die Forderung nach
einer Aussetzung der Impfstoffpatente aus. Der Vorstoß, der am Freitag
offiziell der WTO unterbreitet wurde und dort diese Woche diskutiert werden
soll, schlägt neben der Aufhebung von Exportbeschränkungen vor allem den
Aufbau einer Lizenzproduktion von Vakzinen in Schwellen- und
Entwicklungsländern vor. Freilich tun das Unternehmen aus Großbritannien,
China und Russland längst; nur Firmen aus der EU weigern sich bisher - aus
Sorge um ihre Profite. Eine Freigabe der Patente verweigert die Union;
entsprechend heißt es aus der südafrikanischen WTO-Mission, ihr Vorschlag
sei "heiße Luft". Der indische WTO-Botschafter schätzt die Zahl der
Menschenleben, die die EU-Blockade inzwischen gekostet hat, auf zwei
Millionen. Nach wie vor beliefern Unternehmen aus der EU vorwiegend reiche
Länder mit Vakzinen und versorgen weniger Menschen in ärmeren Ländern, als
es Unternehmen aus Indien (67 Millionen Impfdosen) und aus China (bis Mai
mindestens 278 Millionen Impfdosen) tun.

Der Vorstoß der EU

Der Vorschlag zur Versorgung ärmerer Länder mit Covid-19-Impfstoffen, den
die EU am Freitag der WTO vorgelegt hat, sieht erstens vor, "die Anwendung
von Ausfuhrbeschränkungen" von Impfstoffen und Vorprodukten "zu begrenzen
und Lieferketten offen zu halten".[1] Dies zielt vor allem auf die USA, die
mit Exportrestriktionen die Vakzinproduktion in anderen Ländern, zum
Beispiel in Indien, behindert haben. Freilich stünde es der EU jederzeit
frei, ihre eigenen Maßnahmen zur Ausfuhrkontrolle, die sie zu Jahresbeginn
verhängt hat [2] und die ebenfalls ein Produktionshindernis darstellen,
eigenständig aufzuheben. Zweitens fordert die EU die großen
Impfstoffhersteller auf, die Lizenzproduktion ihrer Vakzine in Ländern
jenseits der reichen westlichen Welt zu ermöglichen. Drittens sucht Brüssel
die Forderung, die Patente für Covid-19-Impfstoffe zumindest zeitweise
auszusetzen, mit dem Argument zu entkräften, dies sei schon mit den
geltenden WTO-Regeln möglich. Diese ermöglichen es Regierungen in der Tat,
in Notlagen Zwangslizenzen zu vergeben. Kritiker weisen allerdings darauf
hin, die Regeln dazu seien so schwerfällig, dass sie Zwangslizenzen
faktisch unwirksam machten. Zudem umfassten sie längst nicht alle zur
Lizenzproduktion benötigten Formen geistigen Eigentums.[3]

Lizenzproduktion in ärmeren Ländern

Die zweite Forderung der EU, Vakzine verstärkt in Schwellen- und
Entwicklungsländern in Lizenz produzieren zu lassen, mutet recht
eigentümlich an, da Unternehmen mit Sitz außerhalb der Union dies schon
längst tun. So wird etwa der Impfstoff von AstraZeneca
(Cambridge/Großbritannien) unter anderem in Indien (Serum Institute of
India/SII) sowie in Brasilien (Fundação Oswaldo Cruz/Fiocruz) hergestellt.
Sinovac (Beijing) hat bereits im vergangenen Jahr begonnen, eine
Lizenzproduktion in Brasilien (Instituto Butantan) aufzubauen und das
indonesische Unternehmen Bio Farma in die Herstellung seines Vakzins
einzubinden; zudem hat Sinovac weitere Lizenzen etwa an Unternehmen aus
Ägypten und der Türkei vergeben. CanSino (Tianjin) führt Teile seiner
Produktion unter anderem in Mexiko durch. Sinopharm (Shanghai) wiederum hat
der Group 42 aus Abu Dhabi (Vereinigte Arabische Emirate) die Lizenz zur
Impfstoffherstellung übertragen und will helfen, das Unternehmen zur
regionalen Produktions- und Verteilzentrale für Covid-19-Vakzine
auszubauen.[4] Das Gamaleya Institute (Moskau) hat Lizenzen an Unternehmen
etwa aus Indien, Serbien sowie Argentinien vergeben. Dabei handelt es sich
nur um Beispiele; die Tätigkeit der genannten Unternehmen in Schwellen- und
Entwicklungsländern reicht weit darüber hinaus.

Die "Solidarität" der EU

Ähnlich verhält es sich mit der irreführenden Behauptung, die EU habe, wie
beispielsweise Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen Ende vergangener
Woche behauptete, "seit Beginn der Pandemie aktiv Solidarität mit der Welt
gezeigt" und "etwa die Hälfte der Gesamtmenge der in Europa hergestellten
Impfstoffe exportiert".[5] Bundesgesundheitsminister Jens Spahn erklärte
gleichfalls zum Wochenende: "Die Europäische Union hilft gerade, die Welt
zu impfen."[6] Die Aussage irritiert. Zwar hat die EU laut Angaben des
Europaparlaments bis zum 30. Mai nicht nur 260 Millionen Impfdosen unter
ihren Mitgliedern verteilt, sondern auch 226 Millionen exportiert.[7]
Jedoch handelt es sich dabei weitgehend um Lieferungen an wohlhabende
Länder. Während andere Unternehmen, etwa AstraZeneca, ihre auswärtigen
Kunden über den Aufbau regionaler Produktionsstandorte beliefern, ist dies
etwa bei BioNTech/Pfizer bisher nicht der Fall; stattdessen exportieren sie
gewinnbringend von Standorten in der EU. Nach EU-Angaben gingen von den 178
Millionen Impfdosen, die bis zum 8. Mai ausgeführt wurden, 72 Millionen
nach Japan, 18,6 Millionen nach Großbritannien, 18,4 Millionen nach Kanada,
zudem sieben Millionen nach Saudi-Arabien, je fünf Millionen in die Schweiz
und die Türkei, je drei Millionen nach Singapur und Südkorea.[8]
Lieferungen an ärmere Länder fallen bisher kaum ins Gewicht.

Die Hauptlieferanten

Die Hauptlast bei der Versorgung der Schwellen- und Entwicklungsländer
tragen bisher, ähnlich wie beim Aufbau einer dortigen Lizenzproduktion,
andere. So hat etwa Indien mehr Impfdosen in ärmere Länder geliefert als
die EU - mehr als 67 Millionen -, bis es von der zweiten Welle der Pandemie
überrollt wurde und die Ausfuhr zugunsten der Versorgung seiner eigenen
Bevölkerung einstellen musste. Aufgrund dieses Exportstopps sieht sich New
Delhi jetzt mit Drohungen aus der EU konfrontiert: Bundeskanzlerin Angela
Merkel erklärte kürzlich mit Blick darauf, dass Indien schon seit Jahren
zahlreiche Medikamente nach Europa liefert, man habe das Land "überhaupt
nur zu einem so großen Pharmaproduzenten werden lassen in der Erwartung,
dass Zusagen auch eingehalten werden"; sollte dies aktuell "nicht der Fall
sein, werden wir umdenken müssen."[9] Während Washington die Ausfuhr von 80
Millionen AstraZeneca-Dosen angekündigt hat - teils in reiche Länder -, die
im eigenen Land nicht benötigt werden, hat China bis Ende Mai mindestens
278 Millionen Impfdosen in Schwellen- und Entwicklungsländer geliefert und
die Ausfuhr von mehr als 450 Millionen weiteren Impfdosen zugesagt.[10]
Russland verfügt über geringere Produktionskapazitäten, hatte aber Mitte
Mai von 33 Millionen hergestellten Dosen Sputnik V bereits 15 Millionen in
fast ausschließlich ärmere Länder exportiert.[11]

BioNTechs globale Präsenz

Mit Blick darauf, dass vor allem China, in gewissem Maß auch Russland eine
zentrale Rolle in der Versorgung der Schwellen- und Entwicklungsländer mit
Covid-19-Impfstoffen übernehmen, sehen sich die westlichen Mächte genötigt,
ihre eigenen Aktivitäten zwecks Vermeidung weiterer Einflussverluste zu
steigern. Entsprechende Forderungen werden vor dem G7-Gipfel Ende dieser
Woche laut. Berlin und Paris haben zudem angekündigt, afrikanische
Produktionsstandorte für Vakzine zu errichten: "Wir wollen möglichst
schnell allen in ganz Afrika Zugang zu den Impfstoffen ermöglichen", äußert
Gesundheitsminister Spahn und stellt dafür 50 Millionen Euro in
Aussicht.[12] Details der Initiative sind unklar; Hauptlieferant und
tragende Kräfte beim Aufbau afrikanischer Produktionsstandorte sind zur
Zeit China und Russland. Der deutsche BioNTech-Konzern dagegen, der allein
im ersten Quartal 2021 einen Reingewinn von 1,13 Milliarden Euro erzielt
hat, setzt forciert auf die eigene Expansion in profitable Märkte.[13]
Anstatt ungenutzte Fabriken andernorts zu befähigen, schnell Covid-19-
Vakzine herzustellen, will BioNTech mehrere hundert Millionen Euro - einen
Teil seines bisherigen Pandemieprofits - investieren, um einen Standort in
Singapur zu errichten. Die Fabrik wird zwar frühestens 2023 den Betrieb
aufnehmen - zu spät, um in der akuten Pandemiephase zu helfen -, ist laut
Firmenchef Ugur Sahin aber "ein wichtiger strategischer Schritt für den
Ausbau unserer globalen Präsenz".[14] In Gefahr geriete der Plan allenfalls
bei einer globalen Freigabe der Impfstoffpatente.
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POLITIK/265: Kampf um die Abschaffung von Patenten für Covid-19-Impfstoffe - Interview mit Dimitris Papadimoulis (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 30. Mai 2021

Dimitris Papadimoulis: Die Nichtgeimpften in den ärmsten Regionen
der Welt können eine globale Wiederansteckungsgefahr bedeuten
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Im Rahmen einer Reihe von Interviews für die Agentur Pressenza
mit Abgeordneten der europäischen Parteien, die im Europäischen
Parlament für die Abschaffung von Patenten für Impfstoffe,
Pharmazeutika und Diagnostika im Zusammenhang mit der Pandemie
stimmen, unterhalten wir uns mit Dimitris Papadimoulis, Mitglied der
Fraktion Die Linke im Europäischen Parlament (GUE/NGL) und
Vizepräsident des Europäischen Parlaments.

Marianella Kloka: Wie einfach war es, das Ergebnis dieser Abstimmung zu
erreichen?

Dimitris Papadimoulis: Es war überhaupt nicht einfach: Das war
monatelange Arbeit. Wir fingen zu Beginn der Pandemie an, letzten
Frühling. Die gesamte Euro-Linke hat sich selbst das Ziel gesteckt,
den erwarteten Impfstoff zu einem öffentlichen Gut zu machen und den
Patentschutz auszusetzen, so wie es bereits vor Jahren im Zusammenhang
mit HIV/ AIDS geschah. Es brauchte viel Zeit, Argumente, Termine und
Gespräche mit Bürger:innengruppen und Wissenschaftler:innen um einen
breiten Konsens zu finden. Dies führte am vergangenen Mittwoch dazu,
dass der Änderungsantrag der Euro-Linksfraktion zugelassen wurde und
eine große Mehrheit für den Beschluss des Änderungsantrags stimmte.
Der Änderungsantrag wurde verabschiedet, weil er von drei Fraktionen
unterstützt wurde - der Linken, den Sozialisten und den Grünen, sowie
von einzelnen Abgeordneten der Mitte-Rechts- und Rechts-Fraktionen.
Wir haben also eine erste Schlacht gewonnen; noch nicht den Krieg.

Zwingt dieser Beschluss die Europäische Kommission zum Handeln?

Das Europäische Parlament besitzt keine gesetzgebende Macht. Wir
erhöhen lediglich den politischen Druck. Nicht nur das Europäische
Parlament sondern auch die tatsächliche Lage in der Bevölkerung
bedeuten Druck für die Kommission. Die Impfraten sind gering im
Vergleich mit dem Vereinigten Königreich und mit den USA. Vor diesem
Hintergrund und aufgrund des Drucks seitens des Europäischen
Parlaments, hat die Kommission also vor wenigen Tagen versprochen,
einen neuen Plan vorzustellen, der die Impfstoffproduktion und damit
die Impfung beschleunigen soll. Entscheidend ist es, den Druck der
Bürger:innen selbst auf die führenden Eliten und auf die Kommission zu
erhöhen. Alle in den EU-Ländern durchgeführten Umfragen zeigen, dass
die Mehrheit die Aufhebung des Patentschutzes, temporär und speziell
für diesen Fall unterstützt. Die Menschen verstehen, was die Experten
und die WHO sagen: Wenn wir die Pandemie nicht eindämmen, wird sich
die Wirtschaft nicht erholen.

Was kommt als nächstes?

Wir werden diese neue Impfstrategie im Juni im Plenum diskutieren und
erneut abstimmen [*]. Die Impfstoffproduktion muss unserer Meinung nach
oberste Priorität haben, um die Rate der Impfungen zu erhöhen. Um dies
zu erreichen, ist die vorübergehende Aufhebung des Patentschutzes ein
zentrales Instrument, denn andernfalls werden die ärmsten Gebiete der
Welt, die nicht ausreichend geimpft sind, zu Laboratorien für
aggressive Mutationen des Coronavirus. Dies stellt ein enormes Risiko
für das Wiederaufflammen der Pandemie dar, auch in den reichsten
Ländern mit einer viel höheren Impfrate, wie den USA, Großbritannien
und Europa. Nicht nur die öffentliche Gesundheit ist gefährdet,
sondern auch die Wirtschaft und der soziale Zusammenhalt. Die
einzigen, die von einem solchen Szenario profitieren, sind die großen
Pharmakonzerne. Und hier gibt es noch etwas, das paradox, um nicht zu
sagen ungerecht und unmoralisch ist. Natürlich wurden diese in
Rekordzeit produzierten Impfstoffe - und diesen Erfolg müssen wir den
Wissenschaftlern hoch anrechnen - mit reichlich öffentlichen Geldern
finanziert. Es ist daher nicht hinnehmbar, dass Biotechnologie, die
mit reichlich öffentlichen Mitteln gefördert wurde, durch exklusive,
private Rechte geschützt werden soll. Sogar der achtzigjährige Joe
Biden sagt das, und ich glaube nicht, dass irgendjemand ihn für
radikal hält.

Einige einflussreiche Spitzenpolitiker:innen innerhalb der EU haben
sich öffentlich gegen Bidens Vorschlag ausgesprochen. Sind die
demokratischen Prozesse innerhalb des Europäischen Parlaments eine
Reaktion auf diese Äußerungen?

Die europäische Führung muss leider als unzureichend befunden werden.
Ihre Unzulänglichkeit ist tragisch. Frau Merkel beeilte sich, "NEIN"
zu Bidens Vorschlag zu sagen, und Frau Ursula von der Leyen revidierte
sofort ihre Aussage, dass die Kommission offen für Gespräche mit den
USA sei. Leider sind es auch wirtschaftliche Interessen, die die
Ansichten der europäischen Politiker:innen bestimmen. Die Lobbys der
großen Pharmakonzerne sind sehr mächtig, sie zahlen viel Geld in
Richtung Brüssel und bombardieren uns mit den Argumenten der Konzerne,
die mit viel öffentlichem Geld riesige Gewinne machen. Die Argumente
von Frau Merkel sind eins zu eins die Argumente der Pharma-Lobby. Der
Grund ist einfach zu verstehen: BioNTech war ein kleines,
mittelständisches Pharmaunternehmen. Nach der Entdeckung des
m-RNA-Impfstoffs schoss sein Marktwert auf über 30 Mrd. Euro und ist
damit höher als der der Deutschen Bank. Dass BioNTech ein deutsches
Unternehmen ist, erklärt also das "NEIN" von Frau Merkel. Der viel
größere US-Konzern Pfizer hat Joe Biden jedoch nicht davon abgehalten,
über Patente zu sprechen. Bidens Politik ist auch in Bezug auf die
Höhe und das Ausmaß der fiskalen Maßnahmen zur Konjunkturbelebung und
auch in Bezug auf Lohnerhöhungen besser. Das Europäische Parlament
wird die Europäische Kommission und die Regierungen weiterhin dazu
drängen, sich auf die Seite der Bevölkerung zu stellen. Dies betrifft
nicht nur Europa und die Vereinigten Staaten. In der
Welthandelsorganisation gibt es unter der Federführung Indiens und
Südafrikas seit Monaten eine Initiative [WAIVER], zur vorübergehenden
Aufhebung des Patentschutzes, die bereits vor Bidens Äußerungen die
Unterstützung von mehr als 100 Ländern gefunden hat. Das bedeutet, die
Impfstoffproduktion und damit auch die Impfquote könnte nach
Verhandlungen, die sowohl wirtschaftliche als auch kommerzielle
Aspekte berücksichtigen, in den nächsten Monaten mehr als verdoppelt
werden. Derzeit werden nur 40 % der weltweiten Produktionskapazitäten
für die Herstellung von Impfstoffen genutzt.

Wie funktioniert die Pharmalobby?

Ich gehöre nicht zu den Abgeordneten, die von solchen Lobbys
kontaktiert werden. Aber ich kann Ihnen sagen, dass es nach
offiziellen Zahlen 20.000 eingetragene Lobbyisten in Brüssel gibt,
zusätzlich zu den inoffiziellen. Es gibt die so genannten guten
Lobbys, die in der Regel arm sind, meistens Aktivisten, die für den
Schutz von Umwelt und Menschenrechten kämpfen. Es gibt aber auch die
"harten", reichen und gut bezahlten Lobbys, der Medizin-Multis, der
Rüstungskonzerne, der Autoindustrie, der Chemieindustrie, der
Lebensmittelindustrie, der digitalen Giganten, die keine Steuern
zahlen und sogar Prozesse gegen die Kommission gewinnen, wie es bei
Amazon der Fall war. Da geht es um furchtbar lukrative Geschäfte und
deshalb investieren diese Unternehmen viel Geld, um ihre Interessen zu
wahren. Das bedeutet gut finanzierte Netzwerke in der
Öffentlichkeitsarbeit und in der Kommunikation, die politischen
Einfluss durch die Medien generieren, indem sie freundschaftliche
Beziehungen zu Mitgliedern des Europäischen Parlaments pflegen. Durch
mein Amt als Vizepräsident, das ich in den letzten sieben Jahren
innehatte, habe ich gesehen, wie Abgeordnete, die normalerweise nicht
besonders fleißig oder aktiv in den Ausschüssen sind, plötzlich aktiv
werden, wenn über Anliegen mächtiger Lobbys diskutiert wird, mit
exzellenten Reden und extrem ausgefeilten Änderungsanträgen, die
"zufällig" mit dem übereinstimmen, was diese Lobbys uns auftischen. Es
ist ein wichtiges Thema, das recherchiert werden sollte und ich
fordere Journalist:innen, die ihrem Beruf wirklich ernst nehmen, auf,
sich mit diesem Thema gründlich auseinanderzusetzen.

Das Argument der Pharmalobby ist, dass es viel Zeit braucht, um den
weltweiten Anteil des Produktionspotentials für die
Impfstoffherstellung zu erhöhen.

Keiner kann uns versichern, dass diese Pandemie die letzte sein wird.
Wir müssen alle verfügbaren Maßnahmen ergreifen, um die aggressiven
Mutationen des bestehenden Virus und jede nachfolgende Pandemie zu
kontrollieren. Bei der Entdeckung der m-RNA geht es nicht nur um diese
Charge von Impfstoffen, sondern auch um eine neue Generation von
Impfstoffen und Behandlungen, die auf dieser Technologie basieren
können. Es bedarf einer Auswertung wirtschaftlicher Daten, damit
diejenigen, die die Technologie entdeckt haben, einen finanziellen
Nutzen haben, aber auch eines starken politischen Willens und der
Einsicht, diese Technologie zum Wohle der Allgemeinheit einzusetzen.
Solange dies nicht geschieht, ist der wirtschaftliche und
gesundheitliche Schaden für den Planeten viel höher als die Kosten
einer vorübergehenden Aufhebung des Patentschutzes.


Das Interview wurde von Marianella Kloka geführt, die
Übersetzung aus dem Englischen wurde von Renée Krug vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.
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http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


[*] Ergänzung der Schattenblick-Redaktion:

In einer Pressemitteilung des Europäischen Parlaments vom 10. Juni 2021
heißt es:

"Um die weltweite Impfkampagne zu beschleunigen, fordern die Abgeordneten
den vorübergehenden Verzicht auf Rechte des geistigen Eigentums für
Corona-Impfstoffe.

In einer mit 355 zu 263 Stimmen bei 71 Enthaltungen angenommenen
Entschließung schlägt das Parlament vor, Verhandlungen über eine
vorübergehende Aussetzung des TRIPS-Übereinkommens der WTO zu Patenten
aufzunehmen, um den weltweiten Zugang zu erschwinglichen medizinischen
Erzeugnissen im Zusammenhang mit COVID-19 zu verbessern und globale
Produktionseinschränkungen und Versorgungsengpässe anzugehen."

Quelle: 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20210604IPR05514/parlament-fordert-aussetzung-von-patenten-auf-corona-impfstoffe

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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Argentinien 

Ausgrenzung und Widerstand - Qom-Indigene in der Pandemie

Von Tobias Mönch



Am Beispiel der Qom berichten wir, wie rassistische Diskurse und
Extraktivismus Indigene auf dem Land und in den Städten in der
Pandemie besonders bedrohen.

(Berlin, 31. Mai 2021, npla) - Bis zum Januar 2021 hat Argentinien über
1,7 Millionen Fälle von Covid-19 und 44.848 Todesfälle in diesem
Zusammenhang verzeichnet. Mit 27.350 wurden mehr als die Hälfte der
Todesfälle in der nördlichen Provinz Chaco gezählt, obwohl dort nur
2,2 Prozent der argentinischen Bevölkerung leben und die
Bevölkerungsdichte extrem niedrig ist. Kurz nach der Ankunft des Virus
im Mai 2020 waren nach offiziellen Angaben ein Viertel der mit dem
Coronavirus Infizierten im Chaco Indigene der Qom.
Nichtregierungsorganisationen wie die Junta Unida de Misiones (JUM)
[1], die die indigene Bevölkerung des Chaco seit Jahrzehnten
unterstützen, mussten ihre Arbeit binnen kurzer Zeit der neuen
Situation anpassen.

Seit Beginn der Corona-Pandemie biete die Organisation eine
24/7-Telefon-Hotline mit Rechtsberatung für Indigene an, berichtet
Raul Romero, Leiter der Organisation. Außerdem werde durch Anträge auf
staatliche Fördergelder versucht, Möglichkeiten zur
landwirtschaftlichen Selbstversorgung der indigenen Gemeinschaften der
Qom, Mocovie und Wichí im Chaco zu organisieren.


Indigene Territorien in der Pandemie besonders gefährdet


Die bisherigen Projekte der Organisation laufen wenn möglich weiter,
so auch die Arbeit mit indigenen Jugendlichen. Davon berichtet auch
die junge Qom-Indigene Claudia Yuni, die in einem Video [2] der
Organisation JUM hinter ihrer Maske vor dem Gesicht lächelt: "Wir sind
jung und sollten daher bei allen Aktivitäten mitmachen, besonders wenn
es um unsere Rechte der freien Meinungsäußerung und um unsere
Landrechte geht. Ich weiß, dass wir in diesem Moment einige unserer
Territorien verlieren, aber als Jugendliche müssen wir dagegen
aufstehen. Deswegen bitte ich auch andere Jugendliche mitzumachen,
denn jeden Tag können wir etwas neues lernen."

Yuni verweist in dieser Zeit der Pandemie nicht zufällig auf das
Problem der Verluste indigener Territorien, denn auch Romero beteuert:
"Mir scheint es so, dass die Orte, an denen es heute noch Wald gibt,
die Orte sind, wo die indigenen Gemeinschaften leben. Und genau das
sind die Gebiete, auf die es so viele abgesehen haben. Die großen
Herausforderungen sind daher - heute mehr denn je - die Umsetzung der
indigenen Landrechte und der Umweltschutz. Wir beobachten die
räumliche Ausbreitung der Viehzucht, Landwirtschaft und die Übermacht
der Großgrundbesitzer mit großer Sorge."


Die Krise stärkt den Agrarsektor und schwächt die
Menschenrechte

Während die indigene Bevölkerung in der Covid-19-Pandemie in ihrer
Bewegungsfreiheit eingeschränkt ist, zeigen Satellitenbilder laut
Greenpeace [3] deutlich, dass in den nördlichen Regionen Argentiniens
Reihen von Bulldozern die erzwungene Quarantäne ignorieren. Es
scheint, sie nutzten die Abwesenheit von Menschen um breite Schneisen
in die Wälder zu schlagen.

Das bereits seit Jahrzehnten bestehende Problem der nicht
ausgehändigten Besitztitel an indigene Gemeinschaften bleibt
unterdessen bestehen, so Romero: "Oft sind die indigenen Familien in
ihren Territorien geblieben und der Staat hat ihnen keine neuen
Gebiete gegeben. Sagen wir mal es waren früher fünf indigene Familien
und heute sind es vielleicht 20. An einem Ort von 200 oder 300 Hektar.
Und das im Monte Impenetrable, wo die Erden nicht sehr produktiv sind
und es kaum Wasser gibt." Die Wirtschaftskrise Argentiniens, die durch
die Covid-19-Pandemie noch verschärft wurde, hat den Agrarsektor
erneut gestärkt, da er als einzige Möglichkeit gesehen wird, die
argentinische Wirtschaft anzukurbeln und die Gier des Staates nach
US-Dollar zu stillen - um den Wertabfall des argentinsichen Pesos zu
verringern und die sich abermals verschärfende Armut im Land zu
lindern.

Romero erzählt: "Die Pandemie brachte auch Hunger mit sich. Das macht
uns seither am meisten Sorgen. Wir haben Lebensmittelrationen
verteilt, um einigen indigenen Gemeinschaften akut helfen zu können,
vor allem großen Familien, die weit entfernt der Städte leben. In der
Pandemie können sie nicht mehr das verkaufen, womit sie vorher ein
Einkommen hatten."


Diskriminierung und Stigmatisierung indigen geprägter
Stadtviertel

Eine urbane Siedlung von Qom-Indigenen, das Barrio Gran Toba in
Resistencia, rückte bezüglich der Corona-Pandemie im Mai 2020 in den
Mittelpunkt der medialen Aufmerksamkeit. In dem kaum urbanisierten
Stadtviertel leben mehr als 4.500 Personen in einfachsten
Verhältnissen. Als dort bei einer Gesamtzahl von 780 Fällen in der
gesamten Provinz Chaco über 600 Personen positiv auf das Coronavirus
getestet wurden, löste dies eine Welle von Ressentiments und
diskriminierenden Aktionen aus.

Nachdem die ersten Fälle in der Region Gran Toba auftraten, war keine
persönliche Schutzausrüstung verfügbar. Die Bewohner*innen teilten
ihren Mate-Tee traditionell mit demselben Strohhalm, und hielten keine
Abstände ein. Doch die in Städten des Chaco, wie der Hauptstadt
Resistencia, lebenden indigenen Gemeinschaften waren nicht nur
gesundheitlich von dem Virus betroffen.


Die Pandemie fördert den alten Rassismus zu Tage

In einer Radiosendung [4] des argentinischen Online-Radios
Futuröck [5] legten verschiedene indigene Bewohner*innen der
Barrio Gran Toba Zeugnis über ihre Erfahrungen ab. So auch Belén
Perreira: "Ich brauchte dringend eine neue Bankkarte. Deshalb bin ich
zur Bank gegangen um sie abzuholen. Und mein Ausweis lag schon auf dem
Tisch, weil ihn die Mitarbeiterin der Bank am Eingang genommen hatte.
Mein Name ist Perreira Belén, hier aus Resistencia dem Barrio Toba.
Und als die Frau auf meinen Ausweis schaute und sah, dass da "Barrio
Toba" stand, forderte sie mich auf die Bank zu verlassen. Sie wurde
aggressiver und rief, dass ich abhauen sollte. Sie schrie, damit ich
verschwinde. Sie sagte, ich dürfe nicht da bleiben, weil ich
ansteckend sein könnte."

Die Kommentatorin von Radio Futuröck resümiert, dass zu den
bestehenden und strukturellen Problemen einer urbanen Qom-Gemeinschaft
noch das gesundheitliche Problem hinzukäme, wenn das Coronavirus dort
auftritt. Die frühere rassistische Stigmatisierung verbinde sich nun
mit neuen Ressentiments und die Bewohner*innen würden als "Kranke" und
"Infizierte" beschimpft. So berichteten andere Personen aus dem
Barrio, nicht in Supermärkte oder zur Arbeit gelassen worden zu sein.


Medien verbreiteten rassistische Ressentiments

Nach dem Bekanntwerden des Ausbruchs des Coronavirus im Stadtteil Gran
Toba beschloss die Regierung, das Gebiet mit Erdbarrikaden und Zäunen
abzusperren [6]. Bis auf zwei Eingänge, die von der Polizei
kontrolliert wurden, waren alle anderen Zugänge gesperrt. "Die Leute
haben sich sehr erschrocken, als die Polizei das Barrio Gran Toba
rundherum abschloss. Sie haben alle möglichen Eingänge unseres
Viertels mit Erde zugeschüttet", erzählt Perreira.

Die Bilder des abgeriegelten Gebietes wurden je nach Einstellung der
jeweiligen Medien begrüßt oder als diskriminierende Behandlung
kritisiert. Unterschwellige Vorurteile waren in den Berichten der
Mainstream-Zeitungen zu finden. In La Nación [7] etwa wurden
die steigenden Infektionszahlen in der Region Gran Toba als Folgen
angeblich problematischer kultureller Unterschiede - der sogenannten
brecha cultural - gedeutet.

Innerhalb des Gebietes bewegten sich die Menschen ohne
Einschränkungen. Auch wenn diese Maßnahmen mit der späteren
Einrichtung von Gesundheits- und Quarantäne-Zentren innerhalb des
Viertels einhergingen, erschwerten die Barrikaden die Zufahrt für
Krankenwagen und Müllabfuhren. Daraufhin gründete sich in Gran Toba
ein indigenes Notstandskomitee, das als Bindeglied zwischen der
Gemeinschaft und den Behörden dient. Es kümmert sich seither vor allem
um die Themen Lebensmittelversorgung und Gesundheitsfürsorge, aber
auch um die Unterstützung der am meisten gefährdeten Familien beim
Zugang zu Notfallprogrammen der nationalen Regierung. Ebenso fungieren
Mitglieder des Komitees als Mediator*innen in der lokalen Sprache der
Qom, Qomla'ctaq und für kulturelle Aspekte der Gemeinschaft.


Rassistische Marginalisierung und Mechanismen des globalen
Marktes gehen Hand in Hand

Vertrieben aus ihren ländlichen Territorien und in der städtischen
Peripherie in oft überfüllte Räume gedrängt, wird die indigene und
mestizische Landbevölkerung marginalisiert. Und das hat auch mit der
globalen Wirtschaft zu tun, denn der massive Sojaanbau und die
Fleischproduktion sind für die europäischen, chinesischen und
US-amerikanischen Märkte bestimmt.

Eine weitere Folge der Pandemie war es, dass indigene Organisationen,
wie das Movimiento Nacional Campesino Indígena [8] oder die
Umweltschutzorganisation Somos MONTE Chaco [9] nicht auf den Straßen
Resistencias demonstrieren durften. Daher versuchen sie verstärkt über
das Internet zu mobilisieren und ihre politische Arbeit für Landrechte
und Umweltschutz fortzusetzen.


"Pandemien sind eine Folge von Extraktivismus und
Agrobusiness"

Somos MONTE Chaco veröffentlichte auf ihrer Facebook-Seite zum
Beispiel folgende Botschaft [10]: "Der Chaco ist eine der Provinzen,
in denen wir am besten sehen, dass Extraktivismus und Agrobusiness ein
Horror für unsere Gesellschaft sind. Mit Familien, die von Abgasen
betroffen sind, die an Krebs, Fehlgeburten und Missbildungen leiden.
Mit Rodungen, die seit Beginn der Geschichte der Provinz nicht
aufgehört haben, die Folter und Zwangsmigrationen für kleine indigene
und Criollo-Produzenten bedeuten, die alle dort lebenden wilden Tiere
töten. Und was ist geblieben? Krankheiten, vergiftetes Wasser, Rauch,
Wüstenbildung, versalzenes Wasser, Dürre, Überschwemmungen, soziale
Konflikte, Schmerz, Ungerechtigkeit, ein Staat, der Geld investiert,
um die Probleme zu beheben. Und Pandemien. Denn auch Pandemien sind
eine Folge von Extraktivismus und Agrobusiness."

Auch Raul Romero von der Organisation JUM zieht ein alarmierendes
Resümee: "Es scheint mir, dass die Menschheit in der globalisierten
Welt, in der wir leben, eine extreme Wende machen muss, da der Schutz
der Erde und der Schutz der Umwelt nur von Bauern und Indigenen
geleistet werden kann. Denn die großen Unternehmen sind mit einem
extraktivistischen System, aber nicht mit der Sorge um Mutter Erde
beschäftigt."


Zu diesem Text gibt es auch einen Audiobeitrag:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/stigmatisierung-raubbau-und-indigener-widerstand-in-der-pandemie-2-teil/


Anmerkungen:

[1] https://www.federacionjum.org.ar/

[2] https://www.youtube.com/watch?v=g0XdAebOZEY

[3] https://www.greenpeace.org/argentina/story/issues/bosques/la-instalacion-de-granjas-industriales-de-cerdos-en-santiago-del-estero-generara-mas-desmontes-y-desalojos-de-campesinos/

[4] https://www.youtube.com/watch?v=Loc1SBzZjaw

[5] https://futurock.fm/radio/

[6] https://www.youtube.com/watch?v=MWCu_FxiLG0

[7] https://www.lanacion.com.ar/sociedad/coronavirus-argentina-ya-hay-siete-muertos-comunidades-nid2366416/

[8] https://de-de.facebook.com/MNCI.CLOC.VC/

[9] https://www.facebook.com/somosmontechaco/

[10] https://www.facebook.com/somosmontechaco/photos/a.416006438969759/733582443878822/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/ausgrenzung-und-widerstand-qom-indigene-in-der-pandemie/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Kenia: IB-Diplom für Geflüchtete und anderweitig schutzbedürftige
Minderjährige

Pressemitteilung von Still I Rise [1], 8. Juni 2021






[image: Unterricht in einem Klassenraum, der Lehrer ist mitten unter den Kindern - Foto: © Still I Rise]

Foto: Still I Rise



Nairobi, 08.06.2021 - Die von Still I Rise betriebene internationale
Schule ist weltweit die erste ihrer Art, die besonders
schutzbedürftigen Minderjährigen kostenlos die Möglichkeit bietet, das
renommierte International Baccalaureate (IB) zu erlangen. "Wir sind
fortan Teil des IB-Systems - wir können daher mit Sicherheit sagen,
dass wir auf dem richtigen Weg sind."

Die internationale Schule von Still I Rise in Nairobi (Kenia) ist als
IB Candidate School fortan offiziell Teil des Bildungssystems
International Baccalaureate (IB). Sie wird damit die erste
internationale Schule der Welt sein, in der geflüchtete und
anderweitig schutzbedürftige Schülerinnen und Schüler kostenlos einen
hochwertigen Bildungsabschluss erlangen können.

Nach Abschluss des von den Bildungsexperten von Still I Rise
erarbeiteten, derzeit laufenden Vorbereitungsjahrs werden die 137
eingeschriebenen Schülerinnen und Schüler im Alter von 10 bis 17
Jahren ab Januar 2022 das sogenannte Middle Years Programme
absolvieren. Nach weiteren vier Jahren ist ein Übergang zum Diploma
Programme möglich, das einen hochwertigen Bildungsabschluss verspricht
und den Zugang zu den besten Universitäten der Welt ermöglichen kann.

"Auf dieses Ziel haben wir seit Monaten hingearbeitet. Wir bieten
unseren Schützlingen großartige Bildungsperspektiven und sind fortan
Teil des IB-Systems - wir können daher mit Sicherheit sagen, dass wir
auf dem richtigen Weg sind. IB hat unserer Bewerbung zugestimmt und
somit die Hochwertigkeit und das Potenzial unserer Schule, unseres
Bildungskonzepts sowie unserer Erweiterungs- und Verbesserungspläne
für die kommenden Monate anerkannt", so der Leiter des Bildungsteams
von Still I Rise, Michele Senici, der die Zusammenarbeit mit der
International Baccalaureate Organisation schon von Beginn an
koordiniert.

Was ist das IB? Im Rahmen des International Baccalaureate sollen
Schülerinnen und Schüler zu neugierigen, bewussten und aufmerksamen
jungen Menschen heranwachsen, die durch interkulturelles Verständnis
und gegenseitigen Respekt dazu beitragen können, eine bessere und
friedlichere Welt zu schaffen. IB ist eine gemeinnützige Organisation,
die mit Schulen, Regierungen und internationalen Organisationen
zusammenarbeitet, um ansprechende internationale Bildungsprogramme mit
strengen Kriterien zu entwickeln. Diese Programme sollen Schülerinnen
und Schüler weltweit dazu anregen, aktiv und solidarisch zu handeln
und ihren Mitmenschen und deren Ansichten stets mit Respekt zu
begegnen. Die IB-Bildungszyklen gehören zu den renommiertesten und
kostspieligsten der Welt und werden insbesondere an Schulen angeboten,
die von Kindern hochrangiger Diplomaten, Politiker und Unternehmer
besucht werden.

Warum hat sich Still I Rise für das IB entschieden? Still I Rise ist
der festen Überzeugung, dass Bildung eine transformative Kraft birgt
und den Schlüssel zu einer gerechteren und faireren Welt darstellt.
Mit dem Ziel, die aus den unterschiedlichen wirtschaftlichen
Möglichkeiten von Familien resultierende erhebliche Kluft im
Bildungssystem zu schließen, bietet Still I Rise in seinen
internationalen Schulen kostenlos qualitativ hochwertige
Bildungsprogramme für geflüchtete und anderweitig schutzbedürftige
Schülerinnen und Schüler an, die sich dies ansonsten nicht leisten
könnten. Mit der Möglichkeit eines IB-Diploms wird das bereits
umfangreiche Angebot weiter verbessert und den Schülerinnen und
Schülern fortan einer der weltweit besten Bildungswege eröffnet,
dessen ganzheitlicher Ansatz nahtlos an die in den Schulen von Still I
Rise verfolgte Philosophie anknüpft.

Einzelheiten und Zahlen - Sobald das Programm voll angelaufen sein
wird, werden etwa 280 Schülerinnen und Schüler an der Still I Rise
International School in Nairobi das IB-Bildungsprogramm absolvieren
können. Derzeit eingeschrieben sind 137 Schülerinnen und Schüler, von
denen 49% die kenianische Staatsangehörigkeit besitzen und 51% einen
Flüchtlingsstatus haben - hiervon stammen 14% ursprünglich aus der
Demokratischen Republik Kongo, 10% aus Somalia, 8% aus Südsudan, 7%
aus Burundi, 6% aus Äthiopien, 4% aus Uganda und 3% aus Ruanda.

Aktuell ist ein sogenanntes Preparatory Year im Gange, das vom
Bildungsteam von Still I Rise entwickelt wurde, um das Ausgangsniveau
der Schülerinnen und Schüler an die hohen Standards anzugleichen, die
das im Januar 2022 anlaufende IB-Bildungsprogramm vorsieht. Jedes Kind
verbringt fast 60 Stunden pro Woche in der Schule, wobei 30 Stunden
der schulischen Bildung und 30 Stunden der Freizeitgestaltung und der
Stärkung sozialer Kompetenzen gewidmet sind. Täglich werden sechs
verschiedene Kurse im Rahmen von insgesamt 54 Tagesmodulen angeboten
und von den zwölf Lehrkräften der Organisation geleitet.

Zu den Unterrichtsfächern des Middle Years Programme gehören unter
anderem Literatur, Gesellschaftskunde, Mathematik,
Naturwissenschaften, Sport und Gesundheitserziehung, Fremdsprachen,
Kunst und Zeichnen. Gleichzeitig sind jedoch auch die Besonderheiten
der lokalen Kultur ein wichtiger Bestandteil des didaktischen
Angebots. Lokale Aspekte schlagen sich auch in der Zusammensetzung des
Lehrkörpers und des sonstigen Personals der Schule nieder, das aus 82%
aus Kenianerinnen und Kenianern besteht. Die Lehrkräfte werden
spezifisch und kontinuierlich geschult, damit sie ihre Lehrmodule an
dem vom IB geforderten hohen Unterrichtsniveau ausrichten können.

"In den kommenden Monaten werden wir alle noch viel lernen müssen. Wir
werden darauf hinarbeiten, uns zunehmend an der IB-Philosophie
auszurichten, damit wir künftig nicht nur den geforderten Lehrplan,
sondern auch die Abschlussprüfung und das Diplom anbieten können",
erklärt Michele Senici. "Als Leiter des Bildungsteams sowie
Verantwortlicher für die Vorbereitung der Schule für dieses neue
Projekt und für die Ausarbeitung unseres pädagogischen und politischen
Konzepts sowie unserer Leitlinien kann ich nicht einmal in Worte
fassen, wie glücklich mich dieser Schritt macht. Mir wird nun noch
deutlicher, welches Ausmaß diese Revolution hat, die wir hinaus in die
Welt tragen. Dabei kümmern wir uns um einen der schönsten und
wichtigsten Aspekte überhaupt - die Bildung junger Menschen".


Anmerkung:

[1] https://www.stillirisengo.org/en/news/kenya-ib/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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Abhören ohne Grenzen

Dänische Abhörattacken auf Berlin sind Teil eines US-geführten globalen
Spionagesystems, von dem auch der BND profitiert.



KOPENHAGEN/WASHINGTON/BERLIN - Die kürzlich publik gewordene
Ausspionierung der Bundesregierung durch Dänemarks Geheimdienst fügt den
bislang bekannten Umrissen der weltumspannenden westlichen Spionage ein
weiteres Mosaikteil hinzu. Schon vor Jahren haben Unterlagen des
Whistleblowers Edward Snowden gezeigt, dass der US-Dienst NSA mit
Partnerdiensten in aller Welt kooperiert, um direkten Zugriff auf
Internetknotenpunkte zu erhalten und den dort durchgeleiteten Datenverkehr
umfassend zu durchsuchen. Zudem hat sich gezeigt, dass der BND von der
Kooperation profitiert und seinerseits Regierungsmitglieder selbst
verbündeter Staaten ausspioniert. Dass der dänische Militär- und
Auslandsgeheimdienst unter anderem Bundeskanzlerin Angela Merkel und den
damaligen Außenminister Frank-Walter Steinmeier abgehört hat, bestätigt,
dass gegenseitiges Ausforschen im Westen gang und gäbe ist - auch wenn
Russland als Hauptziel der Abhörmaßnahmen in Dänemark gelten kann. Das von
der NSA geführte Spionagenetz, von dem auch der BND profitiert, umfasst
sämtliche Kontinente. Inzwischen besitzt auch der BND selbst erheblich
ausgeweitete Spionagekompetenzen.

Spionage auf Gegenseitigkeit

Hintergrund der aktuellen Berichte über die Zuarbeit Dänemarks beim
Ausspionieren deutscher Stellen inklusive der Bundesregierung ist ein
weltweit in Gang gesetztes Abhörprogramm des US-Militärgeheimdiensts NSA,
das durch Angaben des Whistleblowers Edward Snowden im Jahr 2013 bekannt
wurde. Das Programm, das in internen NSA-Unterlagen "RAMPART-A" genannt
wird, sieht eine Kooperation mit einzelnen Partnerstaaten vor. Dabei
gewährt der Partnerstaat Zugriff auf wichtige Internetknotenpunkte, über
die besonders große Mengen an Datenverkehr abgewickelt werden; dort werden
umfassend Daten abgezapft. Diese werden anschließend mit einer eigens von
der NSA entwickelten Analysesoftware ("XKeyscore") auf spezielle Inhalte
durchforstet. Dabei macht die NSA den Geheimdiensten der Partnerstaaten die
Gewährung des Zugriffs auf die Internetknotenpunkte mit dem Argument
schmackhaft, sie dürften im Gegenzug die NSA-Software für ihren eigenen
Spionagebedarf nutzen. Zudem wird ihnen zugestanden, Personen aus dem je
eigenen Land nicht ausspionieren zu müssen; dies ist Auslandsgeheimdiensten
gesetzlich oft nicht erlaubt. Interne NSA-Dokumente vermerken allerdings
explizit, zu dieser Bestimmung gebe es nicht näher spezifizierte
Ausnahmen.[1]

Weltumspannendes Ausforschen

Die 2013 von Snowden zugänglich gemachten NSA-Unterlagen belegen zum einen,
dass im Rahmen von "RAMPART-A" praktisch jegliche Kommunikation abgehört
werden kann - neben Telefongesprächen auch der Fax-, E-Mail- und
Chatverkehr sowie weitere digitale Formen der Kommunikation. Das
Zugriffsvolumen wurde damals auf 3 Terabit pro Sekunde beziffert - eine
Datenmenge, die, wenn man sie dauerhaft speichern wollte, jeden Tag rund
362 Millionen handelsübliche CD-Roms füllen würde.[2] Zum anderen geht aus
den Unterlagen hervor, dass mindestens 13 Internetknotenpunkte in
"RAMPART-A" einbezogen waren; davon wurden mindestens neun im Jahr 2013
aktiv angezapft. Mit welchen Staaten die NSA im Rahmen ihres Programms
kooperierte, war damals nicht klar; für Deutschland wie für Dänemark lagen
aber aussagekräftige Indizien vor. Bekannt ist eine Liste, die
"Partnerländer" nennt - neben den US-Verbündeten im Rahmen des
Spionageverbundes "Five Eyes" [3] 33 weitere Staaten, zu denen diverse
Länder Afrikas (Äthiopien), der arabischen Welt (Algerien, Saudi-Arabien),
Südasiens (Indien, Pakistan) sowie Ost- und Südostasiens (Japan, Südkorea,
Taiwan, Singapur) zählen.[4] Welche von ihnen mit der NSA beim Anzapfen des
globalen Internetverkehrs kooperieren, ist weiterhin unbekannt.

Abhören unter Freunden (I)

Bekannt ist allerdings seit Jahren die einschlägige Kooperation des
Bundesnachrichtendiensts (BND) mit der NSA. Grundlage war eine Vereinbarung
vom 28. April 2002, die - basierend auf einer Grundsatzentscheidung des
damaligen Kanzleramtschefs Frank-Walter Steinmeier - die Zusammenarbeit der
beiden Spionagebehörden regelte.[5] In der Praxis zapfte der BND vor allem
den Internetknotenpunkt De-Cix in Frankfurt am Main an, den größten
Internetknoten weltweit; dort abgegriffene Kommunikationsdaten wurden
durchsucht und an die NSA weitergeleitet. Dabei hat der deutsche
Auslandsgeheimdienst, entsprechend den Prinzipien von "RAMPART-A", auch
selbst spioniert und, wie 2015 bekannt wurde, nicht zuletzt
Regierungsstellen seiner engsten Verbündeten abgehört. Betroffen waren
unter anderem hochrangige Beamte des Élysée-Palasts und der französische
Außenminister, Regierungsstellen etwa Österreichs sowie in Wien ansässige
internationale Organisationen, unter ihnen die Internationale
Atomenergie-Organisation (IAEO).[6] Ausgeforscht wurde Berichten zufolge
nicht zuletzt Österreichs Inlandsgeheimdienst BVT.[7] Klaus-Dieter
Fritsche, der damals erst als Geheimdienstkoordinator, dann als
Beauftragter für die Nachrichtendienste im Kanzleramt zuständig war, hat
das BVT später, 2019, "beraten".[8]

Abhören unter Freunden (II)

Nicht anders als der BND ist offenkundig auch der dänische Militär- und
Auslandsgeheimdienst Forsvarets Efterretningstjeneste (FE) in seiner
Kooperation mit der NSA vorgegangen, für die laut Berichten eigens ein
Rechenzentrum in der Abhörstation Sandagergård südlich von Kopenhagen
eingerichtet wurde. Das geht aus einem Bericht hervor, der in Kopenhagen
schon 2015 erstellt wurde, aber strikter Geheimhaltung unterlag. Im
vergangenen Sommer kam dank Whistleblowern heraus, dass dabei auch dänische
Bürger und die Regierung des Landes ausspioniert wurden, vor allem die
Ministerien für Finanzen und für Äußeres.[9] Jetzt wurde zusätzlich
bekannt, dass die Abhörmaßnahmen auch einflussreichen Politikern und sogar
Regierungsmitgliedern außerhalb Dänemarks galten. Genannt werden etwa
hochrangige Politiker aus Schweden, Norwegen sowie Frankreich - sämtlich
enge EU- und/oder NATO-Verbündete. Systematisch ausspioniert haben FE und
NSA demnach auch den SPD-Politiker Peer Steinbrück, Kanzlerkandidat im Jahr
2013, außerdem die Bundesregierung, speziell Außenminister Frank-Walter
Steinmeier sowie Bundeskanzlerin Angela Merkel.[10] Die hauptsächliche
Aufmerksamkeit dürfte in Kopenhagen freilich anderen Zielen gegolten haben:
Über die dänische Hauptstadt laufen Internetkabel aus Russland.

Einer den anderen

Die Bundesregierung gibt sich in öffentlichen Reaktionen pflichtschuldig
empört, lässt allerdings keine Konsequenzen folgen. In der Tat beruht das
von der NSA betriebene und vom BND wie vom FE mitgetragene Spionagesystem
darauf, dass unter den Verbündeten der Vereinigten Staaten einer den
anderen ausforscht: Es sei so konstruiert, dass "die Kommunikation
deutscher Bürger abgefangen wird, wenn sie über Dänemark läuft, und
diejenige dänischer Bürger, wenn sie durch Deutschland führt" - so hatte es
bereits vor Jahren Edward Snowden beschrieben.[11] Dabei beziehen alle
Beteiligten sogar die Regierungsspitzen ihrer Verbündeten in die
Ausforschung ein. Offen ist allenfalls die Frage, welche Staaten sonst noch
aktiv in das System eingebunden wurden.

Mehr Spionagebefugnisse denn je

Mittlerweile hat auch der BND selbst erheblich ausgeweitete
Spionagekompetenzen erhalten. So darf er laut dem im März verabschiedeten
neuen BND-Gesetz, wie Kritiker konstatieren, "riesige Datenmassen abhören"
[12] - dem Wortlaut des Gesetzes zufolge bis zu "30 Prozent der
Übertragungskapazität aller global bestehenden Telekommunikationsnetze".
Dabei darf er künftig auch auf Kommunikationsdaten deutscher Bürger
zugreifen, sofern es sich nicht um "individuelle Kommunikationen von
natürlichen Personen" handelt. Schließlich besitzt er jetzt die Befugnis,
Kommunikationsanbieter zu hacken, "auch ohne deren Wissen"; das betrifft
auch große Konzerne "inklusive Google, Apple, Facebook, Amazon und
Microsoft", die riesige Massen persönlicher Daten gespeichert haben.[13]
Damit steht das globale Internet dem BND endgültig offen.
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KRIEG/1794: NATO - erst sichern, dann was? ... (SB)



FCAS ist nicht eines unter vielen Rüstungsprojekten, sondern es
ist das strategische Projekt im Bereich der militärischen Luftfahrt.
Und ob wir in diesem Bereich in Zukunft auch eine europäische
Souveränität gewährleisten können, entscheidet sich auch daran, ob
dieses Projekt zum Erfolg führt. [...] Wir haben im Moment die Situation
[...], dass das FCAS auch im Haushalt als Projekt der Bundeswehr
abgebildet ist. Bis FCAS aber einen militärischen Nutzen erzielt, wird
es noch Jahre, vielleicht Jahrzehnte hinweg dauern. Bis dahin sind
viele Milliarden Euro an Forschung und Entwicklung notwendig und für
mich wäre es wichtig, dieses Projekt jetzt einmal aus der reinen
Finanzierungsverantwortung der Bundeswehr herauszunehmen und die
ganzen Forschungs- und Entwicklungsausgaben über einen anderen Topf zu
finanzieren, damit das nicht zu [...] Verdrängungseffekten in den
Streitkräften führt.

CSU-Bundestagsabgeordneter Reinhard Brandl [1]



Mag auch der Vormarsch deutscher Soldatenstiefel nicht nur am
Hindukusch arg aus dem Tritt gekommen sein, tut das den nach
Weltgeltung strebenden Ambitionen eines eigenständigen Militarismus
doch keinen Abbruch. Die ihrerseits schlingernde Wirtschaftshegemonie
bedarf einer Unterfütterung mit Waffengewalt, deren Potential das
letztgültige Argument in der Durchsetzung globalisierter Raubzüge
bleibt. Wie die hiesige Exportwirtschaft die Europäische Union
braucht, um in ihr und mit ihr zu wildern, bedarf die Bundeswehr der
NATO, um im Schutz des Nordatlantischen Bündnisses nach eigenen
Maßgaben in eine führende Position hineinzuwachsen. Sich zusammen mit
Bündnispartnern, doch zugleich in Konkurrenz zu ihnen über andere
herzumachen, ist zwangsläufig ein Vorhaben, dessen äußere und innere
Widersprüche für heftige Unwuchten sorgen. Schienen diese noch vor
wenigen Jahren eher randläufig und organisch auszusteuern zu sein, so
eskalieren längst die Konflikte nicht nur mit den finalen Gegnern
Russland und China, sondern auch innerhalb der EU und der NATO.

Die alles verschlingende Existenz- und Wirtschaftsweise treibt
Zerstörungsprozesse voran, deren exponentiell wachsende
Geschwindigkeit die Fristen dramatisch schrumpfen lässt, innerhalb
derer sich der permanente Kriegszug in planbar anmutenden Etappen
konzipieren ließ. Da nun eine Krise die andere jagt und kulminierend
die Weltlage verschärft, zeichnet sich immer deutlicher ab, dass die
multiple Krisenhaftigkeit nicht die Ausnahme ansonsten geordneter und
kontinuierlicher Entwicklungsprozesse, sondern unter der Voraussetzung
exzessiver Verstoffwechselung deren innerstes Wesen ist. Ein Haus
niederzubrennen, um sich daran zu wärmen und geplünderte Beutestücke
am Spieß zu braten, mag aus der Gewaltperspektive marodierender Banden
wie eine höchst effektive und endlos ausbaufähige Überlebensstrategie
anmuten. Aus Sicht ihrer zahllosen Opfer und deren zerstörten
Auskommensmöglichkeiten stellt sich das zwangsläufig als Dauerzustand
von Drangsalierung, Not und Vernichtung dar.

Die wegweisenden Strategiepapiere "Neue Macht. Neue Verantwortung"
(2013) und "Weißbuch" (2016) sahen vor, dass die US-Amerikaner
sukzessive aus dem Nahen Osten abziehen, um sich voll und ganz der
Einkesselung Chinas zu widmen, während die Deutschen nachrücken und
den Druck auf Russland und dessen Verbündete erhöhen. War das
übermächtige Waffenarsenal der USA und deren Bereitschaft, unablässig
Krieg in aller Welt zu führen, der Schutzschirm aufschließender
deutscher Ambitionen, so sollte die Bundesrepublik Zug um Zug aus
diesem Schatten heraustreten und den Sprung zur eigenständigen
Militärmacht machen. Zugleich sollte der Aufbau einer europäischen
Verteidigungsunion vorangetrieben und sogar eine europäische atomare
Abschreckung organisiert werden.

Diese fließende Wachablösung wird konzeptionell weiterverfolgt, doch
hat sich inzwischen der Mangel weltweit derart verschärft, dass die in
solchen Verläufen nahezu unvermeidlich hervorbrechenden
nationalistischen Rettungsversuche zu Lasten jeglicher Konkurrenz
vielerorts präferiert werden. Die größte Wucht entwickelten dabei die
USA, als sie unter der Trump-Regierung auf eine vorgezogene Eröffnung
des Machtkampfs setzten, welcher der finalen Schlacht vorausgeht. Noch
ist Washington dank seiner militärischen Übermacht in der Lage, allen
anderen Regierungen seinen Willen aufzuzwingen oder zumindest enormen
Druck aufzubauen.

Die auch der Bundesrepublik abverlangten höheren Aufwendungen für die
Streitkräfte in Richtung des Zwei-Prozent-Ziels der NATO sind den
Protagonisten deutscher Aufrüstung höchst willkommen. Sie können nun
unter simuliertem Zähneknirschen und Verweis auf die
Bündnisverpflichtungen kräftig nachlegen. Was aber eine sukzessive und
geordnete Wachablösung betrifft, kann davon aus verschiedenen Gründen
kaum noch die Rede sein. Von den erratischen Manövern der USA ganz
abgesehen sind die zeitlichen Dimensionen und erhofften Kontinuitäten
derart durcheinandergeraten, dass der hiesige Imperialismus taumelt,
aber um so verbissener die Parade in Reih und Glied exerziert. So
erfreulich der Sand im Getriebe der Kriegsmaschine anmuten mag,
besteht doch nicht der geringste Anlass, ihre Vorhaben und
Gefährlichkeit in Abrede zu stellen oder zu unterschätzen.

Denn die westlichen Mächte forcieren ihren ideologischen, ökonomischen
und militärischen Druck insbesondere auf China. Im Trommelfeuer der
Propaganda, unter Verhängung von Sanktionen, mittels Handelskrieg und
waffenstarrenden Provokationen in der unmittelbaren Peripherie soll
die aufstrebende östliche Weltmacht totgerüstet und in die Knie
gezwungen werden, ehe sie den Vereinigten Staaten über den Kopf
gewachsen ist und sie als Hegemon abgelöst hat. Deutschland und die EU
würden das Feld gerne offenhalten, um transatlantisch zu marschieren,
aber zugleich wirtschaftlich von der am schnellsten wachsenden
Volkswirtschaft und deren riesigem Binnenmarkt zu profitieren. Doch
die US-Regierung ist sich im Klaren darüber, dass die Uhr für sie
tickt, und will nicht zulassen, dass die Europäer eigenständig
erstarken, bis sie womöglich die Seiten wechseln. Deshalb drängt die
US-Administration die Verbündeten mit brachialen Mitteln, Farbe zu
bekennen und sich unverzüglich dem Feldzug anzuschließen. Volle
Dominanz der USA oder Untergang lautet die Ratio Washingtons, eine
andere Option gibt es nicht.


Strategieentwürfe deutscher Hegemonialmacht

Ein Strategiepapier des deutschen Verteidigungsministeriums von 2018
entwirft Szenarien für die gesellschaftliche Entwicklung und die
daraus resultierenden Anforderungen an die Bundeswehr. Wie aus der
"Strategischen Vorausschau 2040" hervorgeht, hält man ein
Auseinanderbrechen der EU und eine Welt in zunehmendem Chaos in den
nächsten Jahrzehnten für denkbar. In dem vertraulichen Dokument
spielen die Streitkräfte durch, wie gesellschaftliche Trends und
internationale Konflikte die deutsche Sicherheitspolitik in den
nächsten Jahrzehnten beeinflussen könnten.

Die Studie geht in dem Szenario "Die EU im Zerfall und Deutschland im
reaktiven Modus" von einer "multiplen Konfrontation" aus. Beschrieben
wird eine Welt, in der die internationale Ordnung nach "Dekaden der
Instabilität" erodiert, die Wertesysteme weltweit auseinanderdriften
und die Globalisierung gestoppt ist: "Die EU-Erweiterung ist
weitgehend aufgegeben, weitere Staaten haben die Gemeinschaft
verlassen. Europa hat seine globale Wettbewerbsfähigkeit verloren."
Und weiter: "Die zunehmend ungeordnete, zum Teil chaotische und
konfliktträchtige Welt hat das sicherheitspolitische Umfeld
Deutschlands und Europas dramatisch verändert." Die von
Wissenschaftlern des Bundeswehrplanungamtes erstellten Simulationen
stellen zwar ausdrücklich keine Prognosen dar, werden aber dennoch
"mit dem Zeithorizont 2040" für "plausibel" erachtet.

Angesichts dieser möglichen Verwerfungen im europäischen Umfeld und in
den globalen Bündnisstrukturen läuft die Quintessenz der strategischen
Studie auf ein Szenario hinaus, in dem Deutschland auf sich allein
gestellt seine Interessen durchzusetzen versucht und die Anstrengungen
forciert, zu einer Hegemonialmacht aufzusteigen. Dem widerspricht
keineswegs, dass die Bundesregierung bislang stets darauf gedrängt
hat, die eigenständige europäische Militärstrategie im Gleichschritt
mit den Bündnisverpflichtungen im Rahmen der NATO zu entwickeln und
auszubauen. Der unerhörte Kraftakt, wie er nun auf die Tagesordnung
gesetzt werden soll, kommt ohne die maximale Vernutzung der
Raubkumpanen nicht aus, bis endlich die Stunde der neuen Führerschaft
schlägt.


Kriegführung nach außen und innen

Diese Ambitionen, ökonomische Stärke mit entsprechender Waffengewalt
zu verbinden, laufen auf eine zweifache Kriegführung hinaus. Zum einen
soll eine aufgerüstete Bundeswehr befähigt werden, im eskalierenden
Konkurrenzkampf um Einflußsphären, Rohstoffe, Handelswege und
Absatzmärkte weltweit mitzumischen. Zum anderen wird der soziale Krieg
gegen die eigene Bevölkerung massiv verschärft, da die Finanzierung
der gewaltigen Rüstungsprojekte nur durch eine gravierende
Umverteilung der Haushaltsmittel möglich wäre. Das ideologische
Kernversprechen der deutschen Klassengesellschaft, selbst als
subordinierter Mitläufer der Räuberbande allemal besser als jegliche
Opfer der auswärtigen Raubzüge dazustehen, wird auf eine harte Probe
gestellt.

Die unverzichtbare Beteiligung an den Herrschaftsverhältnissen auch da
auszutarieren, wo der soziale Abstieg vom Gegenteil gesellschaftlicher
Verheißungen zeugt und Widerstand aufbrechen könnte, nötigt der
politischen Führung des Landes akrobatische Täuschungsmanöver ab. Die
banale Rechnung, was all diese militärischen Vorhaben kosten werden
und wer die Zeche am Ende bezahlen soll, bleibt gewissermaßen ein
offenes Geheimnis, das durch zahllose Sprachregelungen,
Fragmentierungen, Euphemismen und Auslassungen bis zu Unkenntlichkeit
verzerrt und verschleiert wird. Eine breite antimilitaristische
Bewegung war vorgestern und soll nie wieder erstarken, ein
Brückenschlag ihrer verbliebenen Reste zu jungen Massenbewegungen wie
etwa jener für Klimagerechtigkeit verhindert werden.

Alle Komponenten der Aufrüstung zusammenzudenken und zusammenzurechnen
wird tunlichst vermieden, indem das Zwei-Prozent-Ziel der NATO, die
Intervention in Afghanistan, Afrika und Nahost, die sogenannte
Landesverteidigung gegen Russland und China oder gemeinsame
europäische Rüstungsprojekte jeweils für sich diskutiert und gleichsam
im Talkshowformat personifiziert und verwurstet werden. Dass die
Gefahren wachsen, Deutschland nicht länger am Rand stehen solle, alle
Truppenteile dringend Bedarf anmelden, Europa nicht in die Binsen
gehen dürfe und man deshalb viel Geld in die Hand nehmen müsse, wird
durchaus heftig debattiert, aber doch bitte im Tenor "unserer"
Sicherheit und Freiheit, die eben ihren Preis habe, der dann doch im
Ungefähren bleibt.


Krisen sind das Lebenselixier der Rüstungsbranche

Während Hiobsbotschaften vom drohenden Niedergang der Weltwirtschaft
die Runde machen und selbst ein Ende der globalisierten Ökonomie mit
katastrophalen Folgen als apokalyptisches Szenario nicht gänzlich
ausgeschlossen wird, feiert eine Branche entgegen dem Trend
Hochkonjunktur. Ist von einem kaum noch abzuwendenden Sturz der
deutschen Konjunktur in die Rezession die Rede, so gilt das nicht für
die Rüstungsindustrie, deren Nachfrage weltweit steigt. Krisen und
Kriege sind ihr Geschäft, weshalb sie ein Ausblick auf die wachsenden
Spannungen an zahlreichen Schauplätzen mit großer Zuversicht erfüllt,
dass für sie goldene Zeiten angebrochen sind. Überall wächst die
Furcht, im erbitterten Ringen um Einfluss und Ressourcen auf einem
Planeten, den die sich auswachsende Klimakrise dramatisch verändert,
den Kürzeren zu ziehen. In der menschheitsgeschichtlichen Entwicklung
legte überlegene Waffengewalt stets das Fundament von Herrschaft und
Dominanz, so dass Aufrüstung untrennbar mit einem bellizistischen
Konkurrenzkampf verschränkt ist, in dem man niemals genug haben kann.
Nachholbedarf heißt das Zauberwort, das mit der Drohung des Feindes
argumentiert und die Essen der Rüstungsschmieden zur Weißglut erhitzt.

Drei Säulen sind es, auf denen das Himmelsstreben der einheimischen
Produzenten von Kriegsgerät gründet. Zum ersten ist der wachsende
Verteidigungshaushalt zu nennen, der in Annäherung an das zum
Heilsversprechen glorifizierten Zwei-Prozent-Ziel der NATO enorme
Zuwächse verspricht und auf eine Verdoppelung des Kriegsetats
hinauslaufen dürfte. Als zweite Säule fungiert die Aufrüstung der EU
unter deutsch-französischer Führung, die immens teure Projekte
vorsieht, welche die beteiligten Konzerne auf Jahre hinaus großzügig
alimentieren. Und drittens mischt die deutsche Sparte dank ihrer
vielerorts begehrten Erzeugnisse in zahlreichen Ländern mit, wobei
diverse Formen der Zusammenarbeit mit deren einheimischen Produzenten
praktiziert und im Zweifelsfall auch deutsche Ausfuhrverbote durch
auswärtige Tochterunternehmen umgangen werden.


Schulterschluss der Platzhirsche

Deutschland und Frankreich, nach dem Abgang der Briten die
unangefochtenen Führungsmächte Europas, treiben den Ausbau einer
eigenständigen europäischen Streitmacht voran. Nachdem sich London in
der Vergangenheit unter Verweis auf die enge Partnerschaft mit
Washington und den ausschließlichen Vorrang der NATO als Bremsklotz
betätigt hatte, steht dem ambitionierten Vorhaben der Achse
Berlin-Paris zumindest in dieser Hinsicht nichts mehr Wege. So sehr
Donald Trumps "America first" das Gefüge des transatlantischen
Bündnisses erschüttert hatte, reagieren Macron und Merkel mit ihren
militärstrategischen Einlassungen zwar auf aktuelle geopolitische
Verwerfungen, doch handelt es sich keineswegs um Weichenstellungen,
die ad hoc getroffen werden. Der Auf- und Ausbau gesamteuropäischer
Waffengewalt ist vielmehr ein langgehegtes Vorhaben, das seit
Jahrzehnten geplant und seit Jahren realisiert wird, auch wenn die
Umsetzung mit den ursprünglichen Zeitvorstellungen nicht Schritt
halten kann.

Die Anfänge derartiger Überlegungen liegen weit in der Vergangenheit.
So waren heutige EU-Mitgliedstaaten 1954 mit dem Versuch gescheitert,
über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) eine Europa-Armee
zu gründen. Danach war jahrzehntelang eine gemeinsame
Verteidigungspolitik auf europäischer Ebene kein offizielles Thema
mehr. Im Vertrag von Maastricht wurde 1992 die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik der EU konstituiert. Aus verschiedenen Gründen wie
der Neutralität einiger Mitgliedstaaten oder dem ungeklärten
Verhältnis der EU zur NATO konnte die gemeinsame Verteidigung jedoch
bisher kaum verwirklicht werden. Für die Durchführung europäischer
Militärmissionen war man stets auf die NATO und somit auch auf die
Mithilfe der USA angewiesen. Seit Anfang des Jahres 2000 wurde
indessen immer wieder über den Aufbau einer europäischen Armee
diskutiert und deren Realisierung gefordert.

Die Abhängigkeit von Washington soll durch die Stärkung der eigenen
Fähigkeiten gemindert werden. Die Ende 2016 ins Leben gerufene
Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (Permanent Structured
Cooperation - PESCO) gilt als erster Schritt hin zu einer weitgehend
gemeinsamen Verteidigungspolitik der EU-Mitgliedsstaaten. Frankreichs
Präsident Emmanuel Macron forderte eine "echte europäische Armee", die
zur Verteidigung gegen Russland und China unabdingbar sei.
Bundeskanzlerin Angela Merkel unterstützte diese Pläne, wobei sie
allerdings von einer "Vision" sprach, die sich in absehbarer Zeit kaum
verwirklichen lassen dürfte. Beide wollen im Groben dasselbe, haben
aber tendentiell unterschiedliche Vorstellungen hinsichtlich der
Schrittfolge und des letztendlichen Ausmaßes der Entscheidungsmacht in
Händen der EU.

Macron nahm anlässlich der Gedenkfeierlichkeiten zum 100. Jahrestag
des Endes des Ersten Weltkriegs im November 2018 die Gelegenheit wahr,
die Kriege von morgen ins Visier seines Feldherrnblicks zu nehmen. Er
forderte abermals den Aufbau einer eigenständigen europäischen Armee,
denn ohne eine "wahre europäische Armee" könnten sich die Europäer
nicht verteidigen. Mit Blick auf "Russland, das an unseren Grenzen
steht und das zur Bedrohung werden könnte", dürften sich die Europäer
"nicht allein auf die USA verlassen". Macron begründete seine
Forderung mit der Warnung vor "autoritären Mächten, die an den Grenzen
Europas aufsteigen und die sich wieder bewaffnen". Europa müsse sich
verteidigen "mit Blick auf China, auf Russland und sogar auf die USA",
erweiterte er das Spektrum möglicher Aggressoren um die Führungsmacht
der NATO. Der von US-Präsident Donald Trump angekündigte Rückzug aus
dem INF-Abrüstungsvertrag mit Russland sei eine Gefahr für Europa, so
der französische Staatschef: "Wer ist das Hauptopfer?", fragte Macron
und gab selbst die Antwort: "Europa und seine Sicherheit."


Deutsch-französische Superwaffenträume

Die massive europäische Aufrüstung wurde von Merkel und Macron bereits
2017 in einer beiderseitigen Regierungserklärung vereinbart. Im
Zentrum steht eine neue Generation von Flugobjekten, doch geht es auch
um Kampfpanzer und Artilleriesysteme. So sollen bis 2035 neue
Kampfpanzer produktionsreif sein und die Leopard 2 der Bundeswehr
sowie die Leclerc-Panzer der französischen Armee ersetzen. Mit dem
MGCS (Main Ground Combat System) soll ein Hightechsystem entwickelt
werden, bei dem Robotik und Waffen wie Hochgeschwindigkeitsraketen
eine entscheidende Rolle spielen. Dieses neue Waffensystem soll zum
Standardpanzer in Europa werden, um die Vielzahl der Panzertypen
abzuschaffen. Bei Krauss-Maffei Wegmann (KMW) rechnet man in den
nächsten 25 bis 30 Jahren in Europa mit einem Bedarf von 5.000
Kampfpanzern im Wert von 75 Milliarden Euro. Aus diesem Grund sind KMW
und der französische Hersteller Nexter bereits 2015 zur Firma KNDS
fusioniert, um das neue System herzustellen. Mit im Boot ist auch der
Kanonenhersteller Rheinmetall.

Für die Entwicklung der neuen Generation von Artilleriesystemen ist
eine Projektstudie in Arbeit. Ziel ist es, ein Artilleriesystem
herzustellen, das bis 2040 die Mörser und Mehrfachraketenwerfer der
Bundeswehr ablösen soll. KMW schätzt das Umsatzvolumen für
Artilleriesysteme in Europa bis 2050 auf 25 Milliarden Euro. Auch hier
werden Nexter, KMW und Rheinmetall die Hersteller sein. Da bei solchen
Großprojekten die ursprünglich veranschlagten Kosten in aller Regel
explodieren, aber niemand die Notbremse ziehen will, können die
Rüstungsschmieden vermutlich mit noch höheren Umsätzen rechnen, die
letzten Endes aus dem Steueraufkommen der Staaten finanziert werden.

So milliardenschwer diese Systeme sein mögen, sind sie doch wiederum
nur ein Teil der unter deutsch-französischer Führung forcierten
Militarisierung der EU. Eine gemeinsame Kriegskasse soll eingerichtet
werden, über eine EU-Armee wird diskutiert, und die "Ständige
Strukturierte Zusammenarbeit" der EU-Mitgliedstaaten im Wehrbereich
(PESCO) ist auf den Weg gebracht. Für den Verteidigungsfonds sind im
Haushaltsentwurf der EU von 2021 bis 2027 insgesamt 13 Milliarden Euro
vorgesehen, um damit grenzübergreifende Rüstungsprojekte mit einem
Zuschuss von 20 Prozent zu fördern. Das würde Beschaffungsausgaben von
bis zu 65 Milliarden Euro generieren. Die Vorsitzende der
EU-Kommission, Ursula von der Leyen, strebt sogar einen 100 Milliarden
Euro umfassenden EU-Verteidigungsfonds an.

Im Rahmen von PESCO haben sich 25 Mitglieder bisher auf 47
militärische Projekte verständigt. Ein Großprojekt ist die zehn Tonnen
schwere und bewaffnete Eurodrohne, bei deren Herstellung Airbus mit
einem Anteil von etwa 50 Prozent führend ist. Neben Deutschland und
Frankreich haben inzwischen auch Italien und Spanien konkretes
Interesse an der Beschaffung der Eurodrohne bekundet. Im Gespräch sind
bislang insgesamt 63 Eurodrohnen, für die die Industrie 9,8 Milliarden
fordert, während die Regierungen sechs bis sieben Milliarden Euro
bieten.


Luftkampfsystem FCAS als "Leuchtturmprojekt"

Herzstück der gemeinsamen Aufrüstung ist das Luftkampfsystem FCAS
(Future Combat Air System), welches von 2040 an einsatzfähig sein
soll. Das Rüstungsprojekt ist weit mehr als nur ein Kampfflugzeug der
neuen Generation, da es sich um ein Gesamtsystem handelt. Eurofighter
und Rafale werden in 20 Jahren ausgedient haben und sollen durch eine
Neuentwicklung abgelöst werden, die als "System der Systeme"
bezeichnet wird, weil Waffen in der Luft, im Wasser und an Land wie
auch in Weltraum und Cyberraum zusammengeführt werden. Dieser Verbund
soll ein bemanntes oder unbemanntes Kampfflugzeug, Kampfdrohnen, einen
Drohnenschwarm, Aufklärungs-, Transport - und Tankflugzeuge,
Satelliten, AWACS-Maschinen und Schiffe umfassen.

Bei der Entwicklung von Drohnenschwärmen, die nach Einschätzung von
Experten künftig kriegsentscheidend sein könnten, sind die USA und
China führend. Airbus, das im Rahmen der Kooperation dafür zuständig
ist, hat Drohnenschwärme bereits 2018 über der Ostsee getestet. Sie
sollen bewaffnet werden und möglicherweise schon Mitte des kommenden
Jahrzehnts einsatzbereit sein. Diese Drohnen können gut einen Meter
groß oder kleiner als Tennisbälle sei, fliegen in Formationen zu
Hunderten oder Tausenden und agieren mit Hilfe künstlicher Intelligenz
als autonome Schwärme. Sie können aufklären, Angriffsziele markieren,
Räume überwachen und sperren oder in gegnerisches Gebiet einsickern,
um dort in mehreren Wellen als fliegende Bomben anzugreifen.

Nach Schätzungen aus der Branche wird das Projekt FCAS einen Umsatz
von 500 Milliarden bringen, das Fünffache des bislang größten
europäischen Rüstungsprojekts in Gestalt des Eurofighters. Allein für
die FCAS-Entwicklung werden Kosten von 80 bis 100 Milliarden Euro
genannt, wobei manche Experten auch Beträge bis zu 300 Milliarden Euro
nicht ausschließen. Führt man sich vor Augen, dass Airbus und Dassault
zusammen gegenwärtig zwölf bis dreizehn Milliarden Euro mit Rüstung
umsetzen, wird deutlich, welch enorme Zuwächse sich die
Rüstungskonzerne von diesem Projekt versprechen. [2]

Das Projekt war im Sommer 2019 von Deutschland, Frankreich und Spanien
als drittem Partner besiegelt worden, wurde dann aber durch heftige
Verteilungskämpfe verzögert. Der Bundestag gab schließlich 77,5
Millionen Euro für den Bau eines Prototypen frei, womit nach
monatelangem industriepolitischen Streit mit Frankreich eine wichtige
Hürde genommen war. Die Federführung bei der Entwicklung des Kampfjets
hat der französische Rüstungskonzern Dassault, der dabei mit dem
Flugzeugbauer Airbus zusammenarbeitet. Der Motor wird von dem
französischen Unternehmen Safran und dem Münchner Triebwerkshersteller
MTU entwickelt.

Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer unterzeichnete Ende
2019 in Paris mit ihrer französischen Kollegin Florence Parly und dem
spanischen Staatssekretär für Verteidigung, Angel Olivares, eine
Vereinbarung für die Entwicklung eines Prototypen für ein neues
Kampfflugzeug. "Wir wollen in Europa mit Blick auf die
Verteidigungsanstrengungen der Zukunft den Weg gemeinsam gehen", sagte
Kramp-Karrenbauer damals. "Hinter einem solchen Waffensystem verbirgt
sich immer mehr als Technik, es verbirgt sich die gemeinsame
Anstrengung, der gemeinsame politische Wille, das gemeinsame
strategische Verständnis." Das Projekt sei angetrieben von einer
starken deutsch-französischen Kooperation, aber auch europäisch, wie
die Unterzeichnung Spaniens zeige. Parly betonte, dass es sich um ein
ehrgeiziges Projekt handele, das auch den Willen für eine gemeinsame
europäische Verteidigung unterstreiche.


Umlastung in andere Haushaltsposten

Noch sind die bislang für das FCAS-Projekt aufgewendeten Gelder
relativ überschaubar, denn Deutschland und Frankreich haben zusammen
erst 215 Millionen Euro eingebracht. Das würde sich jedoch in der nun
anstehenden Projektphase 1B entscheidend ändern, da der Bau eines
Demonstrators als Vorstufe eines Prototyps, dessen Fertigstellung
aktuell für 2027 vorgesehen ist, demgegenüber bereits sehr kostspielig
wäre. Wenngleich nach bisheriger Planung mit dem Erstflug nicht vor
2035 gerechnet wird und erste Auslieferungen frühestens ab 2040
stattfinden sollen, geht es nun um eine Weichenstellung. Im April
haben die beiden ausführenden Rüstungskonzerne Dassault Aviation und
Airbus Defence and Space ihren Regierungen einen Plan auf den Tisch
gelegt, der mit einem Kostenpunkt von rund neun Milliarden Euro den
Bau eines flugfähigen Prototyps vorsieht. Soll der Zeitplan
eingehalten werden, müsste der Bundestag noch in dieser
Legislaturperiode einen Finanzierungsplan freigeben, also in der 25.
Kalenderwoche ab dem 21. Juni die Gelder für die nächste Projektphase
bewilligen. Andernfalls droht eine massive Verzögerung, da die
parlamentarische Sommerpause folgt, bei der Bundestagswahl eine
veränderte politische Konstellation ans Ruder kommen könnte und im
Anschluss daran bereits der Wahlkampf in Frankreich ansteht.

Das Budget für Phase 1B des FCAS-Programms betrifft die Jahre
2021-2024, doch herrscht in den Medien offensichtlich Verwirrung
darüber vor, von welchem konkreten Betrag eigentlich die Rede ist. Je
nach Quelle werden zwischen 2,5 und 4,5 Milliarden Euro genannt, wobei
die zuverlässigsten Angaben etwa in der Mitte und damit bei 3,5
Milliarden Euro liegen, von denen 990 Millionen Euro auf Frankreich,
970 Millionen auf Deutschland und 940 Millionen auf Spanien entfallen
sollen. Mit dieser obskuren Ungewissheit nicht genug, herrscht
augenscheinlich erschreckende Unkenntnis über den politischen
Sprachgebrauch. So schrieben der Deutschlandfunk und die FAZ, die
Abgeordneten sollten "über eine Vorlage in einer Höhe von 25 Millionen
Euro beraten". Tatsächlich handelt es sich jedoch um eine sogenannte
25-Millionen-Euro-Vorlage, weil der Antrag diesen Betrag übersteigt
und deshalb grundsätzlich noch einmal separat von Verteidigungs- und
Haushaltsausschuss bewilligt werden muss.

Es bedarf keiner besonderen Rechenkünste, um sich zu vergegenwärtigen,
dass die immensen Kosten der ambitionierten Rüstungsprojekte selbst
den wachsenden Verteidigungsetat gravierend ausplündern würden. Daher
kommt die Idee nicht wie ein Blitz aus heiterem Himmel, dafür auf den
allgemeinen Haushalt zurückzugreifen. Ende Januar 2021 schlug der
CSU-Bundestagsabgeordnete Reinhard Brandl, Mitglied im Verteidigungs-
und Haushaltsausschuss, erstmals öffentlich vor, die Entwicklung des
Rüstungsprojektes doch aus dem Haushalt des Wirtschafts- oder
Forschungsministeriums zu finanzieren, um so seinen reibungslosen
Fortgang zu gewährleisten. Ins selbe Horn stieß Generalinspekteur
Eberhard Zorn und nun macht sich Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer daran, das bislang Undenkbare mit nackter Erpressung
durchzusetzen. Mit dieser Offensive hat sie Parlamentarier aus CDU und
SPD derart gegen sich aufgebracht, dass Insider offenbar davon
ausgehen, dass sich Kramp-Karrenbauer selbst bei einem Wahlsieg der
Union nicht im Amt halten könnte.

Ungeachtet gewaltiger Zuwächse in den letzten Jahren reicht der
Haushalt des Verteidigungsministeriums nach Auffassung der Ministerin
nicht aus, um alle gewünschten Vorhaben finanzieren zu können. Deshalb
hat sie dem Bundestag sowohl eine Liste mit 51 Vorhaben zur Abstimmung
zugeleitet, für die Gelder hinterlegt sind, als auch eine zweite
Aufstellung mit 15 weiteren Projekten, für die das nicht der Fall ist.
Dazu zählen die Kosten der nächsten Schritte bei der Entwicklung eines
deutsch-französischen Kampfjets (FCAS), eines deutsch-französischen
Kampfpanzers sowie bei der gemeinsamen Entwicklung von U-Booten mit
Norwegen. Anstatt dem jeweiligen Projekt wie üblich den Titel aus dem
Verteidigungshaushalt zuzuordnen, wurde bei den besagten 15 Vorhaben
lediglich in Klammern "Bundeshaushalt" dahinter gesetzt.

Indessen sind auf dieser Liste nicht finanzierbarer Projekte sogar
Vorhaben aufgeführt, die bislang als abgesichert galten. Das brachte
parteiübergreifend CDU- und SPD-Abgeordnete auf die Palme, die keinen
Hehl aus ihrem Unmut machten, mangelnde Kommunikation beklagten und an
die Mitsprache des Bundestages bei den 25-Millionen-Euro-Vorlagen
erinnerten. Trotz dieser Warnung bekräftigte Kramp-Karrenbauer noch
einmal ihre Absicht, europäische Rüstungskooperationsprojekte aufgrund
ihrer industriepolitischen Bedeutung per Umlastung im Haushalt auf
Biegen oder Brechen durchzusetzen. [3]


Konkurrenzkämpfe der Projektpartner

Und das sind keineswegs die einzigen Turbulenzen, welche die
Protagonisten des beispiellosen Megaprojekts abzuwettern trachten.
Andere EU-Länder warnen davor, eine strategische Industriepolitik im
Rüstungssektor bilateral zwischen Berlin und Paris zu betreiben. Dies
werde nicht zu einer europäischen Zusammenarbeit führen, zumal andere
Länder bessere Alternativen finden könnten. Italien und Schweden haben
denn auch eine Gemeinsame Absichtserklärung zum Bau des britischen
Kampfjets "Tempest" unterzeichnet. Die konkurrierende Entwicklung
zweier ambitionierter Großprojekte erhöht die Entwicklungskosten und
das Risiko des Scheiterns, weshalb bereits ein Zusammengehen von FCAS
und Tempest gefordert wurde.

Das mutet jedoch illusorisch an, da Frankreich und Deutschland selbst
ihrem Juniorpartner Spanien kaum mehr als die Krümel vom Tisch übrig
lassen. Spanien trat zwar bereits im Februar 2019, kurz nachdem die
Konzeptstudie auf den Weg gebracht wurde, offiziell dem Programm bei,
hatte aber im Grunde kaum etwas zu sagen. Die wesentlichen
Entscheidungen über die Architektur des Systems wie auch über die
involvierten Unternehmen wurden in Paris und Berlin getroffen, für
spanische Unternehmen bleiben lediglich Sensorik und Tarnung (Indra
Sistemas und Airbus Esp) übrig. Diese Konstellation dürfte kaum
geeignet sein, weitere Partner ins FCAS-Boot zu holen.

Davon abgesehen haben Deutschland und Frankreich alle Hände voll zu
tun, ihre eigenen Konkurrenzkämpfe nicht eskalieren zu lassen. Sie
sind sich zwar darüber einig, dass ihnen zusammen das weitaus größte
Stück vom Kuchen zusteht. Damit enden aber auch schon die
Gemeinsamkeiten und weichen einem erbitterten Hauen und Stechen um die
konkreten Details, da beide Seiten fürchten, von der jeweils anderen
über den Tisch gezogen zu werden. Weitere Sprengkraft entwickeln
Fragen hinsichtlich der atomaren Bewaffnung oder künftiger Exporte des
Systems, wo gegenwärtig noch unterschiedliche Auffassungen
vorherrschen.

In Frankreich zählen Flugzeuge von Dassault seit den 1930er-Jahren zum
Rückgrat der Streitkräfte. Mit Mirage, Super Etendard und Rafale hat
das Unternehmen mit seinen heute mehr als 13.000 Beschäftigten mehrere
Generationen von Kampfjets im Alleingang entwickelt. Allerdings sollte
schon das aktuelle Modell Rafale ursprünglich in einem
Gemeinschaftsprojekt unter anderem mit Großbritannien und Deutschland
entstehen. Wenige Monate nach Vertragsunterzeichnung Ende 1984
scheiterte das Vorhaben jedoch am Streit über Ausstattung,
Systemführerschaft und Arbeitsanteile. Frankreich entwickelte fortan
mit der Rafale auch die Kampfflugzeuge der vierten Generation wieder
im Alleingang, während die verbliebenen Partner gemeinsam am
Konkurrenzprojekt Eurofighter arbeiteten.

Der wegen hoher Entwicklungskosten und dem begrenzten Bedarf der
eigenen Streitkräfte riskante Ausstieg der Franzosen war nicht zuletzt
der Hoffnung auf einen Exportschlager geschuldet. Doch nach der
Indienststellung in der französischen Luftwaffe dauerte es 15 Jahre,
bis die erste Rafale aus dem Ausland bestellt wurde. Und obgleich die
Verkäufe seither zugelegt haben, blieben die hohen Erwartungen
unerfüllt. Daher wäre ein weiterer Alleingang technisch möglich, aber
finanziell und politisch eher nicht vertretbar. Da Frankreich unter
einer hohen Schuldenlast von derzeit 116 Prozent des BIP ächzt, sind
die finanziellen Spielräume eng. In der Politik genießt FCAS daher
weithin Unterstützung, zumal es anders als im Bundestag in der
französischen Nationalversammlung keinen nennenswerten Widerstand
gegen das milliardenschwere Projekt gibt. [4]

Allerdings ist auf französischer Seite der Argwohn nicht ausgeräumt,
die deutsche Konkurrenz lege es nicht zuletzt darauf an, sich in jedem
Fall technologisches Know-How unter den Nagel zu reißen. Dassault hält
sich für das einzige Unternehmen Europas, das ohne Hilfe ein modernes
Kampfflugzeug bauen kann, während Airbus wichtige Bestandteile wie die
Flugsteuerung oder die Tarnkappen-Technologie nicht beherrsche. In
einem Gemeinschaftsprojekt fürchtet Dassault daher, mehr zu verlieren
als zu gewinnen. Auch in Militärkreisen ist die Befürchtung nicht
ausgeräumt, es könnte technologisches Wissen für ein Projekt
verschleudert werden, das womöglich in wenigen Jahren scheitert.


Deutsches Muskelspiel beim Armdrücken

Umgekehrt wird aus deutscher Sicht die französische Führungsrolle bei
FCAS beklagt, da nicht auszuschließen sei, dass Frankreich und
Dassault das bei der Entwicklung des Kampfflugzeugs entwickelte
Know-how monopolisieren könnten. Öffentlichkeitswirksam wurde der
Airbus-Betriebsrat mit einer Erklärung vorgeschickt, der geplante
Demonstrator werde auf Rafale-Basis entwickelt und gebaut. Damit würde
die deutsche Luftfahrtindustrie inklusive der Zulieferbetriebe
kurzfristig ins Abseits gestellt, langfristig wäre dies wohl das Aus
der Branche hierzulande.

Um den Dampf aus dem Kessel zu lassen und die nahende Abstimmung im
Bundestag samt dessen Zustimmung nicht zu gefährden, hieß es
zwischenzeitlich, die Kontrahenten hätten sich auf eine Lösung
geeinigt. Daher könne das Verteidigungsministerium dem Parlament nun
einen Finanzierungsantrag vorlegen. Nach intensiven Gesprächen auf
Augenhöhe sei es den Partnern Deutschland, Frankreich und Spanien
gelungen, die Arbeitspakete in Qualität und Quantität fair
aufzuteilen. Somit hätten sie zur bruchfreien Fortführung des
trinationalen Projekts eine grundsätzliche Einigung zum weiteren
Vorgehen erzielt. Damit sei eine wesentliche Voraussetzung für die
parlamentarische Befassung mit einer 25-Millionen-Euro-Vorlage in der
25. Kalenderwoche zur Fortsetzung des Projekts geschaffen.

Ein Ende der Kontroverse war das aber nicht, wurde doch Anfang Juni
ein internes Bundeswehr-Papier publik, das Spiegel Online zugespielt
worden war. Demnach kommen Experten des Koblenzer Beschaffungsamts der
Bundeswehr in einer geheimen Stellungnahme für das
Verteidigungsministerium zu dem Schluss, dass der Vertrag mit
Frankreich und Spanien "aus technisch-wirtschaftlicher Sicht
nachverhandelt werden muss". In seiner jetzigen Form sei der Vertrag
"nicht zeichnungsreif", da mit ihm "Strukturen und Regeln"
fortgeschrieben würden, die "nicht im deutschen Interesse seien und
nahezu ausschließlich französischen Positionen genügten. Damit sei die
"französische Dominanz im Programm sehr stark verankert".


Selbstermächtigung gegen Waffengewalt

Vor vier Jahren haben Macron und Merkel das aberwitzig anmutende
Rüstungsvorhaben in die Welt gesetzt. Vor zwei Jahren spielte auf der
Luftfahrtschau in Paris das sonnige Wetter mit, als die Plane von
einem FCAS-Modell gezogen wurde. Der französische Präsident und die
damalige deutsche Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
schauten mit Wohlgefallen auf die schlanken Kurven der
Kampfjet-Attrappe. Heute spricht vieles dafür, dass es sich um blankes
Wunschdenken handelt, da allein das Future Combat Air System als
größtes und teuerstes Rüstungsprojekt der nächsten Jahrzehnte absolut
überambitioniert konzipiert ist und demnach an politischen,
technologischen und finanziellen Hürden scheitern müßte. Darauf zu
bauen, dass die mannigfaltig aufbrechenden Widersprüche zwischen den
Partnern des Projekts oder die Kontroverse zwischen dem
Verteidigungsministerium und Teilen des Parlaments das Schicksal des
FCAS besiegeln werden, wäre jedoch ein denkbar schlechter Rat.

Denn in den kommenden Wochen gehen die Protagonisten futuristischer
Waffengewalt daran, ein "Leuchtturmprojekt" durchzusetzen, dass schon
nach der bevorstehenden Zwischenetappe als "too big to fail" mit
Zähnen und Klauen verteidigt werden könnte. Sind die Milliarden erst
einmal beschlossen und durch eine Umverteilung im Haushalt
festgezurrt, rückt eine Stornierung durch künftige Bundesregierungen
in weite Ferne. Wie bei allen Großprojekten drohen die ohnehin
horrenden Kosten unaufhaltsam zu eskalieren, doch die Einwände einer
viel zu spät aufgewachten Öffentlichkeit wirkungslos zu verhallen. Die
entscheidende Weichenstellung findet jetzt statt, wobei schon eine
nennenswerte Verzögerung ein Erfolg wäre. Es handelte sich dennoch um
einen Pyrrhussieg, käme dabei in erster Linie die Argumentationslinie
zum Tragen, das Vorhaben sei durchaus wünschenswert, müsse aber
zunächst noch nachgebessert werden, um deutschen Interessen umfassend
zu genügen.

Zwar drängt sich angesichts des monströsen Rüstungskomplexes dessen
Charakterisierung als deutscher Größenwahn auf, doch gilt es zu
bedenken, dass diese Projektion die existierende militaristische Logik
eben in aller Konsequenz auf die Spitze treibt. In zehn Jahren soll
die Bundesrepublik dank ihrer ökonomischen Stärke in Europa auch
militärisch die Nummer eins sein. Künstliche Intelligenz und
Killerrobotik, verbaut in neuen Generationen von Kampfflugsystemen,
Kampfpanzern und Artilleriesystemen, soll Deutschland zur europäischen
Führungsnation machen und darüber hinaus seine Weltmachtambitionen
durchsetzen. Gelingt es dieser Maßgabe zufolge nicht, sich im Wettlauf
um die höchstentwickelte Militärtechnologie in einem gewaltigen Sprung
an die Spitze zu setzen, folgt unvermeidlich der Sturz in den Abgrund.
In diesem Entwurf existiert nur Aufstieg oder Niedergang, Herrschen
oder Beherrscht werden, eine friedliche Koexistenz ist ausgeschlossen.

Man mag diese Ratio absurd nennen, doch wie es weiter nachzufassen
gilt, ist die als vorgeblicher Gegenentwurf vielzitierte multipolare
Welt in der Tat nicht durchzusetzen, solange die vorherrschenden
gesellschaftlichen Verhältnisse eine endlose Expansion des Raubes
erzwingen. Schwerter zu Pflugscharen zu machen, reicht dann nicht hin,
wenn die Eigentumsfrage unberührt bleibt und daraus der nächste
agroindustrielle Komplex erwächst. Daher bleibt die Antikriegsbewegung
ein Papiertiger, sofern sie den Frieden beschwört, aber dabei die
Allgegenwart unablässigen Krieges durch Waffen und Hunger, Armut und
Krankheit, Ausbeutung und Verfügung nicht in Gänze und Konsequenz
wahrhaben will. Es bedarf also schon wirkmächtigerer Gründe und
Maßnahmen, FCAS & Co. den Garaus zu machen, als nur an Einsicht zu
appellieren oder zu hoffen, dass die machtbewussten, kriegstreibenden
und profitlüsternen Allianzen über die eigenen Beine unausgesetzter
Konkurrenzkämpfe stolpern.


Fußnoten:
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[2] www.jungewelt.de/artikel/372725.eu-rüstungspolitik-milliarden-für-tötungswerkzeug.html

[3] www.heise.de/tp/features/Leuchtturmprojekt-auf-der-Kippe-Luftkampfsystem-FCAS-6063408.html

[4] www.deutschlandfunk.de/ruestungsprojekt-fcas-das-zaehe-ringen-um-europas-neue.724.de.html
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LAIRE/1382: Islam - Landkarten und Deutungshoheit ... (SB)



In Österreich ist eine öffentliche Debatte über die Frage entbrannt,
ob eine Landkarte, auf der muslimische Einrichtungen verzeichnet
sind, die Menschen dieser Religion diskriminiert oder nicht. Die
Landkarte war ursprünglich 2012 von der Universität Wien erstellt
worden, was zwar damals schon Kritik hervorgerufen hatte, aber sehr
viel weniger öffentliche Beachtung fand als gegenwärtig. Inzwischen
ist die Karte von der Dokumentationsstelle Politischer Islam
erweitert und mit der Überschrift "Islam-Landkarte. Islamische
Vereine und Moscheen in Österreich" auf einer eigenen Internetseite
zugänglich gemacht worden. [1]

Ende Mai waren auf der Karte 623 muslimische Organisationen, Verbände
und Moscheen mit ihrem jeweiligen Hauptsitz in Österreich markiert.
Am Rande der inzwischen nur noch eingeschränkt nutzbaren
Internetseite waren Adressen und teils auch private Telefonnummern
von Menschen bzw. Organisationen dieser Einrichtungen aufgeführt.

Da die für die aktuelle Veröffentlichung der Karte verantwortliche,
im vergangenen Jahr ins Leben gerufene Einrichtung nicht etwa
Dokumentationsstelle Islam heißt, sondern Dokumentationsstelle
"Politischer" Islam bzw. im vollen Wortlaut "Österreichischer Fonds
zur Dokumentation von religiös motiviertem politischen Extremismus
(Dokumentationsstelle Politischer Islam)", liegt die Lesart durchaus
nahe, dass die Landkarte die Verbreitung des politischen Islam oder
diesem nahestehende Einrichtungen zeigen soll. Bezeichnenderweise
wird in der internationalen und österreichischen Presse von
"Landkarte des politischen Islam" geschrieben, sogar dann noch, wenn
dies im Verlauf des Artikels zurückgenommen und gesagt wird, dass
hier sämtliche islamischen Einrichtungen aufgeführt sind.

Die Reaktion von Teilen der Bevölkerung auf die Veröffentlichung
spricht eine deutliche Sprache. Bereits kurze Zeit nach Aufkochen der
Debatte Ende Mai, Anfang Juni in den Medien wurden vor einer Reihe
der aufgelisteten muslimischen Einrichtungen Warntafeln mit der
Aufschrift "Achtung! Politischer Islam in deiner Nähe" und klein
darunter "mehr Infos auf islam-landkarte.at" sowie dem stereotypen
Konterfei eines bärtigen Mannes mit muslimischer Kopfbedeckung
aufgestellt.

Die österreichische Integrationsministerin Susanne Raab (ÖVP) und die
für das Projekt unmittelbar Verantwortlichen wie Prof. Dr. Ednan
Aslan verteidigen die Veröffentlichung der Karte und widersprechen
dem unter anderem vom Verband Muslimische Jugend Österreich (MJÖ)
erhobenen Vorwurf, diese sei diskriminierend.

Sicherlich wollen die Verantwortlichen nicht den Eindruck erwecken,
sie hegten diskriminierende Absichten, doch so leicht können sie sich
nicht aus der Affäre ziehen. Zunächst einmal ist festzustellen, dass
die ursprüngliche Bedeutung von "diskriminieren", das auf lateinisch
"discriminare" zurückgeht, keinen Zweifel an der beschriebenen
Tätigkeit lässt. Mit dem Begriff ist "trennen, absondern,
unterscheiden" gemeint. Wer wollte leugnen, dass eben das mit der
Islam-Landkarte betrieben wird. Das geht selbst aus der Stellungnahme
Aslans von Anfang Juni hervor. Er schrieb als Kommentar auf
www.islam-landkarte.at/, dass er die politische Instrumentalisierung
der Landkarte durch Rechtsextremisten bedauere, denn:

"Die Islamlandkarte wollte eine differenzierte Diskussion über das
islamische Leben in Österreich ermöglichen und einen positiven
Beitrag leisten. Es sollte die Vielfalt des islamischen Lebens in
Österreich aufgezeigt werden - in all seinen Schattierungen."

Selbst noch in dieser um eine positive Rezeption bemühten Erklärung
klingt der im wesentlichen trennende Charakter der Islam-Landkarte
an, da von "Schattierungen" in der "Vielfalt" des islamischen
Lebens und somit von Unterschieden die Rede ist. Das gilt sogar für
das Postulat der Vielfalt. Denn um eine Vielfalt feststellen zu
können, muss der Blick zuvor das Trennende gesehen haben. Wer
beispielsweise die Vielfalt der Angebote an Obst an einem Marktstand
bewundert, unterscheidet dazu in Erdbeeren, Melonen, Äpfel, Birnen,
etc.

Noch deutlicher tritt das Trennende in den Erklärungen Raabs hervor,
die beispielsweise gegenüber der Zeitung "Die Welt" sagte:

"Es geht hier keineswegs um einen Generalverdacht gegen Muslime (...)
Es geht um den gemeinsamen Kampf gegen den politischen Islam als
Nährboden für Extremismus." [2]

Anlässlich des Aufstellens von Warntafeln durch Rechtsextreme legte
sie gegenüber oe24 nach: "Wir müssen als Gesellschaft weiterhin gegen
den Extremismus von allen Seiten konsequent vorgehen." [3]

Damit betreibt Raab eine kaum verhohlene Gleichsetzung, indem sie
rechtsextreme Gruppierungen wie die Identitären auf eine Seite und
die auf der Islam-Landkarte aufgelisteten Einrichtungen auf die
andere stellt. Und über allem thront die "Gesellschaft", als deren
Verteidigerin sich die Politikerin in Stellung bringt. Sie redet
damit gezielt an der Verunglimpfung durch die Islam-Landkarte vorbei.
Als habe sich in den letzten Jahrzehnten keine kritische
Kartographie entwickelt, wird von den Verantwortlichen ganz
nach dem Motto, man wird ja wohl mal eine Karte veröffentlichen
dürfen, der Eindruck erweckt, die Landkarte an sich sei
wertneutral und bilde nur die Wirklichkeit ab.

Selbst beim Berufsstand der Kartographinnen und Kartographen, der
eher zu konservativen Wertvorstellungen neigt, gilt spätestens seit
den 1980er Jahren nicht mehr, dass Landkarten wertneutral die
Wirklichkeit wiedergeben. Damals begann u.a. der Kartograph John Brian
Harley die Repräsentation der Realität zu analysieren und stellte
dabei fest, dass Karten soziale Wirklichkeiten beschreiben. [4]
Mehr noch, unter dem Titel "Kritische Kartographie" wurde seitdem
hinlänglich herausgearbeitet, dass und wie Karten soziale
Wirklichkeiten nicht nur abbilden, sondern produzieren.

Über die Fachkreise hinaus wurde das Beispiel der Weltkarte
diskutiert. Eine gekrümmte Oberfläche wie die der Erde lässt sich
nicht eins zu eins auf einer ebenen Fläche darstellen. Die
Kartographie muss bei den Längen- und Flächenverhältnissen immer
Kompromisse eingehen, wenn sie eine Kugel auf eine Fläche projiziert.
Die jeweiligen Ergebnisse sind dann interessengelenkt.

Im Diercke-Weltatlas, dem Schulbuch-Klassiker des vergangenen
Jahrhunderts, wird die sogenannte Mercator-Projektion bevorzugt.
Dabei wird Europa (das vermeintliche Zentrum der Welt) in die Mitte
gerückt; und damit es flächenmäßig größer erscheint, läuft der
Äquator nicht durch die Mitte der Darstellung, sondern rückt ein
wenig mehr an den unteren Rand. Das hat zur Folge, dass Europa vom
oberen Rand ebenfalls näher zur Mitte rutscht und größer erscheint.
Aus der Sicht der damaligen Nutzer, der von Gerhard Mercator (5. März
1512 - 2. Dezember 1594) gezeichneten Karte, der europäischen
Seefahrtnationen, eine nachvollziehbare, ihren Handels- und
Kolonisierungsinteressen entgegenkommende Darstellung.

Eben deshalb steckt in einer Weltkarte eine politische Aussage. Das
Bild von Europa im Mittelpunkt des Weltgeschehens verfestigt sich in
den Köpfen und trägt, in der Summe mit weiteren Faktoren, zur
Vorstellung der eigenen Überlegenheit über andere Völker bei. Würde
man beispielsweise den Pazifik in den Mittelpunkt der Weltkarte
rücken, läge Europa irgendwo links oben in der Ecke - eine
zivilisatorische Randlage nahe dem unwirtlichen Nordpol. Nebenbei
angemerkt: Die Menschen auf den pazifischen Inseln bezeichnen den
Pazifik als "flüssigen Kontinent", um eine größere Anerkennung zu
erfahren.

Die Islam-Landkarte soll, wie jede andere auch, nur einen Ausschnitt
von etwas zeigen und den Blick auf bestimmte Aspekte lenken. Eine
Landkarte "zeigt" auch das, was nicht auf ihr abgebildet wird.
Geradezu legendär sind die See- und Landkarten, auf denen jene
"Entdeckungsreisen" eingezeichnet sind, die dem europäischen
Kolonialismus als Orientierungshilfe bei der Durchsetzung seiner
Eroberungs-, Unterwerfungs- und dauerhaften Ausbeutungsinteressen
zunächst vorausgingen und ihn später begleiteten. Der Besitz mancher
Karten wurde in Gold aufgewogen, nicht nur wenn sie den mutmaßlichen
Weg nach Eldorado zeigten.

Beispielsweise wurden einst die Karten Nordamerikas nicht in der
Absicht gezeichnet zu verdeutlichen, dass dort bereits Menschen
leben, denen ein Anrecht auf Ungestörtheit zuzuerkennen sei, sondern
sie waren so gestaltet, dass sie den territorialen Zugewinn der
jeweiligen, damals noch miteinander konkurrierenden europäischen
Länder zeigten und, seltener, die Siedlungsräume der ursprünglichen
Bevölkerung, die jedoch vorwiegend als Störfaktor und Gefahr auf
dem Vormarsch der Weißen nach Westen dargestellt wurde.

Die ursprüngliche Bevölkerung war in Reservate gesteckt worden, also
in Einrichtungen, deren Grenzen wiederum auf Karten festgehalten
worden waren. In den Händen einer höheren Gewalt, die stets mit
überlegenen militärischen Mitteln durchgesetzt wurde, bildeten solche
Karten ein ausgezeichnetes Zwangsmittel. Sie waren Ausdruck der
beanspruchten Verfügungsgewalt.

Nur weil die in der österreichischen Islam-Landkarte repräsentierte
Gewalt vielleicht nicht sofort ins Auge springt, bedeutet das nicht,
dass hinter dem Werk nicht die massive Gewalt staatlicher oder vom
Staat initiierter Institutionen steckt. Nicht zufällig gehen die
Begriffe "Gewalt" und "Verwaltung" etymologisch auf das gleiche Verb
zurück, nämlich "walten". Gemeint ist damit "in Gewalt haben",
"herrschen", "besitzen". Hier wird ein Verfügungsanspruch reklamiert,
letztlich ein Übergriffsrecht der Verwaltung gegenüber den Subjekten,
hier: sämtlichen muslimischen Einrichtungen. Ganz so, als erforderten
diese von ihrem Wesen her eine administrative Sonderbehandlung.
Passend dazu heißt es in der Sendung "Mit offenen Karten - Die Karten
der anderen" vom Februar 2009 auf arte auf das Beispiel Chinas und
Tibets bezogen:

"Nichts eignet sich besser als Verwaltungsmaßnahmen und Karten, wenn
es darum geht, einen Keil zwischen eine historische Realität und
eine Identität zu treiben." [5]

Übertragen auf das Beispiel der Islam-Landkarte wäre die rhetorisch
gemeinte Frage zu stellen: Soll damit ein Keil zwischen islamische
Einrichtungen im allgemeinen und jene des politischen Islam
getrieben werden, wie behauptet, oder nicht doch zwischen die
Mehrheitsgesellschaft und die islamischen Einrichtungen Österreichs
im allgemeinen?

In dem Fall der Islam-Landkarte geht es zwar den unmittelbar
Verantwortlichen erklärtermaßen nicht darum, alle islamischen
Einrichtungen als potentiellen Nährboden für politischen Islam, wie
er sich in Österreich und anderen europäischen und vor allem
außereuropäischen Ländern in den letzten Jahren gewaltsam Gehör
verschafft hat, zu markieren. Und doch ist das die - mindestens
versteckte - Botschaft. Die Islam-Landkarte nicht als zutiefst
diskriminierend auszuweisen, wäre geradezu als Bestätigung dessen
anzusehen, weswegen sie so heftig kritisiert wird. Keine Frage, der
politische Islam präsentiert sich als Feind der Demokratie, mit der
Islam-Landkarte jedoch wird ein Feindbild produziert.


Fußnoten:

[1] www.islam-landkarte.at/

[2] https://tinyurl.com/69anmnzy

[3] https://www.oe24.at/oesterreich/chronik/wien/hier-montieren-identitaere-die-islamisten-warntafeln/479402701

[4] https://tinyurl.com/yvuxw5jh

[5] https://www.youtube.com/watch?v=YpvJymIpbGw
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STANDPUNKT/980: Israel nimmt an Luftwaffenmanövern in Italien teil - geprobt wird der Angriff auf den Iran (Gerhard Feldbauer)

Israel nimmt mit F-35-Tarnkappenjägern an Luftwaffenmanövern Italiens,
der USA und Großbritanniens zwischen Sardinien und Apulien teil

Piloten trainieren Angriffe auf Iran

von Gerhard Feldbauer, 8. Juni 2021



Ein Geschwader sechs israelischer F-35-Tarnkappenjäger Adir nimmt in
Italien vom 6. bis 17. Juni zusammen mit den italienischen
Luftstreitkräften, denen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens an
einem Luftwaffenmanöver teil. Die Piloten trainieren Angriffe auf Iran.
Während sich die italienischen Mainstreammedien in militärischer
Geheimhaltung üben, haben das kommunistische Online-Portal
Contropiano und die linke Tageszeitung Il Manifesto darüber
berichtet. Am 7. Juni enthüllte Contropiano in einem ausführlichen
Beitrag dieses "beschämende Spektakel" und schrieb: "Es sind die gleichen
Maschinen, die bei dem jüngsten Krieg gegen die Palästinenser Gaza
bombardiert haben und die den Iran bombardieren könnten".

Die zweiwöchigen Flugübungen finden in einem Gebiet statt, das vom
Tyrrhenischen Meer bis zum Kanal von Sardinien und dem Golf von Tarent
reicht. Teile des betroffenen Luftraumes seien für die Zeit des Manövers
für den zivilen Verkehr gesperrt und Flüge zwischen Apulien und Sardinien
würden verschoben oder umgeleitet. Es handele sich um das "größte
gemeinsame Militärmanöver, das jemals durchgeführt wurde". Es sei das erste
Mal, dass der F-35-Jäger Israels für eine Übung außerhalb seines
Territoriums eingesetzt wird.

Das grundsätzliche Ziel des Manövers bestehe darin, "die Gesamtfähigkeiten
der F-35 zu verbessern, die Ende 2016 in Dienst genommen wurde". Ein
hochrangiger israelischer Luftwaffenoffizier habe jedoch eingeräumt, dass
das "Falcon Strike 2021" bezeichnete Manöver zum Teil dazu dient, den
Einsatz "israelischer Piloten gegen Iranische Truppen" zu trainieren. "Der
Iran ist unser Ziel", habe der hochrangige Offizier unter der Bedingung der
Respektierung seiner Anonymität gegenüber Reportern in Israel erklärt.

Das israelische Manöver-Kontingent beschränke sich jedoch nicht auf die
sechs F-35. Beteiligt seien außerdem mehrere F-16, Gulfstream G550 und
Boeing 707 als Tanker für insgesamt etwa 30 Flugzeuge, darunter die sechs
F-35. Ferner habe die israelische Luftwaffe ein
Eitam-Überwachungsflugzeug und eine Boeing KC-707 Re'em zum Betanken während
des Fluges geschickt. Diese Manöver werden auch von einer britischen A330
MRTT sowie einer italienischen KC-130J und KC-767 durchgeführt.

Nach israelischen Angaben "wird eine große Anzahl von
Boden-Luft-Raketenbatterien bei Übungen gegen F-35-Kampfflugzeuge
eingesetzt", um eine "bedrohliche Atmosphäre" zu schaffen, "die derjenigen
ähnlich ist, in der sich israelische Flugzeuge über dem Himmel des Iran
befinden könnten".

Die Manöverplanung sieht täglich zwei Einsätze israelischer F-35 vor. Im
ersten werden israelische Flugzeuge zusammen mit
US-Militärflugzeugen fliegen, im zweiten mit britischen und italienischen.
Während dieser Einsätze simulieren die israelischen Piloten Luftangriffe
auf Ziele hinter feindlichen Linien und Bodenunterstützungsmissionen,
während sie über unbekanntes Gelände fliegen. Neben der Abwehr von
Bedrohungen durch Boden-Luft-Raketen werden israelische Flugzeuge auch an
Luftkämpfen teilnehmen.

Es ist beschämend, das alles "nur zwei Wochen nach dem Abschlachten der
Palästinenser im Gazastreifen durch israelische Flugzeuge zu erleben", so
Contropiano. Beschämend auch, weil "eine gewisse militärische und
politische Komplizenschaft zwischen den italienischen und israelischen
Behörden bestätigt wird". Gegenüber dem Iran um so mehr, weil sich Italien
"offiziell für die Wiederherstellung des
5+2-Abkommens über die iranische Atomkraft und damit für die Entspannung
einsetzt". Wie kann man als Verhandlungsführer glaubwürdig sein, wenn man
auf seinem Territorium die Piloten ausbilden lässt, die den Iran angreifen
sollen?

Das kommunistische Magazin appelliert: "Lass uns sie aufhalten".

 * 

Quelle:

© 2021 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 22. Juni 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/979: Verteilungsschieflagen im deutschen Sozialstaat (spw)

spw - Ausgabe 2/2021 - Heft 243

Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft

Verteilungsschieflagen im deutschen Sozialstaat

Alternativkonzepte zur wachsenden Ungleichheit

von Christoph Butterwegge (1)



Eine allgemein verbindliche Konvention, was unter einem "Sozialstaat"
zu verstehen ist, gibt es genausowenig wie eine schlüssige Definition
des Begriffs "soziale Ungleichheit", die - ökonomisch bedingt und
struktureller Art - von der natürlichen, biologisch geprägten
Ungleichheit zwischen Menschen bzw. Menschengruppen unterschieden
werden muss. Hier bezeichnet der zuerst genannte Terminus eine
Entwicklungsstufe moderner Industriegesellschaften, auf welcher der
Staatsapparat neben seiner "klassischen" Ordnungs- und
Repressionsfunktion eine wirtschaftspolitische Interventionsfunktion
übernimmt und nicht mehr nur (extreme) Armut bekämpft, sondern auch
die allgemeinen Lebensrisiken seiner Bürger/innen (Krankheit,
Invalidität, Arbeitslosigkeit, Unterversorgung im Alter usw.)
absichert und für einen gewissen sozialen Ausgleich zwischen den
unterschiedlich situierten Bevölkerungsschichten sorgt.


Vermögensreichtum und Einkommensarmut in Deutschland

Carsten Schröder, Charlotte Bartels, Konstantin Göbler, Markus M.
Grabka und Johannes König haben frühere DIW-Untersuchungsergebnisse
zum Vermögensreichtum im Rahmen eines Forschungsprojekts für den
Sechsten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung
aktualisiert. Dabei griffen sie auf eine Spezialstichprobe von Daten
des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zurück, nahmen eine
Sonderbefragung von Vermögensmillionären vor und bezogen die
Reichenliste eines Wirtschaftsmagazins ein, um auch Hyperreiche im
Rahmen dieser Sonderauswertung zu berücksichtigen. Demnach entfallen
heute 67,3 Prozent des Nettogesamtvermögens auf das oberste Zehntel
der Verteilung, 35,3 Prozent des Nettogesamtvermögens konzentrieren
sich beim reichsten Prozent der Bevölkerung und das reichste Promille
kommt immer noch auf 20,4 Prozent des Nettogesamtvermögens.(2)
Aufgrund der neuen Untersuchungsmethode stieg der auf Basis regulärer
SOEP-Daten berechnete Gini-Koeffizient von 0,78 auf 0,83. Dabei
handelt es sich um ein Ungleichheitsmaß, das bei, das bei völliger
Gleichverteilung (alle Personen besitzen das gleiche) 0 und bei
extremer Ungleichverteilung (eine Person besitzt alles) 1 beträgt.
0,83 entspricht fast dem US-amerikanischen Vergleichswert, der
üblicherweise mit 0,85 bis 0,87 angegeben wird, was die ganze Dramatik
der Verteilungsschieflage hierzulande zeigt.

Die unterschiedliche Zusammensetzung der erfassten Vermögen
berücksichtigte das DIW nur am Rande. Wichtig ist jedoch nicht bloß
die Quantität des Vermögens, sondern auch seine Qualität. Letztlich
entscheidet die Struktur des Vermögens darüber, welche Handlungs- und
Entscheidungsspielräume es seinem Eigentümer bietet. Denn selbst viel
Bargeld, das unter dem Kopfkissen, im Kleiderschrank oder auf dem
Dachboden gehortet wird, verleiht seinem Besitzer keine Macht über
andere Menschen, wohingegen der Besitz von Unternehmen oder
Unternehmensanteilen (Aktien) dem Kapitaleigentümer ganz andere
Möglichkeiten eröffnet. Ähnliches gilt für das Privateigentum an
Immobilien sowie an Grund und Boden. Nur wenn zwischen Geld- und
Sachvermögen, vor allem jedoch zwischen Betriebs-, Immobilien- und
Finanzvermögen differenziert wird, kann man die Vermögensverteilung
innerhalb einer Gesellschaft fundiert beurteilen.

Da hierzulande über die Hälfte der Einwohner/innen zur Miete wohnen,
weist das Immobilienvermögen, welches einen Großteil des privaten
Reichtums ausmacht, eine hohe Konzentration auf. Während das
Geldvermögen gleichmäßiger verteilt ist, gilt dies keineswegs für das
Betriebsvermögen. Eine nicht zu unterschätzende Bedeutung haben in
diesem Zusammenhang hyperreiche Unternehmerfamilien, die zum Teil
riesige Konzerne besitzen oder Mehrheitsaktionäre sind. Selbst der
Internationale Währungsfonds (IWF) hat im Juli 2019 auf die
Konzentration von Einkommen und Vermögen in Deutschland hingewiesen
und die Führungsrolle der Familienunternehmen bei diesem Prozess
hervorgehoben.(3)

Aufgrund des Immobilienbooms im Gefolge der Finanzkrise 2007/08 hat
sich die sozioökonomische Ungleichheit verschärft. Da sich das
Immobilieneigentum bei den Hochvermögenden konzentriert, haben die
steigenden Preise für Häuser und Wohnungen zur Vertiefung der Kluft
zwischen Arm und Reich beigetragen. Wie die Ökonomen Till Baldenius,
Sebastian Kohl und Moritz Schularick belegten, hat das reichste
Zehntel der Deutschen am stärksten vom jüngsten Immobilienboom
profitiert und ist zwischen 2011 und 2018 allein durch die
Preisexplosion auf diesem Markt inflationsbereinigt um knapp 1,5
Billionen Euro reicher geworden.(4) Während die Mittelschicht, bei der
Immobilienbesitz traditionell einen größeren Teil des Gesamtvermögens
ausmacht, aufgrund der massiven Wertsteigerungen ebenfalls nicht
unwesentliche Vermögenszuwächse verzeichnete, ging die untere Hälfte
der deutschen Vermögensverteilung mangels Wohnungseigentums praktisch
leer aus.

Die kapitalistischen Eigentums-, Macht- und Herrschaftsverhältnisse
würden sich nur erschließen, wenn mehr Informationen über den
Vermögensbestand verfügbar wären. Über die genaue Verteilung des
Produktivvermögens ist hierzulande so gut wie nichts bekannt, obwohl
diese Vermögensart die Klassenstruktur der Gesellschaft entscheidend
prägt. Die mangelnde Transparenz in Bezug auf die
Verteilungsrelationen erleichtert es Wirtschaftslobbyisten und
Neoliberalen, sozioökonomische Polarisierungstendenzen zu leugnen oder
deren Ausmaß herunterzuspielen.

Während einige Unternehmerfamilien den Industriesektor und hyperreiche
Finanzfürsten den Bankensektor und das Kreditwesen, damit jedoch auch
andere Teile der Volkswirtschaft beherrschten, besaßen 40 Prozent der
Bevölkerung laut DIW-Präsident Marcel Fratzscher kein nennenswertes
Vermögen, auf das sie im Alter oder im Krankheitsfall zurückgreifen
konnten.(5) Demnach lebten über 32 Millionen Menschen gewissermaßen
von der Hand in den Mund, waren sie doch nur eine Kündigung oder einen
schweren Unfall von der Armut entfernt.

Nach den Maßstäben der Europäischen Union galten im Jahr 2019
hierzulande 13,2 Millionen Menschen als von Armut betroffen oder
bedroht. Sie hatten weniger als 60 Prozent des bedarfsgewichteten
mittleren Haushaltsnettoeinkommens zur Verfügung, was für
Alleinstehende 1.074 Euro im Monat entsprach. Unberücksichtigt bleiben
hierbei sowohl die Quellen (Kapital, Lohnarbeit und Grundeigentum) als
auch die Qualität der jeweiligen Einkommen, was den Bochumer
Sozialwissenschaftler/innen Renate Dillmann und Arian
Schiffer-Nasserie als wesentlicher Mangel der Einkommensstatistik
erscheint: "Der ökonomische Zusammenhang zwischen der Einkommensart
und der Einkommenshöhe ist kategorisch ausgeschlossen und der
Gegensatz der Einkommensquellen zum quantitativen Unterschied
vermeintlich qualitativ gleicher 'Einkommensbezieher' verharmlost."(6)

Mit 15,9 Prozent erreichte die Armuts(gefährdungs)quote einen
Rekordstand im vereinten Deutschland. Die höchsten Armutsrisiken
wiesen Erwerbslose (57,9 Prozent), Alleinerziehende (42,7 Prozent) und
Nichtdeutsche (35,2 Prozent) auf. Kinder, Jugendliche und
Heranwachsende waren ebenfalls stark betroffen, während das
Armutsrisiko der Senior/innen seit geraumer Zeit am stärksten zunimmt.
Während junge Menschen manchmal jahrzehntelang im Bereich des Wohnens,
der Gesundheit und der Freizeitgestaltung sowie von Bildung und Kultur
benachteiligt sind, wird Senior/innen der Lohn für ihre Lebensleistung
verweigert. Angehörige dieser Altersgruppe laufen überdies Gefahr,
wegen der mehr als bescheidenen Grundsicherungsleistungen bis zu ihrem
Tod sozial ausgegrenzt zu werden und isoliert zu bleiben.


Die sozialen Polarisierungseffekte der Covid-19-Pandemie

Auf der ganzen Welt hat sich die soziale Ungleichheit zum Teil
drastisch verschärft, wie die Studie "Das Ungleichheitsvirus" der
internationalen Nothilfe- und Entwicklungsorganisation Oxfam
belegt.(7) Trotz ihres missverständlichen Titels ist dafür allerdings
nicht SARS-CoV-2 verantwortlich. Vor dem neuartigen Coronavirus sind,
was seine Infektiosität betrifft, vielmehr alle Menschen gleich. Nur
weil sich deren Gesundheitszustand, Arbeits- und Lebensbedingungen
sowie Einkommens-, Vermögens- und Wohnverhältnisse zum Teil stark
voneinander unterscheiden, sind auch die Infektionsrisiken sehr
ungleich auf die einzelnen Bevölkerungsgruppen verteilt. Ungerecht ist
also nicht das Virus, sondern die Klassengesellschaft, auf deren
Mitglieder es trifft. Die kapitalistischen Produktionsverhältnisse,
Machtstrukturen und Verteilungsmechanismen bewirken, dass SARS-CoV-2
den Trend zur sozioökonomischen Polarisierung verstärken.

Die schwere wirtschaftliche Verwerfungen erzeugende Pandemie macht das
Kardinalproblem der Bundesrepublik, die wachsende Ungleichheit, nicht
bloß wie unter einem Brennglas sichtbar, sondern wirkt auch als
Katalysator, wodurch sich diese weiter verschärft.(8) Analysiert man
die Ursachen der seit Pandemiebeginn wachsenden Ungleichheit, lassen
sich ein gesundheitlicher oder pandemiebedingter, ein ökonomisch oder
rezessionsbedingter und ein verteilungspolitisch oder
subventionsbedingter Polarisierungseffekt unterscheiden.

Von der Pandemie am stärksten betroffen sind mit den Immun- und die
Finanzschwächsten zwei Personengruppen, die sich personell nicht
zufällig überlappen. Sozial bedingte Vorerkrankungen wie Asthma
bronchiale, Adipositas (Fettleibigkeit) oder Diabetes mellitus
(Zuckerkrankheit), katastrophale Arbeitsbedingungen (z.B. in der
Fleischindustrie) sowie beengte und hygienisch bedenkliche
Wohnverhältnisse erhöhen das Risiko für eine Infektion und einen
schweren Covid-19-Krankheitsverlauf. Hauptleidtragende, weil
überwiegend einkommens- und immunschwach, waren Obdach- und
Wohnungslose, aber auch andere Bewohner/innen von
Gemeinschaftsunterkünften wie Strafgefangene, Geflüchtete,
(süd)osteuropäische Werkvertragsarbeiter/innen der Subunternehmen
deutscher Großschlachtereien bzw. Fleischfabriken und nichtdeutsche
Saisonarbeiter/innen, Migrant/innen ohne gesicherten
Aufenthaltsstatus, Menschen mit Behinderungen, Pflegebedürftige,
Suchtkranke, Prostituierte, Erwerbslose,
Geringverdiener/innen,Kleinstrentner/innen und
Transferleistungsbezieher/innen (Empfänger/innen von Arbeitslosengeld
II, Sozialgeld, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie
Asylbewerberleistungen).

Die als Reaktion auf die Pandemie behördlich verordneten Schließungen
von Geschäften, Gaststätten, Hotels, Clubs, Kinos, Theatern und
anderen Einrichtungen hatten erhebliche wirtschaftliche Einbußen für
die dort Tätigen, aber auch Konkurse und Entlassungen zur Folge. Die
mit Verzögerung einsetzende, als größte Rezession seit dem Zweiten
Weltkrieg geltende Wirtschaftskrise warf nicht bloß ein Schlaglicht
auf die hierzulande bestehende Ungleichheit, sondern verschärfte sie
in Teilbereichen vielmehr noch.

Durch länger geltende Kontaktverbote, Ausgangsbeschränkungen und
Einrichtungsschließungen wurde die ohnehin brüchige Lebensgrundlage
der ärmsten Menschen zerstört, weil fehlende Passant/innen und die
Furcht der verbliebenen davor, sich zu infizieren, manchmal zum
Totalausfall der Einnahmen von Bettler/innen, Pfandsammler/innen und
Straßenzeitungsverkäufer/innen führten. Die finanzielle Belastung von
Transferleistungsbezieher/innen, Kleinstrentner/innen und Geflüchteten
nahm durch die Schließung der meisten Lebensmitteltafeln, von durch
Hamsterkäufe geleerte Regale mit preiswerten Grundnahrungsmitteln wie
Nudeln oder Mehl und steigende Preise bei Frischeprodukten zu.
Aufgrund der stärkeren Krisenbetroffenheit gering entlohnter
Berufsgruppen nahm das Armutsrisiko im unteren Einkommensbereich stark
zu. Wissenschaftler/innen des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) gelangten zu dem Ergebnis, "dass die besser
entlohnten Arbeitskräfte in Deutschland im Mittel in deutlich
geringerem Maße den krisenbedingten Ausschlägen am Arbeitsmarkt
ausgesetzt waren als die Beschäftigten im unteren Lohnbereich."(9)

Zwar brachen die Aktienkurse hierzulande nach Ausbruch der
Covid-19-Pandemie im März 2020 wie an sämtlichen Börsen der Welt
vorübergehend ein, dramatische Verluste erlitten aber primär
Kleinaktionär/innen, die generell zu Panikreaktionen und überhasteten
Verkäufen neigen. Hedgefonds und Finanzkonglomerate wie BlackRock
wetteten hingegen sogar mittels Leerverkäufen erfolgreich auf fallende
Aktienkurse und verdienten an den Einbußen der Kleinanleger/innen.
Hedgefonds und Großaktionäre haben die Gunst der Stunde außerdem für
Ergänzungskäufe zu relativ niedrigen Kursen genutzt und davon
profitiert, dass der Kurstrend in Erwartung eines staatlichen
Konjunkturprogramms bald wieder nach oben zeigte. Ungefähr zur selben
Zeit, als die Zahl der täglich an und mit Covid-19 Verstorbenen kurz
nach Weihnachten 2020 einen Höchststand erreichte, stieg der Deutsche
Aktienindex (Dax) auf einen historischen Rekordwert.

Zu den Hauptprofiteuren des Krisendesasters gehörten einige der
profitabelsten Unternehmen mitsamt ihren reichen Eigentümern. Unter
dem Druck der Coronakrise, die zu Einkommensverlusten durch
Kurzarbeit, Geschäftsaufgaben und Arbeitslosigkeit geführt hat,
kauften mehr Familien bei Lebensmittel-Discountern ein, wodurch die
Besitzer solcher Ladenketten wie Aldi Nord und Aldi Süd, die ohnehin
zu den vermögendsten Deutschen gehören, noch reicher geworden sind.
Dieter Schwarz, Eigentümer von Lidl und Kaufland, hat sein
Privatvermögen, das die Welt am Sonntag (v. 20.09.2020) auf
41,8 Milliarden Euro taxierte, allein in den vergangenen zwei Jahren
laut dem US-amerikanischen Wirtschaftsmagazin Forbes um 14,2
Milliarden Dollar gesteigert. Für die Aldi-Erben Beate Heister und
Karl Albrecht junior ergab sich immerhin ein Zugewinn von 6,4
Milliarden Dollar, wie die FAZ (v. 25.01.2021) berichtete. Viele
kleine Einzelhändler/innen haben wegen der Schließung ihrer Läden und
ausbleibender Kunden hingegen ihre Existenzgrundlage verloren.

Neben der vertikalen Ungleichheit, die sich in einer Hierarchie der
Klassen- und Sozialstruktur manifestiert, hat auch die horizontale
Ungleichheit auf mehreren Ebenen zugenommen. Während es zahlreiche
Konkurse und Entlassungen in der Gastronomie, der Touristik und der
Luftfahrtindustrie gab, realisierten Großkonzerne krisenresistenter
Branchen (z.B. Lebensmittel-Discounter, Drogeriemärkte, Versandhandel,
Lieferdienste, Digitalwirtschaft und Pharmaindustrie) in der
Coronakrise sogar Extraprofite. Auch war der Besitzer eines Baumarktes
nunmehr in einer sehr viel günstigeren Situation als ein Unternehmer
im Messebau. Ob man als Steuerberater/in arbeitete oder in einem
Reisebüro beschäftigt war, machte gleichfalls einen riesigen
Unterschied.

Auch die Geschlechterungleichheit verschärfte sich, denn Frauen waren
im Unterschied zur Finanzkrise 2008/09 stärker vom
Beschäftigungsrückgang betroffen, weil sie häufiger in Krisenbranchen
wie dem Gastgewerbe tätig sind.(10) Außerdem waren es hauptsächlich
Mütter, die im Erwerbsleben zurückstecken mussten, weil sich Beruf und
Familie im Homeoffice bei geschlossenen Schulen und
Kinderbetreuungseinrichtungen noch weniger miteinander vereinbaren
ließen als sonst. Während sich das Erwerbseinkommen von Frauen
verringerte, vermehrte sich die von ihnen erbrachte Sorgearbeit,
weshalb man von ihrer "doppelten Benachteiligung" sprechen kann.(11)

Bund, Länder und Gemeinden haben in der Coronakrise hohe Geldbeträge
für direkte Finanzhilfen, Bürgschaften und Kredite bereitgestellt, die
hauptsächlich den Unternehmen -auch und gerade Konzernen wie der
Lufthansa, dem Reiseanbieter TUI oder Galeria Karstadt Kaufhof -
zugutekamen. Sozial benachteiligte Personengruppen wie Obdachlose,
Hartz-IV-Bezieher/innen und Kleinstrentner/innen wurden hingegen -
wenn überhaupt - nur am Rande berücksichtigt.

Zu den Hauptleidtragenden der Covid-19-Pandemie gehörten auch die
Beschäftigten im Niedriglohnsektor. Sie waren besonders häufig von
Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und den damit verbundenen
Einkommensverlusten betroffen. "Dabei greifen sozialpolitische
Kompensationsmaßnahmen wie die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes
gerade für diese Beschäftigtengruppe am wenigsten."(12) Studierende,
die mit ihrem regulären BAföG-Satz nicht auskamen und von ihren Eltern
nicht unterstützt werden (konnten), verloren häufig ihren Nebenjob,
etwa in der Gastronomie. Da sie weder Kurzarbeiter- noch
Arbeitslosengeld beantragen konnten, kam es zu Studienabbrüchen. Weder
die Studienkredite der KfW in Höhe von maximal 650 Euro pro Monat noch
die erst ab Mitte/Ende Juni 2020 gezahlten Überbrückungshilfen aus dem
Nothilfefonds im Umfang von 100 Millionen Euro reichten aus, um die
Betroffenen aufzufangen.

BMW ließ sich für über 20.000 Beschäftigte in Kurzarbeit fast die
gesamten Lohnkosten (einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung) erstatten, zahlte aber im
Mai 2020 nicht weniger als 1,64 Milliarden Euro an Dividenden für das
Vorjahr aus. Davon erhielten die beiden Großaktionäre Susanne Klatten
und Stefan Quandt, denen fast die Hälfte des Münchner
Automobilherstellers gehört, allein 769 Millionen Euro. Frankreich,
Dänemark und Schweden knüpfen Finanzhilfen dagegen an die Bedingung,
dass Unternehmen keine Gewinne ausschütten.

Selbst die "Sozialschutz-Pakete" der CDU/CSU/SPD-Koalition wiesen eine
verteilungspolitische Schieflage auf. Während der
Arbeitslosengeld-II-Bezug für von der Coronakrise geschädigte
Soloselbstständige erleichtert wurde, indem man die strenge
Vermögensprüfung für sie vorübergehend aussetzte und ein halbes Jahr
lang die Angemessenheit der Wohnung stillschweigend voraussetzte, gab
es für langjährige Hartz-IV-Bezieher/innen selbst dann keinen
Ernährungszuschlag, wenn ihre Kinder während der KiTa- und
Schulschließungen zuhause verpflegt werden mussten, anstatt wie sonst
kostenfrei die Gemeinschaftsverpflegung in der öffentlichen
Betreuungseinrichtung zu nutzen.

Erst im September/Oktober 2020 bekamen Eltern einen
"Corona-Kinderbonus" von 300 Euro pro Kind, die bei höheren Einkommen
mit dem steuerlichen Kinderfreibetrag verrechnet werden. Zwar half
dieser "Corona-Kinderbonus" den Familien im Hartz-IV-Bezug etwas, weil
er nicht auf das Arbeitslosengeld II bzw. das Sozialgeld angerechnet
wurde. Ausländische Eltern, die als Geduldete keinen Anspruch auf
Kindergeld hatten, gingen jedoch ebenso leer aus wie
Flüchtlingsfamilien, die sich noch im Asylverfahren befanden. Das galt
auch für die im dritten "Sozialschutz-Paket" verankerte Neuauflage des
Kinderbonus in verringerter Höhe (von einmalig 150 Euro), der im Mai
2021 ausgezahlt wurde. Kinderlose im Transferleistungsbezug mussten
ebenfalls so lange auf finanzielle Unterstützung warten. Nun erhielten
auch sie 150 Euro. Arme wurden mit Einmalzahlungen abgefunden, während
man kriselnden Unternehmen wie der Lufthansa und TUI eine
kontinuierliche Förderung gewährte. Ebenso wünschenswert wie eine
dauerhafte wäre eine passgenauere Hilfe für unterschiedliche
Personengruppen gewesen.

Man kann geradezu von einer Fehlkonstruktion der staatlichen
Finanzhilfen sprechen, die sich nicht am Bedarf der ärmsten
Bevölkerungsgruppen orientierten. Statt der "Leistungsgerechtigkeit",
die den ökonomischen Erfolg prämiert, hätte die Bedarfsgerechtigkeit
als Ziel von Hilfsmaßnahmen im Mittelpunkt aller Bemühungen der
politisch Verantwortlichen stehen und das Motto lauten sollen: Wer
wenig hat, muss besonders viel, und wer viel hat, muss wenig oder
keine Unterstützung seitens des Sozialstaates bekommen.


Covid-19 als Bewährungsprobe für den Wohlfahrtsstaat: Die
wichtigsten Lehren aus der Pandemie

Als das neuartige Coronavirus nach Deutschland gelangte, war klar,
dass seine ungehemmte Ausbreitung den Wohlfahrtsstaat auf die härteste
Bewährungsprobe seit der Vereinigung, vielleicht sogar seit dem
Zweiten Weltkrieg stellen würde. Selbst in den Krankenhäusern fehlten
damals die nötigen Desinfektionsmittel, Gesichtsmasken und
Schutzkleidung. Es bestätigte sich, was den politisch Verantwortlichen
schon zu Beginn jener Reformen, die im Zuge der rot-grünen "Agenda
2010" kurz nach der Jahrtausendwende umgesetzt wurden, hätte bewusst
sein müssen: Ein teilprivatisiertes, stärker gewinnorientiertes Sozial-
 und Gesundheitssystem garantiert keine optimale medizinische
Behandlung der Kranken und in Krisensituationen wie einer Pandemie
auch keine Versorgungssicherheit für die Bevölkerung.

Befürworter/innen eines bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) nutzten
die Gelegenheit der Pandemie zur Werbung für ihr Konzept, indem sie
argumentierten, dass die außergewöhnlichen Umstände unkonventionelle
Lösungen erforderten. In einer Petition an den Bundestag wurde die
Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens von monatlich 800 bis
1.200 Euro pro Person für ein halbes Jahr gefordert, um Armut und den
sozialen Absturz von Millionen Menschen zu verhindern sowie die
Massenkaufkraft zu erhöhen, den Konsum anzukurbeln und die
Volkswirtschaft zu stützen.

Die alte Forderung nach einem bedingungslosen Grundeinkommen mit dem
Hinweis auf das neuartige Coronavirus für hochaktuell zu erklären war
jedoch genauso absurd wie der Versuch, unter Bezugnahme auf die
Covid-19-Pandemie eine Senkung der Unternehmensbesteuerung, die
Komplettabschaffung des Solidaritätszuschlages und weitere
Erleichterungen bei der Erbschaftsteuer für Firmenerben zu fordern,
wie es manche Wirtschaftsverbände taten.

Das bedingungslose Grundeinkommen würde nicht mehr soziale Gleichheit
mit sich bringen, sondern die Kluft zwischen Arm und Reich noch
vertiefen. Von den konkreten Arbeits-, Lebens-, Einkommens- und
Vermögensverhältnissen seiner Bezieher/innen wird abstrahiert. Alle
Personen werden über einen Leisten geschlagen, wodurch eine
differenzierte Lösung für soziale Probleme unmöglich ist. Gerade in
einer pandemischen Ausnahmesituation, die unübersichtlich ist und sich
drastisch verschärfen kann, muss der Sozialstaat aufgrund der im
Konjunkturabschwung begrenzten Ressourcen und zu erwartender
Steuerausfälle bei seinen Maßnahmen jedoch um mehr Passgenauigkeit
bemüht sein.

Mit dem bedingungslosen Grundeinkommen würde eine Sozialpolitik nach
dem Gießkannenprinzip umgesetzt, anstatt die staatlichen Ressourcen im
Sinne der Einzelfallgerechtigkeit auf jene Personen zu konzentrieren,
die sie wirklich brauchen. Schon die alten Griechen wussten: Gleiche
müssen gleich und Ungleiche ungleich behandelt werden, wenn es gerecht
zugehen soll.

In der pandemischen Ausnahmesituation hat sich der Sozialstaat als
"systemrelevant" erwiesen. Ohne seine Leistungen wären viel mehr
Arbeitnehmer/innen, Soloselbstständige und Kleinstunternehmer/innen
während des Lockdowns und der teilweise darauf zurückzuführenden
Rezession an den Rand des wirtschaftlichen Ruins geraten. Auch war es
richtig, dass der Arbeitslosengeld-II-Bezug für von der Coronakrise
gebeutelte Soloselbstständige vorübergehend erleichtert wurde, indem
man für sie die strenge Vermögensprüfung aussetzte und die
Angemessenheit der Wohnung stillschweigend voraussetzte. Warum sollte
diese Regelung nicht zur Dauerlösung werden und als Vorbild für
weitere Schritte zur Entbürokratisierung des Sozialstaates und zur
Vereinfachung des komplizierten Antragsverfahrens in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende dienen?

Gleiches gilt für das stufenförmige Ansteigen des Kurzarbeitergeldes
entsprechend der Bezugsdauer - nach drei Monaten steigt dieses von 60
bzw. 67 Prozent (mit einem Kind) auf 70 bzw. 77 Prozent und nach sechs
Monaten auf 80 bzw. 87 Prozent des pauschalierten Nettoentgelts. Da
sich die Regelung in der Coronakrise bewährt hat und die Mehrheit der
Bezieher/innen von Arbeitslosengeld (I) weniger als 1.000 Euro im
Monat erhält, sollte sie auf dieses übertragen werden.(13)
Geringverdiener/ innen, die erheblich häufiger als Bessersituierte von
Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit betroffen sind, würde ein
Mindestarbeitslosen- und Mindestkurzarbeitergeld jedoch mehr nützen
als höhere prozentuale Zahlbeträge.

Auch die Zugangsbeschränkungen, Strukturdefizite und
Leistungshemmnisse des Bismarck'schen Sozialstaates sind während der
Covid-19-Pandemie klarer zutage getreten. So weigerten sich die
Jobcenter bis zu einer am 1. Februar 2021 erfolgten Weisung der
Bundesagentur für Arbeit, die Anschaffung digitaler Endgeräte für
Schüler/innen von Hartz-IV-Berechtigten im Homeschooling als
Sonderbedarf anzuerkennen. Ebenfalls lange abgelehnt wurde die
Übernahme der Kosten für einen Covid-19-Test.

Kleinstrentner/innen und Studierende, die mit ihrem regulären
BAföG-Satz nicht auskamen und von ihren Eltern nicht unterstützt
werden (konnten), verloren wegen des Lockdowns, Geschäftsaufgaben und
Betriebsschließungen häufig ihren Nebenjob (z.B. in der Gastronomie),
der ihren Lebensunterhalt bis dahin gesichert hatte. Da sie weder
Kurzarbeiter- noch Arbeitslosengeld (I bzw. II) beantragen konnten,
waren akuter Geldmangel und teilweise Studienabbrüche die Folge.
Hieraus muss der Schluss gezogen werden, dass Minijobs in
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt
werden müssen.

Menschen, die durch sämtliche Maschen des bestehenden Systems der
sozialen Sicherung fallen, dürfen nicht in existenzielle Bedrängnis
(Wohnungs- und Obdachlosigkeit, Überschuldung, Insolvenz) geraten.
Nötig wäre eine bedarfsgerechte Konzentration staatlicher Ressourcen
auf Personen, die Unterstützung benötigen, um in Würde leben und
überleben zu können. Das gilt für prekär Beschäftigte,
Leiharbeiter/innen und Randbelegschaften ebenso wie für
Soloselbstständige, manche Freiberufler/innen und
Kleinunternehmer/innen, die über zu geringe finanzielle Rücklagen
verfügen, um eine ökonomische Durststrecke überstehen zu können.


Die solidarische Bürgerversicherung eines inklusiven
Sozialstaates

Sinnhaftigkeit, Finanzierbarkeit und Realisierbarkeit des
bedingungslosen Grundeinkommens sind gleichermaßen umstritten.(14) Das
bedingungslose Grundeinkommen ist weder ein gleichwertiger Ersatz für
den bestehenden Sozial(versicherungs)staat noch dessen sinnvolle
Ergänzung. Bei nüchterner Abwägung seiner Vor- und Nachteile gelangt
man zu dem Ergebnis, dass es besser geeignete, obgleich womöglich
nicht so einfache und eingängige Konzepte zur Lösung der mit ihm
angegangenen Probleme gibt.

Ginge es nach den Bündnisgrünen, könnte man das bedingungslose
Grundeinkommen einführen und die Sozialversicherung gleichzeitig zu
einer Bürgerversicherung ausbauen. Dabei verhalten sich
Bürgerversicherung und bedingungsloses Grundeinkommen zueinander wie
Feuer und Wasser. Dies gilt für ihre Organisations- und
Konstruktionsprinzipien (Bürgerversicherung: beitragsfinanziert; Sach-
und Dienstleistungen bedarfsorientiert; Geldleistungen nach der
Beitragshöhe gestaffelt - Grundeinkommen: steuerfinanziert;
Geldleistungen pauschaliert, keine Sach- und Dienstleistungen), aber
auch für die Kosten: Beide sind nicht gemeinsam zu haben, es sei denn,
über die Hälfte des Volkseinkommens würde dafür aufgewendet.

Anstatt über allen Bürger/innen denselben Geldbetrag auszuschütten und
den Bismarck'schen Sozialversicherungsstaat damit zu zerstören, sollte
man ihn zu einem inklusiven Sozialstaat weiterentwickeln, der allen
Bedürftigen und strukturell Benachteiligten gezielt hilft.(15)
Soloselbstständige, Kulturschaffende, Künstler/innen und Honorarkräfte
(z.B. in der beruflichen Weiterbildung) gehörten nicht bloß zu den
existenziell von der Pandemie und ihren wirtschaftlichen Verwerfungen
mit am stärksten Betroffenen, sondern auch zu den besonders
vulnerablen Gruppen, die der bestehende Sozialstaat kaum zu schützen
vermochte. Daher müssen sie baldmöglichst in eine solidarische Bürger-
bzw. Erwerbstätigenversicherung aufgenommen werden, die allgemein,
einheitlich und solidarisch ausgestaltet sein muss.

Allgemein zu sein heißt, dass die Bürgerversicherung sämtliche
geeigneten Versicherungszweige übergreift: Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung müssten gemeinsam und nach denselben
Organisationsprinzipien restrukturiert werden. Selbst aus taktischen
Erwägungen ist es nicht sinnvoll, die öffentliche Debatte über eine
Bürgerversicherung auf einen Versicherungszweig zu beschränken. Die
gesetzliche Unfallversicherung stellt insofern einen Sonderfall dar,
als sie sich nur aus Beiträgen der Arbeitgeber (und staatlichen
Zuschüssen) speist. Der einzige hier bisher noch nicht erwähnte
Versicherungszweig, die Arbeitslosenversicherung, könnte in eine
"Arbeitsversicherung" für alle Erwerbstätigen umgewandelt werden, die
nicht erst Leistungen erbringt, wenn der Risikofall eingetreten ist.

Einheitlich zu sein heißt in diesem Zusammenhang, dass neben
der Bürgerversicherung keine mit ihr konkurrierenden
Versicherungssysteme existieren würden. Private
Versicherungsunternehmen müssten sich auf die Abwicklung bestehender
Verträge (Bestandsschutz), mögliche Ergänzungsleistungen und
Zusatzangebote beschränken. Damit bliebe ein weites Betätigungsfeld
für die Privatassekuranz erhalten; ihre Existenz wäre nicht gefährdet
und das Argument der Verfassungswidrigkeit einer Bürgerversicherung
(Aufgabe der Gewerbefreiheit, Eigentumsschutz) hinfällig.

Solidarisch zu sein heißt, dass die Bürgerversicherung zwischen
ökonomisch unterschiedlich Leistungsfähigen einen sozialen Ausgleich
herstellt. Nicht nur auf Löhne und Gehälter, sondern auf sämtliche
Einkunftsarten (Zinsen, Dividenden, Tantiemen sowie Miet- und
Pachterlöse) wären Beiträge zu erheben. Entgegen einem verbreiteten
Missverständnis bedeutet dies nicht, dass Arbeitgeberbeiträge
entfallen würden.

Nach oben darf es im Grunde weder eine Versicherungspflichtgrenze noch
eine Beitragsbemessungsgrenze geben, durch die sich privilegierte
Personengruppen ihrer Verantwortung für sozial Benachteiligte ganz
oder teilweise entziehen. Was die Beitragsbemessungsgrenze angeht,
stünde zumindest eine deutliche Erhöhung an. Umgekehrt müssen jene
Personen finanziell aufgefangen werden, die den nach der
Einkommenshöhe gestaffelten Beitrag nicht entrichten können. Vorbild
dafür könnte die Gesetzliche Unfallversicherung sein. Dort dient der
Staat quasi als Ausfallbürge für Vorschulkinder, Schüler/innen und
Studierende, Landwirte, Unfall-, Zivilschutz- und
Katastrophenhelfer/innen sowie Blut- und Organspender/innen.

Bürgerversicherung heißt, dass alle Personen aufgenommen
werden, und zwar unabhängig davon, ob sie erwerbstätig sind oder
nicht. Da sämtliche Wohnbürger/innen in das System einbezogen wären,
blieben weder Selbstständige, Freiberufler/innen, Beamte, Abgeordnete
und Minister noch Ausländer/innen mit Daueraufenthalt in der
Bundesrepublik außen vor.

Bürgerversicherung zu sein bedeutet schließlich, dass es sich
um eine Versicherungslösung handelt, also gewährleistet sein
muss, dass ihre Mitglieder, soweit sie dazu finanziell in der Lage
sind, selbst Beiträge entrichten und entsprechend geschützte Ansprüche
erwerben. Zwar muss sich der Staat am Auf- und Ausbau einer
Bürgerversicherung beteiligen, die finanziellen Belastungen wären aber
mittels einer sozial gerechteren, sich an der ökonomischen
Leistungsfähigkeit der Bürger/innen orientierenden Steuerpolitik zu
tragen.

Auf der Basis einer solidarischen Bürgerversicherung könnte eine
bedarfsgerechte, armutsfeste und repressionsfreie, d.h. ohne
Sanktionen auskommende Grundsicherung dafür sorgen, dass niemand durch
Armut, Unterversorgung oder Überschuldung seiner sozialen Bürgerrechte
beraubt wird. Erst dann wäre Hartz IV wirklich überwunden.


Anmerkungen:

(1) Prof. Dr. Christoph Butterwegge hat von 1998 bis 2016
Politikwissenschaft an der Universität zu Köln gelehrt und zuletzt das
Buch "Ungleichheit in der Klassengesellschaft" veröffentlicht.

(2) Vgl. Carsten Schröder u.a., MillionärInnen unter dem Mikroskop:
Datenlücke bei sehr hohen Vermögen geschlossen - Konzentration höher
als bisher ausgewiesen, in: DIW-Wochenbericht 29/2020, S. 517.

(3) Vgl. IMF European Dept., Country Report No. 19/213 Germany: 2019
Article IV Consultation-Press Release; Staff Report; and Statement by
the Executive Director for Germany, Washington, D.C., 9.7.2019, S. 11.

(4) Vgl. Till Baldenius/Sebastian Kohl/Moritz Schularick, Die neue
Wohnungsfrage. Gewinner und Verlierer des deutschen Immobilienbooms,
Macrofinance Lab, Universität Bonn, Juni 2019, S. 19.

(5) Vgl. Marcel Fratzscher, Verteilungskampf. Warum Deutschland immer
ungleicher wird, München 2016, S. 43.

(6) Renate Dillmann/Arian Schiffer-Nasserie, Der soziale Staat. Über
nützliche Armut und ihre Verwaltung, Hamburg 2018, S. 29 (Hervorh. im
Original).

(7) Vgl. Oxfam Deutschland (Hg.), Das Ungleichheitsvirus. Wie die
Corona-Pandemie soziale Ungleichheit verschärft und warum wir unsere
Wirtschaft gerechter gestalten müssen, Berlin, Januar 2021.

(8) Vgl. hierzu: Christoph Butterwegge, Ungleichheit in der
Klassengesellschaft, Köln 2020; ders., Die zerrissene Republik.
Wirtschaftliche, soziale und politische Ungleichheit in Deutschland,
2. Aufl. Weinheim/Basel 2020.

(9) Siehe Tanja Buch u.a., Arbeitsmarkteffekte der Corona-Krise. Sind
Berufsgruppen mit niedrigen Einkommen besonders betroffen?, in:
Wirtschaftsdienst 1/2021, S. 16

(10) Vgl. Anna Hammerschmid/Julia Schmieder/Katharina Wrohlich, Frauen
in Corona-Krise stärker am Arbeitsmarkt betroffen als Männer, in: DIW
aktuell 42/2020, S. 1.

(11) Siehe Bettina Kohlrausch/Aline Zucco, Die Corona-Krise trifft
Frauen doppelt. Weniger Erwerbseinkommen und mehr Sorgearbeit, in: WSI
Policy Brief 5/2020.

(12) Thorsten Schulten, Der Niedriglohnsektor in der Corona-Krise, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung Das
Parlament 39-40/2020, S. 16.

(13) Vgl. Joachim Rock, Sozialpolitik in der Krise: Eine
Bestandsaufnahme, in: spw 1/2021, S. 16.

(14) Vgl. Christoph Butterwegge/Kuno Rinke (Hg.), Grundeinkommen
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El Salvador 

Morena Herrera: "Wir sollen unterwürfig und untergeordnet sein"

Von Markus Plate






[image: Morena Herrera im Gespräch - Foto: © Markus Plate]

Morena Herrera, Aktivistin aus El Salvador

Foto: © Markus Plate



Morena Herrera ist Feministin und Aktivistin aus El Salvador und
berichtet über die Situation von Frauen, die Regierung Nayib Bukele
und die Pandemie.

(Mexiko-Stadt, 31. Mai 2021, poonal) - Morena Herrera wurde 1960 in El
Salvador geboren und lebt in Suchitoto, etwa 40 km nordöstlich der
Hauptstadt San Salvador. Die ehemalige FMLN-Guerrillera ist Feministin
und Koordinatorin bei der Asociacion Colectiva Feminista para el
Desarrollo Local (CFDL), einer Partnerorganisation von Brot für die
Welt. Das Netzwerk fördert Frauenrechte und arbeitet zur
Gleichberechtigung der Geschlechter. Anfang Mai hat Brot für die Welt
auf einer Online-Veranstaltung einen Atlas der Zivilgesellschaft
präsentiert. Morena Herrera berichtete dort über die Situation der
Zivilgesellschaft in El Salvador mit besonderem Blick auf die
Situation von Frauen und geht dabei auch auf die Regierung des
amtierenden Präsidenten Nayib Bukele und die Pandemie ein. Wir haben
dieses Interview für poonal leicht redigiert. Das Interview führte
Markus Plate.

 * 

Frau Herrera, wie steht es um die salvadoranische Gesellschaft?

Morena Herrera: Unsere gesamte Geschichte ist durch eine fortwährende
Konfrontation gekennzeichnet, die sich speist aus der Konzentration
des Reichtums in den Händen weniger - und einer in weiten Teilen
verarmten Gesellschaft. Frauen und Mädchen tragen die Hauptlast dieser
Konzentration von Reichtum und Ungleichheit. Sie sind diejenigen, die
die schlechtesten Jobs ausüben, sie sind diejenigen, die unbezahlt die
Hausarbeit erledigen und für ihre Familien sorgen. El Salvador ist
dazu eine sehr gewalttätige Gesellschaft. Der Mangel an echten
Alternativen vor allem für junge Menschen hat in den letzten Jahren zu
skandalösen Gewalttaten geführt. Dies geschieht mit einer
ideologischen Unterstützung, die patriarchalische Kultur,
Neoliberalismus und extremem Individualismus kombiniert. Auf diese
Weise haben Morde, und im Fall von Frauen die Femizide zugenommen.
Gewalt wurde normalisiert, die sexualisierte Gewalt an Mädchen wurde
normalisiert, sogar innerhalb von Familien.

Nun herrschen ja vielerorts In Lateinamerika noch sehr
traditionelle Rollenbilder. Wie ist die Situation der Frau speziell in
El Salvador?

Für die Gesellschaft und insbesondere für die politische und
herrschende Klasse haben Frauen vor allem Mütter zu sein! Es spielt
keine Rolle, dass wir andere Träume haben und anderes machen wollen.
Um eine Frau zu sein, hast Du Mutter zu sein. Wir sollen unterwürfig
und untergeordnet sein und dies als unser Los akzeptieren. So ist El
Salvador zu einem der Länder mit den höchsten Femizidraten und eine
der wenigen Gesellschaften der Welt geworden, die Abtreibung in all
ihren Formen verurteilt und kriminalisiert: Dem liegt zum einen die
Annahme zu Grunde, dass Abtreibung ein Verbrechen sei. Gleichzeitig
wird mit der Praxis der Abtreibung dieses Gebot, ausschließlich als
Mutter eine Daseinsberechtigung zu haben, in Frage gestellt. Und
deshalb wurde dieses absolute Abtreibungsverbot verhängt. Und deshalb
suchen sie nach Verbrecherinnen, wo es keine gibt. So haben wir zum
Beispiel Situationen der Kriminalisierung eines geburtshilflichen
Notfalls erlebt, in denen die Frau nichts getan hat, wo aber das
Ungeborene gestorben ist.

El Salvador gehörte ja lange zu den Ländern mit den höchsten
Mordraten und Femiziden auf der Welt, zusammen mit den Nachbarländern
Guatemala und Honduras. Was sind die Gründe dafür?

Die extreme Gewalt wird auch durch extreme Ungleichheiten verursacht.
Keine Regierung hat sich um Präventionsmaßnahmen geschert. Um Gewalt
zu verhindern, müssen die Bedingungen überwunden werden, die die
Gewalt verursachen. Um die Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen, müssen
die Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen überwunden werden. Es
geht darum, die patriarchalische Kultur zu überwinden, die Männern die
ideologische und psychologische Rechtfertigung liefert, um Frauen zu
kontrollieren, zu misshandeln, zu vergewaltigen und zu töten. Gerade
durch die Covid-Pandemie leben wir Frauen in großer Unsicherheit. In
unserem 85-tägigen Lockdown gab es mehr als 400 Schwangerschaften bei
Mädchen unter 14 Jahren, sogar unter 10 Jahren. Gleichzeitig wurden
nicht nur sexuelle und reproduktive Gesundheitsdienste, sondern auch
der Zugang zur Justiz stark eingeschränkt.

Seit zwei Jahren ist die politische Polarisierung aus rechter ARENA
und der linken Ex-Guerilla FMLN durchbrochen. Präsident Nayib Bukele
hat die Parlamentswahlen haushoch gewonnen. Wie sehen Sie Bukele und
seine Partei "Nuevas Ideas"?

Wir bewegen uns in Richtung sehr autoritärer Regierungsformen. Die
Regierung von Nayib Bukele mag keine kritischen Stimmen, die die
Probleme unserer Gesellschaft benennen. Und hier sind es vor allem die
Journalistinnen, die es am Schlimmsten trifft. Auf sie wird Druck
ausgeübt, weil sie Teil der Medien sind, insbesondere, wenn sie sich
einem unabhängigen Journalismus verpflichtet sehen. Es wird aber auch
Druck und Gewalt speziell gegen Journalistinnen ausgeübt, weil sie
Frauen sind. Das ist eine sehr schwierige Situation und wir hoffen,
dass die Regierung erkennt, dass kritische Stimmen für den Aufbau der
Demokratie notwendig sind. Auch wir wollen es besseres El Salvador.
Wenn es Frauen besser geht, gewinnt die gesamte Gesellschaft. An
diesem Punkt könnten wir uns treffen.

El Salvador hat aber seit vielen Jahren eine aktive und auch
kämpferische Zivilgesellschaft. Was macht Ihnen Hoffnung?

Wir sind eine Gesellschaft, die viele Probleme hat. Wir sind aber auch
eine Gesellschaft, die darum kämpft, Gerechtigkeit, Freiheiten und
Demokratie zu erringen. Vor allem junge Menschen organisieren sich in
El Salvador gerade. Und in der feministischen Bewegung beteiligen sich
immer mehr junge Frauen an den Kämpfen gegen Ungleichheit, gegen die
Gewalt gegen Frauen und auch für die Entkriminalisierung der
Abtreibung. Wir sind eine Gesellschaft, die die Hoffnung auf ein
besseres Leben nicht verliert.

Sie sind Mutter von vier Töchtern, die in diesem El Salvador, das
Sie uns schildern, aufgewachsen sind. Was ist Ihnen bei der
Vorbereitung Ihrer Töchter und Enkelinnen auf das Leben in der
salvadoranischen Gesellschaft wichtig?

Ich bin Feministin und Mutter von vier Frauen. Ich hatte eigentlich
keine andere Wahl, als Feministin zu sein (lacht). Ich habe meine
Töchter unterstützt, damit sie studieren und einem Beruf nachgehen.
Ich war sehr radikal in der Information, die sie von mir bekommen
haben. Sie sollten in der Lage sein, Entscheidungen zu treffen und
autonome Frauen zu sein, damit sie von niemand anderem abhängig sind.
Ich ermutige sie, ihre Gedanken und Gefühle auszudrücken, um glücklich
zu sein. Und ich bin sehr stolz auf die Enkelinnen, die ich in meinem
Leben habe.


Morena Herrera ist Feministin und soziale Aktivistin aus El
Salvador. Für Ihren jahrelangen Kampf für die Rechte von Frauen und
die Entkriminalisierung der Abtreibung wurde sie übrigens 2016 von der
BBC zu einer der 100 wichtigsten Frauen erklärt.
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INTERNATIONAL/263: Mexiko - Land mit den drittmeisten Fällen von Menschenhandel weltweit (poonal)
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Mexiko: Land mit den drittmeisten Fällen von Menschenhandel 
weltweit 



In Mexiko werden mehr Menschen Opfer von Zwangsarbeit und
sexueller Ausbeutung als fast überall auf der Welt. Nur Thailand und
Kambodscha verzeichnen mehr Fälle von Menschenhandel.

Mexiko-Stadt, 24. Mai 2021, La Jornada) - Mexiko gehört zu den Ländern
mit den meisten Fällen von Menschenhandel mit dem Zweck der
Zwangsbettelei von Minderjährigen und der sexuellen Ausbeutung. Das
Land steht weltweit an dritter Stelle, mehr Fälle verzeichnen nur
Thailand und Kambodscha.

Angie de Luna, Lateinamerika-Koordinatorin der internationalen
Nichtregierungsorganisation A21, berichtet, dass in Mexiko etwa
300.000 Kinder und Jugendliche Opfer von Zwangsarbeit und
Kinderpornographie werden, davon 80.000 in Mexiko-Stadt. Die Gewinne
dieser illegalen Aktivitäten werden weltweit nur vom Drogen- und
Waffenhandel übertroffen. Im Mai hat A21 die Arbeit in Lateinamerika,
die hauptsächlich aus Präventionsmaßnahmen bestehen soll, in einer
Niederlassung in Mexiko-Stadt begonnen.

In einer Präsentation zu diesem Anlass bemängelte de Luna: "Beim
Menschenhandel steht Mexiko weltweit an dritter Stelle. Dazu gehören
Kinderpornografie und Zwang zum Betteln. Letzteres macht mehr als 70
Prozent des Menschenhandels im Land aus. Kinder werden gezwungen, zu
arbeiten oder auf der Straße um Geld zu betteln. All das folgt einem
Muster, es gibt eine Organisation dahinter, die die Fäden zieht."

Die A21-Verantwortliche für die Region erklärt, dass das Ziel ihrer
Arbeit sei, Kooperationspartnerschaften mit Regierungen und
gemeinnützigen Organisationen aufzubauen, die im Kampf gegen den
Menschenhandel mit Aufklärungs- und Präventionsprogrammen unterstützt
werden sollen.


Coronapandemie erleichtert Täter*innen ihr Vorhaben

De Luna betonte, dass es die Coronapandemie den Täter*innen einfacher
macht, Opfer dieses Verbrechens zu erreichen. Laut Unterlagen von A21
wurden während der Coronakrise 1.600 Fälle von mutmaßlichem
Menschenhandel über eine landesweite Hotline gemeldet. Die
Kontaktaufnahme mit den Opfern geschieht oft durch Technologien wie
Internetseiten, Telefonnachrichten oder Videospiele. Gerade letztere
ermöglichen eine gewisse Interaktion zwischen Menschenhändler*innen
und Kindern und Jugendlichen, den potentiellen Opfern.

Gemeinsam mit dem Bürgerrat für Sicherheit und Gerechtigkeit fordert
A21 die Bevölkerung dazu auf, mögliche Fälle von Menschenhandel unter
einer dafür vorgesehenen Hotline zu melden. Darüber hinaus wurde die
Kampagne "Kannst du mich sehen?" gestartet, die die Bürger*innen mit
Nachrichten und Kurzfilmen über die häufigsten Vorgehensweisen
informieren soll, damit diese das Verbrechen frühzeitig erkennen,
melden und weitere Fälle verhindern können.
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INTERNATIONAL/447: "Marsch zum Haus des Massenmörders" am Jahrestag von Massaker in Mexiko (Philipp Gerber)

"Marsch zum Haus des Massenmörders" am Jahrestag von Massaker in
Mexiko

Protest gegen Straflosigkeit am Wohnort von Ex-Präsident Echeverría
Álvarez. 

Erstmals beteiligen sich mexikanische Bundesinstitutionen am Gedenken

Von Philipp Gerber, 10. Juni 2021



Mexiko-Stadt. Am heutigen Donnerstag (10.06.2021) jährt sich die als
"Halconazo" bekannte Repression gegen mexikanische Studenten vom 10. Juni
1971 zum 50. Mal. Erstmals wird dieses Jahr eine Demonstration zum Haus des
damaligen Präsidenten Luis Echeverría Álvarez (1970-1976) in
Mexiko-Stadt durchgeführt.

Das Comité 68, entstanden nach dem Massaker von Tlatelolco [1], ruft [2]
zum "Marsch zum Haus des Massenmörders" auf sowie zu einer Demonstration in
dem Stadtteil, wo der bis heute ungesühnte staatliche Terror stattfand.

Die "Halcones" (Falken) waren eine paramilitärische Gruppe, die Ende der
1960er Jahre gegründet und vom General Manuel Díaz Escobar geleitet wurde.
Zusätzlich zum militärischen Training in Mexiko wurden ihre Mitglieder
nachweislich auch in Großbritannien, Frankreich, den USA und Japan in
Nahkampf und Aufstandsbekämpfung ausgebildet. Diese Gruppierung griff am
10. Juni 1971 gezielt die erste Demonstration nach dem Massaker von
Tlatelolco an. Rund 10.000 Studierende nahmen an der Demonstration teil.
Die Polizei zeigte kaum Präsenz und überließ die Straße bald den mehreren
Hundert "Halcones", welche die Demonstrierenden zuerst mit Bambusstöcken
und anschließend auch mit Schusswaffen angriffen. Rund 120 Menschen wurden
an diesem Tag in Mexikos Hauptstadt getötet, viele weitere verletzt.

Der mit den Studierenden solidarische Arzt Fernando Valadez schildert [3]
in einer der zahlreichen Gedenkveranstaltungen den Horror, den er an diesem
Tag erlebte: "Wir mussten beim Abtransport der Verwundeten auswählen, wen
wir aufgrund seiner Überlebenschancen mitnehmen konnten, viele waren zu
schwer verwundet und verbluteten auf der Straße". Außerdem berichtet
Valadez, dass die Halcones in ein Spital eindrangen, um Verwundete zu
ermorden. Valadez selber wurde während des Abtransports der Verletzten von
der Polizei verhaftet und galt für kurze Zeit als verschwunden.

Nach dem "Halconazo" entschieden sich viele junge Leute in Mexiko für den
Guerillakampf, da es offensichtlich keine demokratischen Spielräume für die
Linke gab. Die Regierung unter Luis Echeverría reagierte mit der Strategie
des "Schmutzigen Kriegs": Aufständische Gebiete wurden militarisiert,
Guerillas und andere Linke wurden verfolgt, gefoltert und hingerichtet.
Mehr als 600 Menschen gelten bis heute als gewaltsam verschwunden.

Am heutigen 50. Gedenktag des "Halconazo" sind erstmals auch mexikanische
Bundesinstitutionen aktiv und ein internationaler Kongress wurde von acht
Universitäten miteinberufen.

Einen der bekanntesten kulturellen Bezüge zu den Ereignissen vom 10. Juni
1971 realisierte kürzlich der Regisseur Alfonso Cuarón in seinem mit drei
Oscars preisgekrönten Film "Roma", in dem er mit der Person Fermin den
Werdegang eines "Falken" porträtiert. Auch die Szenen des Massakers drehte
Cuarón am exakten Tatort in Mexiko-Stadt.

Eine juristische Aufarbeitung der Ereignisse und somit auch eine
Rechenschaft des heute 99-jährigen Echeverría verhinderte der Oberste
Gerichtshof bisher. Mexiko ist das einzige lateinamerikanische Land, in dem
die Zeit der Repression der 1960er- und 70er-Jahre vollständig straflos
bleibt.

In der Pressekonferenz [4] zur Mobilisierung am 10. Juni lud das Comité 68
auch eine Vertreterin der pädagogischen Hochschule Mactumactzá ein.
Lehramtsstudierende in Chiapas, Puebla und Oaxaca erlitten kürzlich
anlässlich ihrer Mobilisierungen kollektive Verhaftungen und massive
Übergriffe der Behörden, ein Muster staatlicher Gewalt, das ungebrochen
scheint.


Anmerkungen:

[1] Am 2. Oktober 1968 hatten Soldaten und Paramilitärs das Feuer auf eine
Studentendemonstration auf dem Platz der drei Kulturen im Stadtteil
Tlatelolco der mexikanischen Hauptstadt eröffnet. Die genaue Opferzahl ist
bis heute umstritten, die Angaben reichen von 200 bis über 500 Tote

[2] https://www.jornada.com.mx/notas/2021/06/08/politica/comite-del-68-conmemora-el-50-aniversario-del-halconazo/

[3] https://www.facebook.com/Congreso50del71/videos/827682501183254

[4] https://www.facebook.com/comite68.org/videos/1500825466970095


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/06/251314/jahrestag-massaker-mexiko

 * 

Quelle:

© 2021 by Philipp Gerber

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 22. Juni 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/446: Mexiko - Erneuter Mord an einem Umweltschützer in Guerrero (Philipp Gerber)

Mexiko: Erneuter Mord an einem Umweltschützer in Guerrero

Von Philipp Gerber, 30. Mai 2021



Chilpancingo. Marco Antonio Arcos Fuentes, Präsident des Dorflandrats von
Jaleaca de Catalán im Bundesstaat Guerrero, ist vergangenes Wochenende von
einer bewaffneten Gruppe ermordet [3] worden. Er hielt sich gerade in der
Hauptstadt Chilpancingo auf. Nur Minuten nach der Gewalttat trafen
Polizisten sowie Nationalgardisten am Ort des Geschehens ein, suchten
jedoch erfolglos nach den Angreifern. Familienangehörige des Opfers und die
Einwohner von Jaleaca beschuldigen die Behörden, mitschuldig an dem
Verbrechen zu sein. Sie hätten Hinweise auf die Bedrohungslage durch
kriminelle Gruppierungen ignoriert, die Raubbau am Wald der Gemeinde
betreiben.

Ein Bürger von Jaleaca, der um Anonymität bat, versicherte gegenüber der
lokalen Presse, dass "die Behörden des Ministeriums für Umwelt und
natürliche Ressourcen und der Bundesanwaltschaft für Umweltschutz in
Absprache mit dem organisierten Verbrechen agieren und diese Straftaten
zulassen". Arcos war im 3.000-Seelen-Dorf Jaleaca de Catalán zum
Präsidenten des Dorflandrats gewählt worden, "weil er eine ehrliche und
aufrichtige Person ist, er kämpfte immer gegen Korruption".

Marco Arcos kehrte [4] erst 2020 nach 25 Jahren Exil aus den USA zurück und
übernahm das Amt Anfang 2021. Bei einer Demonstration im Februar
verurteilte [5] er den Diebstahl von Holz aus dem Gemeindewald und warnte
vor dem Auftreten einer bewaffneten Mafiagruppierung in den Bergen um die
Hauptstadt Chilpancingo. Er forderte die Intervention der Armee und der
Nationalgarde. Er warnte davor, dass der Papagayo-Fluss, der Acapulco und
Chilpancingo mit Wasser versorgt, bald austrocknen könnte, sollte die
Regierung den Ökozid nicht aufhalten.

Der Mord an Arcos reiht sich in eine Serie von Verbrechen gegen
Umweltschützer in Guerrero ein, die oft als Vorstand der Gemeindeländereien
amtieren. So fordert das Dorf Guajes de Ayala nach Elías Gallegos Coria zu
suchen, der 2020 in der Region Tierra Caliente entführt [6] wurde. Auch in
diesem Fall äußerten die Dorfbewohner den Verdacht der Zusammenarbeit von
Polizeien und Militärs mit der Mafia.

Gemäß dem Menschenrechtsnetwerk Red TDT wurden 2019 und 2020 in Mexiko 45
Menschenrechtler ermordet [7]. Anlässlich des neuesten Falles gibt Raymundo
Díaz Taboada von der lokalen NGO "Colectivo Contra la Tortura y la
Impunidad" (Kollektiv gegen Folter und Straffreiheit) zu bedenken [8], dass
"Guerrero zwar eine lange Geschichte von Gewalt gegen Personen hat, welche
ihr Territorium verteidigen", nun jedoch eine Verschärfung der Angriffe auf
die Bauerngemeinden der Sierra und auf die indigene Region La Montaña zu
beobachten sei.

Im benachbarten Oaxaca wurde mit Fidel Heras Cruz im Januar dieses Jahres
ebenfalls ein Präsident eines Dorflandrats umgebracht [9]. Im Dorf Paso de
la Reyna folgten vier weitere Morde an Verteidigern des Flusses Río Verde,
ohne dass die Taten bisher auch nur ansatzweise aufgeklärt wurden.
Inzwischen kontrolliert die Gemeinde mit einem Camp den Dorfeingang, um vor
weiteren Angriffen gewappnet zu sein.


Anmerkungen:

[1] https://www.jornada.com.mx/2021/05/23/estados/025n1est

[2] https://www.jornada.com.mx/notas/2021/05/26/estados/exige-justicia-por-ecologista-asesinado-en-jaleaca-de-catalan/

[3] https://www.jornada.com.mx/2021/02/05/estados/021n1est

[4] https://suracapulco.mx/grupo-criminal-con-respaldo-de-militares-explota-los-bosques-y-desaparecio-a-tres-defensores-denuncian/

[5] https://redtdt.org.mx/semillas-de-dignidad-y-lucha-situacion-de-personas-defensoras-en-mexico-2019-2020/

[6] https://www.proceso.com.mx/nacional/estados/2021/5/24/ong-alerta-sobre-incremento-de-la-violencia-contra-activistas-en-guerrero-264511.html

[7] https://amerika21.de/2021/01/247402/mexiko-fidel-heras-cruz-verbrechen


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/05/250920/mexiko-erneuter-mord-einem-umweltsch
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SCHACH-SPHINX/07320: Wissenschaft reinsten Wassers (SB)

Nach Vitalis Norström (1856-1816) war Schach eine "spielende und
scherzende Kunst", was keineswegs ironisch gemeint war, denn als
Mitglied der schwedischen Akademie der Wissenschaften hegte er eine
besondere Wertschätzung vom Königlichen Spiel. Norström war zu seiner
Zeit ein wortstarker Kulturkritiker, der blinden Massenkonsum,
primitiven Naturalismus und den einfältigen Intellektualismus vieler
seiner Zeitgenossen harsch attackierte und überhaupt die Grundlagen
einer angeblichen Hegemonie des mechanistischen Weltbildes in Zweifel
zog. Für ihn hatte nur Belang, was einer strengen Wissenschaftlichkeit
folgte, was das Schachspiel aufgrund seiner Theorie und Logik durchaus
tat. Einen hohen Wert genoß für Norström vor allem die Komposition,
verband sich darin doch die Idee in ihrer Grenzenlosigkeit mit der in
der Enge kristallisierenden Form und Herausforderung. Geist und Auge
müssen zueinander finden, was im heutigen Rätsel der Sphinx aus der
Partie zwischen Jegin und Tukmatow nicht unbedingt zutraf. Der weiße
Angriff hatte sich mit Blendwerk umgeben, war aber nur aufgeblasen und
scheinbar wirksam, was Tukmatow mit einem Handstreich unter Beweis
stellte. Die Gewitztheit war auf schwarzer Seite, Wanderer.
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Jegin - Tukmakow

Moskau 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ljubojevic stand in ganzer Blüte, als er mit 1.Tf1xf5!! einen
raffinierten Opferreigen einläutete, der Durao zu 1...De6xf5 2.Te1xe4
0-0-0 verpflichtete, weil der schwarze König ansonsten in der Mitte
untergegangen wäre. Allein, auf dem Damenflügel war die Majestät nicht
sicher, denn nun trieb Ljubojevic nach 3.Sc4-d6+ Lc7xd6 4.Dd3-a6+! Kc8-
c7 5.Da6xa7+ Kc7-c8 mit 6.La4-b5!! einen Pfahl ins Herz der schwarzen
Stellung. Weil 6...c6xb5 wegen der Mattfolge 7.Da7-a6+ Kc8-c7
8.La3xd6# nicht half, stellte Durao seinen König vom Brett.
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SCHACH-SPHINX/07319: Geometrie der Zahl (SB)

Es war um das Jahr 840, als arabische Mathematiker die Aufgabe lösten,
mit einem Springer alle 64 Felder des Brettes einmal zu betreten und
mit dem letzten Schritt so abzuschließen, daß der Kontakt zum
Startfeld wieder hergestellt war. Da die alten Manuskripte in
Privatbesitz waren oder in Bibliotheken staubig wurden, entdeckten
erst im 18. Jahrhundert Europas Mathematiker dies Problem erneut und
stürzten sich mit Wissenseifer darauf. Ihnen ging es in erster Linie
darum, allgemeingültige Lösungsmethoden herauszuarbeiten, die das
Probieren auf gut Glück überflüssig machen sollten. Tatsächlich gibt
es verschiedene Ansätze zur Problemlösung, und es ist erstaunlich, wie
stark die europäische Denk- und Kulturgeschichte vom Erbe der Araber
noch bis heute zehrt. Auf dem Schachbrett indes hilft Mathematik nur
bedingt, weil sich Strategie und Logik nicht unbedingt von
Zahlenketten einfangen lassen. Im heutigen Rätsel der Sphinx zeigte
der jugoslawische Großmeister Ljubojevic 1974 in seiner Partie gegen
Durao seine ganze Genialität. Auf dem Brette lag noch Stille, aber
Ljubojevics spähender Blick durchdrang das Dunkel der Stellung. Nun,
Wanderer, nach welchem Takt spielte die weiße Musik?
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Ljubojevic - Durao

Orense 1974


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Seirawan fand den Dreh, als er mit 1.Tg3xg7+! die schwarze
Königsstellung zertrümmerte und nach 1...Kg8xg7 2.Dc5-g5+ Kg7-f7
3.Dg5xf6+ Kf7-e8 4.Ld3-g6+ Sd6-f7 5.Lb2-e5! zum letzten Lanzenstoß
ansetzte. Aufgrund der vernichtenden Drohung 6.Le5xc7 nebst 7.Df6-d8#
gab sich Barbero dem Jugendweltmeister geschlagen.
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KOMMENTAR/279: Olympia Tokio - Orwell lässt grüßen ... (SB)



Die Olympischen und Paralympischen Spiele in Tokio könnten nicht nur
als die unpopulärsten Sommerspiele in die Annalen eingehen, wenn man
sich die breite Ablehnung in der japanischen Bevölkerung anschaut,
sondern auch als die größten "Big Brother-Spiele", die es jemals gab.

Hatte es vor gut drei Jahren schon geheißen, dass bei den Spielen im
"Hightechland Japan" die Wettkampfstätten erstmals in der
Olympia-Geschichte mit automatisierter Gesichtserkennungs-Technologie
ausgestattet würden, obwohl der Einsatz der biometrischen
Gesichtserkennung und daran gekoppelten Zugangskontrollen ein Schritt
zur omnipräsenten Alltagsüberwachung darstellt, so könnte die aktuelle
COVID-19-Pandemie keine besseren Vorwände liefern, um die Akzeptanz
weiterer innovativer Überwachungstechnologien voranzutreiben.

Vor dem Hintergrund, dass in Japan bislang nur ein kleiner Teil
der Bevölkerung mit mindestens einer Dosis gegen das Coronavirus
geimpft wurde sowie von Befürchtungen, dass sich eine vierte
Corona-Welle im Anmarsch befindet, sollen nun alle ausländischen
Journalisten per GPS, sprich Handy-Ortung, überwacht werden. Die rund
6000 akkreditierten Medienleute, die wie alle Olympia-Gäste von der
Quarantänepflicht freigestellt sind, müssen den Behörden schon vor
der Anreise eine detaillierte Liste derjenigen Orte vorlegen, die sie
während der ersten zwei Wochen ihres Aufenthaltes in Japan besuchen
wollen. Sie kommen damit den "Whereabout"-Regeln für Topathleten, die
im Rahmen des Anti-Doping-Regimes sogar drei Monate im Voraus Angaben
über ihren Aufenthaltsort machen müssen, schon recht nahe. Eine
flächendeckende Geolokalisierung per GPS konnte für internationale
Spitzenathleten allerdings (noch) nicht durchgesetzt werden, so dass
Journalistinnen und Journalisten in diesem Punkt eine Vorreiterrolle
einnehmen. Während sich manche Medienschaffende über die
Bewegungseinschränkungen mokieren, wird geflissentlich darüber
geschwiegen oder es als normal betrachtet, dass für Kaderathleten
sogar noch viel schärfere Einschränkungen der persönlichen Freiheiten
zum Berufs- und Alltagsleben gehören. Die Sorge der Sportjournalisten
ist vielmehr, dass die OlympiateilnehmerInnen nicht oft genug
auf Doping getestet werden konnten und dass Quarantänemaßnahmen dazu
genutzt wurden, die vermeintliche "Chancengleichheit" im Sport zu
unterminieren. Stimmen wie von Mitsuru Fukuda, Professor am College of
Risk Management der Nihon University, der zu bedenken gab, dass die
Überwachung von Ausländern per GPS im Interesse einer sicheren
Durchführung der Olympischen Spiele zu einer Einschränkung der
Freiheit und der Menschenrechte führen könnte, sind allenfalls
Marginalien und dienen eher der Alibiberichterstattung. [1]

Abweichungen vom "personal playbook", vom Regelbuch, das einem
persönlichen Laufplan gleichkommt, sind Journalisten in Japan
strengstens untersagt. Um sicherzugehen, dass sie tatsächlich nur an
die erlaubten Orte gehen, "werden wir GPS nutzen, um ihr Benehmen
streng zu regeln", kündigte Cheforganisatorin Seiko Hashimoto an. [2]
Die ständige Überwachung der Handy-Daten von Journalisten solle zum
einen der Kontakt-Nachverfolgung dienen, zum anderen sicherstellen,
dass die ausländischen Besucher sich an die Regeln hielten, betonte
auch der geschäftsführende Direktor des lokalen Vorbereitungskomitees,
Toshiro Muto. [3]

Bei Verstößen droht den Gäste-Reportern der Entzug ihrer
Akkreditierung. Journalisten haben außerdem zur Auflage, sich nur in
einem der rund 150 dafür vorgesehenen Hotels und nicht in
Privatunterkünften einzumieten. Die Benutzung öffentlicher
Verkehrsmittel oder der Einkauf in Supermärkten oder Geschäften ist
den Besuchern während der 14 Tage verboten. Die Maßnahmen gelten nicht
nur für Journalisten, sondern auch für Athleten, Betreuer und
Offizielle. Von der GPS-Ortung sind sowohl Japaner als auch im Land
ansässige Ausländer betroffen, die sich sofort nach ihrer Einreise in
eine 14tägige Quarantäne begeben müssen. Solche Tracing-Funktionen per
GPS sind in Deutschland noch kein Standard, stehen aber auf der
Wunschliste nicht nur der Pandemiebekämpfer.

Da das Großevent siebzehn Tage dauert, können Journalisten allenfalls
an den letzten Tagen unabhängig entscheiden, worüber sie berichten
möchten. Damit ist eine freie Berichterstattung, die sich auch
(problematischen) Themen außerhalb des Sports widmet und Leute, Land
und Leben in Japan in den Fokus nimmt, zumal vor dem Hintergrund der
Reaktorkatastrophe von Fukushima, kaum noch möglich. Lediglich in den
letzten drei Tagen, wenn das Event quasi schon gelaufen ist, dürfen
sich die Journalisten nach eigenem Gusto bewegen. Aufgrund der
Gefahr, abgehört oder per GPS lokalisiert zu werden, sind
investigative Journalisten zudem gehalten, entweder auf eine
kritische Berichterstattung zu verzichten oder bei Treffen mit
sensiblen Quellen das Handy zu Hause zu lassen oder abhörsicher zu
verstauen.

Das kommt wiederum dem Internationalen Olympischen und Paralympischen
Komitees zugute, die am liebsten nur über Sport im engeren Sinne
berichten möchten und auf eine möglichst unterhaltsame Inszenierung
des Massenspektakels beharren, welche die Politik, jedenfalls nach
Definition der maßgeblichen Stakeholder, weitgehend ausblendet. So
ist kaum damit zu rechnen, dass es während der Spiele zu massenmedial
begleiteten Protestaktionen auf der Insel kommt, die beispielsweise
den Plan der japanischen Regierung, in etwa zwei Jahren damit zu
beginnen, rund 1,25 Millionen Tonnen nur unzureichend gereinigtes
Wasser auf dem Gelände der Atomanlage von Fukushima ins Meer
einzuleiten, aufs Tapet bringen.

Dass die Bewegungen der MedienvertreterInnen nun per GPS kontrolliert
und nachverfolgt werden sollen, wird zwar als Ärgernis wahrgenommen,
doch ebenso als wohl unvermeidliche Einschränkung bei der
Coronabekämpfung akzeptiert. Tatsächlich sind die wohlfeilen Vorwände
umfassender Geolokalisierung fast beliebig austauschbar. Es bedarf
nicht der COVID-19-Pandemie, um die eigentliche Zielrichtung der
Maßnahmen auszumachen. Ausgerechnet in Griechenland, der Wiege
Olympias, hat nun die Regierung ein neues Gesetz auf den Weg gebracht,
das alle Bürgerinnen und Bürger zwecks zentralisierter
Arbeitsüberwachung der Kontakt- und Lokalisierungskontrolle
unterwerfen soll. "Mit einer GPS-Erfassung der Standortdaten der
Arbeitnehmer soll die Anwesenheit der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz,
samt deren Bewegungsprofil registriert werden. Die Daten landen auf
dem zentralen staatlichen Server. Dort sollen der Arbeitgeber, der
Arbeitnehmer und der Staat Zugriff darauf haben", berichtete heise.de
kürzlich über das in Europa einzigartige Vorhaben [4].

In Deutschland ist eine anlasslose Totalüberwachung von Beschäftigten
mittels GPS - etwa im Homeoffice zur Überprüfung von Arbeitsleistungen
oder -verhalten - noch nicht erlaubt. Es könnten aber Umstände
eintreten oder künstlich herbeigeführt werden, die die arbeits- und
datenschutzrechtlichen Schranken überwinden helfen. Spitzen- und
Nachwuchsathleten, die Schwerstarbeit vergleichbare Tätigkeiten
verrichten und gewöhnlich nicht gegen körperliche Ausbeutungsformen sowie
verbesserte Arbeits-, Sport- oder Freizeitüberwachung aufbegehren, da
sie integraler Bestandteil von Leistungsprinzip und -kultur sind,
wurden von der Deutschen Sporthilfe längst dazu auserkoren, die
"digitale Transformation im Sportsektor" voranzubringen. So hat die
Elitenstiftung mit der Unterstützung ihrer Nationalen Förderer und
Partner Ende letzten Jahres einen Digitalen Beirat ins Leben gerufen,
"dem hochrangige Führungskräfte sowie IT- und Digitalexperten der
wichtigsten Wirtschaftspartner und Stakeholder angehören. Sie werden
die Sporthilfe ab sofort mit Vorschlägen, Impulsen und Beratung bei
den Herausforderungen der digitalen Transformation unterstützen und
ihr Know-how bei IT- und Digitalisierungsfragen einbringen". [5]

Was von der Sporthilfe und ihren Partnern aus der IT-Industrie -
übrigens auch und gerade von der Sportwissenschaft - als "neue
Chancen für Athleten, Fans und Unternehmen" verkauft wird, ist die
geschichtlich beispiellose Vermessung, Überwachung und Verwertung der
Athletenressource mithilfe digitaler Tracking- und Analyse-Verfahren.
Im Profifußball wird bereits ein digitaler Spielerpass ausgegeben
(siehe SV Werder Bremen), der sämtliche Leistungs-, Ernährungs- und
sonstigen Biodaten jedes einzelnen Spielers fortlaufend und zentral
erfasst, um letztlich noch mehr Leistung aus dem häufig
angeschlagenen oder verletzten Spielermaterial herauszukitzeln. Das
wird aber nicht als digitalisierte Ausbeutung bezeichnet, sondern als
Optimierung des Verhältnisses zwischen Belastung und Regeneration -
natürlich zum Vorteil aller. [6]

Fußnoten:

[1] https://news.trust.org/item/20210609143850-ybf2i. 09.06.2021.

[2] https://www.epochtimes.de/sport/auslaendische-reporter-sollen-bei-olympia-in-tokio-per-gps-ueberwacht-werden-a3531140.html. 08.06.2021.

[3] https://www.faz.net/aktuell/sport/olympia/olympia-gaeste-in-tokio-werden-per-gps-daten-verfolgt-17382636.html. 10.06.2021.

[4] https://www.heise.de/tp/features/Der-glaeserne-Grieche-6067384.html?seite=all. 10.06.2021.

[5] https://www.sporthilfe.de/ueber-uns/medien/pressemitteilungen/digitale-transformation-deutsche-sporthilfe-ruft-prominent-besetzten-digitalen-beirat-ins-leben. 17.12.2020.

[6] https://www.butenunbinnen.de/sport/werder-verletzungen-ki-digitale-spielerpaesse-100.html. 06.08.2020.
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COMIC STRIP/0164: Magus Rolf - Andere Welten ... (SB)
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COMIC STRIP/0163: Hartze - Nur ein Sänger ... (SB)
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